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STADT EMMERICH AM RHEIN

DER BURGERMEISTER

Einladung
zur 30. Sitzung

des Ausschusses fur Stadtentwicklung
am 24.09.2013
um 17:00 Uhr im Ratssaal

Tagesordnung

Einwohnerfragestunde

Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 25.06.2013

Fraktionsubergreifender Antrag der im Rat der Stadt Emmerich am

Rhein vertretenen Fraktionen vom 29.07.2013;

hier: Eingabe des Heimatvereines Hithum Borghees e. V.
"Unterfihrung der B 8 in Hithum"

Masterplan Hoch-Elten;
hier: 1) Ergebnisse Leitbildwerkstatt
2) Beschluss zum Leitbild
3) Planungswerkstatt und Projektzeitung

Bebauungsplanverfahren Nr. E 23/2 - Féahrstral3e / Hinter dem Hirsch -;
hier: Beschluss zur Durchfiihrung der friihzeitigen Offentlichkeitsbetei-
ligung nach § 3 (1) BauGB

Fallen eines Ahornbaumes sowie zwei Walnussbaumen auf dem
Grundstiick Gemarkung Emmerich, Flur 10, Flurstiick 1113,
Netterdensche Stralle

Verfahren zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. E 7/1 -
HansastralRe - Goebelstral3e - Gerhard-Storm-Stral3e -;
hier: 1) Bericht iber die Beteiligungen der Offentlichkeit und der Be-
hérden nach 88 3 (2) und 4 (2) BauGB
2) Satzungsbeschluss

Bebauungsplanverfahren Nr. E 7/7 - Gerhard-Storm-Straf3e / Nordost -;
hier: 1) Bericht tiber die Beteiligungen der Offentlichkeit und der Be-
hérden nach 88 3 (2) und 4 (2) BauGB
2) Satzungsbeschluss

Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 - Neustadt / Sud -;
hier: Beschluss zur Durchfihrung der frihzeitigen Offentlichkeitsbetei-
ligung nach § 3 (1) BauGB

11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 - HafenstraRe -;
hier: 1) Bericht zu den durchgefuhrten Beteiligungen gemal § 3 Abs. 1
und 2 BauGB und gemé&R § 4 Abs. 1 und 2 BauGB
2) Satzungsbeschluss
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Fraktionsubergreifender Antrag der im Rat der Stadt Emmerich am Rhein vertretenen

Fraktionen vom 29.07.2013;

hier: Eingabe des Heimatvereines Hithum Borghees e. V. "Unterfiihrung der B 8 in Hithum"

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung

24.09.2013

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t den Antrag des Heimatvereins Hiuthum-
Borghees e.V. betreffend der 'Unterfihrung der B8 in Hithum’ mit dem verwaltungsseitig

dargelegten Prufergebnis abzulehnen.
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Sachverhalt :

Ausgangslage

Mit Datum vom 03.02.2009 wurde durch den Rat der Stadt Emmerich am Rhein, im Rahmen
des Bahnibergangbeseitigungskonzeptes, anstelle der beiden Bahniibergange Felix-
Lensing-Stral3e und Eltener StralRe ein gemeinsames Eisenbahniuberfihrungsbauwerk
beschlossen. Dieses Bauwerk sollte gemall dem Wunsch des Ausschusses fir
Stadtentwicklung ausgesprochen flachenschonend erstellt werden, so dass die
landwirtschaftlichen Flachen des Betriebes Bossmann nicht unndétig zerschnitten werden.

Der Landesbetrieb StraBebau NRW als Stra3enbaulasttrager sah hier eine
StraRenuberfiihrung SU vor (siehe Abb. 1).
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Im Rahmen der Vorplanung zur BU-Beseitigung sind vom Vorhabentrager, dem
Landesbetrieb StraRenbau NRW, durch das Ingenieurbiiro Kocks Consult, verschiedene
Varianten entwickelt worden. Als Trassen wurden der Bestand sowie die Bahnquerung im
Bereich des heutigen BU Felix-Lensing-StraRe in Hoch- und Tieflage gewahlt.

Variante 1 Eisenbahniiberfiihrung EU Tieflage im Bestand B8

Variante 2 StraReniiberfiihrung SU Hochlage Entwurfsgrundlage RAL / RASt 06
Variante 3 StraReniberfiihrung SU Hochlage Entwurfsgrundlage RAL

Variante 4 Eisenbahniiberfiihrung EU Tieflage im Bereich des BU Felix-Lensing-Str.

Als weiterzufiihrende Version wurde Variante 1 gewdahlt. Diese hat gegenlber der Variante 2
zwar wirtschaftliche Nachteile, jedoch eine erheblich geringere Flacheninanspruchnahme,
die im Zuge der Umweltvertraglichkeitspriifungen schwer wiegen wird.

Nach Vorstellung und Diskussion dieser Variantenbetrachtung im Arbeitskreis OPNV/SPNV
und dem Ausschuss fir Stadtentwicklung wurde am 31.05.2011 durch den Rat der Stadt
Emmerich am Rhein nachfolgende Anderung des Bahniibergangbeseitigungskonzeptes
beschlossen:
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1. Bau einer Eisenbahniberfiihrung im Verlauf der Eltener Stral3e im Ortsteil Hithum und
2. Anschluss der Felix-Lensing-Stral3e in Hohe des lltisweges (siehe Abb. 2)

Antragsinhalte

Am 10.07.2013 wurde durch den Heimatverein Hiuthum-Borghees e.V. ein Antrag auf

Erstellung einer gemeinsamen Unterfihrung fur die B8 und die Felix-Lensing-StralRe gestellt

(Anlage 1). Eine Ergadnzung zu diesem Antrag wurde am 26.08.2013 eingereicht (Anlage 2).

Zusammenfassend sind im Antrag des Heimatvereins folgende Fragestellungen aufgezeigt:

1. Besteht die Mdglichkeit der Schaffung der gleichen rechtlichen Verhéltnisse wie am
Bahniibergang B 8 in Hithum (Strafenkorper zum Teil innerhalb der OD) und somit
die Moglichkeiten der kleineren Bauweise der Unterflihrung?

2. Wenn 1. moglich ist, Prifung der vom Heimatverein vorgeschlagenen Straf3enfiihrung
mit den entsprechenden Baukosten.

3. Prifung auf Moglichkeit eines Kreisverkehrs auf der Hohe der Altenlastenflache, um
die in Punkt 1 genannten Bedingungen zu erflllen.

4. Prifung einer Pkw-Unterfihrung an der Felix-Lensing-Stral3e etwas versetzt zum
jetzigen Stral3enkoérper, um die Baukosten zu senken. Bauhthe mindestens 3,20 m.

5. Prifung einer Radwege- bzw. Wirtschaftswegeunterfiihrung an gleicher Stelle.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Stadt Emmerich am Rhein hat zur Klarung der aufgestellten Fragen das bereits mit den
Planungen vertraute Ingenieurbiiro Kocks Consult und den Landesbetrieb StraRenbau NRW
um Stellungnahme gebeten.
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Zu den vorgenannten Fragestellungen wurde wie folgt Stellung genommen:

Zu 1. Besteht die Mdglichkeit der Schaffung der gleichen rechtlichen Verhéaltnisse wie am
Bahniibergang B 8 in Hithum (Strafenkérper zum Teil innerhalb der OD) und somit
die Moglichkeiten der kleineren Bauweise der Unterflihrung?
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Variante 2 — Blldauszug Varlantenbewertung Kocks Consult GmbH

Die vom Heimatverein vorgeschlagene und im Antrag dargestellte Variante sieht die
Querung der B8 neu im Bereich der BU Felix-Lensing-Stral3e vor. Dieser Variante liegt
zugrunde, dass durch eine Grenzwerttrassierung und durch eine Verringerung der
Entwurfsgeschwindigkeit die baulichen Aufwendungen reduziert und dadurch die Baukosten
minimiert werden. Die Trassierungselemente wie z.B Sichtweiten, Langsneigungen usw.
beruhen auf der Annahme einer Innerortsstral3e mit der max. zul. Geschwindigkeit von 50
km/h und Berticksichtigung der entsprechenden RASt 06 (Richtlinien fir die Anlage von
StadtstralRen).

Die angedachte Linienfihrung hat jedoch den Charakter einer Aul3erortsstral3e. Der
Straenraum ist nicht durch Wohnbebauung oder GrundstiickserschlieBungen gepragt. Sie
ist aufgrund dessen nach den Richtlinien fur die Anlage von Landstralien RAL - 2012 zu
entwerfen.

Diese Charakteristik durch die Umsetzung eines noch aufzustellenden Bebauungsplanes im
Bereich der Wiese Bossmann abzuandern und somit den Innerortscharakter mit
entsprechend moéglichen Trassierungselementen und geringeren Geschwindigkeiten zu
ermdglichen ist mit dem Landesbetrieb StralRenbau NRW diskutiert worden.

Dieser nimmt hierzu wir folgt Stellung (Anlage 3):

...... Eine verlegte B 8 zur Beseitigung zweier Bahnibergange hatte nach den Planungs-
grundséatzen fur Landstrafl3en weiterhin mindestens tberregionale Verbindungsfunktion,
daher mindestens Entwurfsklasse (EKL) 3 (besser 2) nach den RAL 2012. Sie ist als
anbaufreie, I. d. R. zweistreifige Stral3e aul3erhalb bebauter Gebiete zu fihren. Geplante
Bebauungen stiinden diesem Leitsatz nicht im Wege, da schon bei der Aufstellung eines B-
Planes das Anbauverbot von Seiten der StralRenbauverwaltung geltend gemacht werden
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wirde und somit der Charakter einer Ortschaft/Ortslage nicht gegeben ware. Somit lagen
auch die Voraussetzungen fir das Anordnen einer Ortstafel bzw.
Geschwindigkeitsbeschrankung nicht vor. Voraussetzungen, unter denen eine Zustimmung
erteilt werden kdnnte, sind nicht erkennbar.... .

Zu 2. Wenn 1. moglich ist, Prifung der vom Heimatverein vorgeschlagenen Stral3enfiihrung
mit den entsprechenden Baukosten.

Die vom Heimatverein Hithum-Borghees vorgeschlagene Trasse ist aufgrund der

Untersuchung der Buros Kocks Consult (Anlage 4) sowie der Stellungnahme des
Landesbetriebes nicht mdglich, somit war eine Prifung der Baukosten entbehrlich.

Zu 3. Prufung auf Méglichkeit eines Kreisverkehrs auf der Héhe der Altenlastenflache, um
die in Punkt 1 genannten Bedingungen zu erfillen
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Varlante 3- Blldauszug Varlantenbewertung Kocks Consult GmbH

=5 i

Diese Trassierungsvariante wurde durch das Biro Kocks Consult bewertet.

- Das Konzept der Variante 3 (hier Kreisverkehr) ist wegen der geometrischen
Zwangspunkte und der raumlichen Enge im Bereich der neu zuplanenden Eisenbahniber-
fuhrung nur mit Entwurfselementen fur V=50 km/h nach RASt 06 sinnvoll umsetzbar.

Dies steht im Konflikt mit der StraRenraumcharakteristik und den daraus abzuleitenden
ZielgroRRen fur die StraRenplanung.

Da sich der Trogabschnitt nicht im Geltungsbereich eines Zeichens 310 (Ortstafel) einordnen
lasst, gelten fir die StralRenplanung die Anforderungen an eine LandstralR3e nach RAL. Die
daraus abzuleitenden Trassierungsparameter erfordern deutlich gréRRere Entwicklungslangen
fur den Trog. Es ist nicht tblich von vornherein Geschwindigkeitsbeschrankung/
ausstehende verkehrsrechtliche Anordnungen einer Planung zugrunde zu legen, sondern es
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sind planerische Alternativen zu untersuchen, die bessere Bedingungen fir die
Verkehrssicherheit und die Leichtigkeit des Verkehrsablaufes schaffen.

Ein weiterer Grund fur das Verwerfen der Variante 3 (hier Kreisverkehr) ist, dass die
Verkehrsstarken auf den Zufahrten des Kreisverkehrsplatzes stark unterschiedlich sind und
nach den Entwurfsrichtlinien Einmindungen statt Kreisverkehrsplatze vorzusehen waren.
Der Vorteil des Kreisverkehrsplatzes, die groRe Richtungsanderungen auf kleinem Raum
ermoglichen, kann bei zugrunde legen der RAL nicht genutzt werden.

Die Stellungnahme des Landesbetriebes Strallebau NRW (Anlage 3) gilt wie bei Punkt 1
entsprechend.

Zu 4. Prifung einer Pkw-Unterfihrung an der Felix-Lensing-Stralie etwas versetzt zum
jetzigen StralRenkdrper, um die Baukosten zu senken. Bauhthe mindestens 3,20 m.
Zu 5. Prifung einer Radwege- bzw. Wirtschaftswegeunterfiihrung an gleicher Stelle.

Die Uberlegungen zu Punkt 4 + 5 zielen auf die Herstellung von 2 Eisenbahntiberfiihrungen
fur den Fall ab, dass die beantragte Variante nicht zu realisieren ist. Neben der EU im Zuge
der B8 gemal Variante 1 (Planung Landesbetrieb) soll an der Felix-Lensing-StralRe eine
weitere Uberfiihrung gebaut werden.

In beiden Féllen wéare die Stadt Emmerich am Rhein Stral3enbaulasttragerin.
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Variante 4 — Bildauszug Variantenbewertung Kocks Consult GmbH

Zu 4. Prifung einer Pkw-Unterfihrung an der Felix-Lensing-Stral3e etwas versetzt zum
jetzigen StralRenkorper, um die Baukosten zu senken. Bauhthe mindestens 3,20 m

Die neue EU Felix-Lensing-StraRRe kénnte in Form eines Verbindungsweges nach den
Richtlinien fur den landlichen Wegebau DWA-A 904, als Pkw-Unterfihrung mit einer
eingeschrankten Lichten Hohe (z.B. 3,20 m) ausgebildet sein. Dies ergibt &hnliche
Rampenlangen wie fir eine StadtstraRe mit Vzul= 50 Km/h. Da der Radweg nicht gesondert
gefuihrt werden wirde, betréagt die lichte Weite nur 7,00 m gegenuber 12,25 m fir den Trog
der verlegten B8. Jedoch werden wegen der Anbindung des Verbindungsweges an die Felix-
Lensing-Straf3e potentielle Wohnbauflachen zerschnitten.
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Unter Beriicksichtigung der beidseits der Bahnstrecke zur Verfligung stehenden
Entwicklungslangen von 150 m fur die Rampenausbildung wéare die Anlage einer
.reduzierten* Eisenbahniuberfiihrung méglich.

Zu 5. Prifung einer Radwege- bzw. Wirtschaftswegeunterfiihrung an gleicher Stelle.

Nach RASt-06, Ziffer 6.1.8.8 haben Unterfiihrungen fur Ful3ganger und Radfahrer
mindestens eine lichte Hohe von 2,50 m. Aufgrund der Lange der Unterfihrung von 20 m
ergibt sich das Mindestmal’ flr die lichte Breite zu 6,00 m.

Vorrangig aus Grunden der sozialen Sicherheit und der hiermit verbundenen
Akzeptanzproblematik sollen Unterfiihrungen bei der Einfahrt voll einsehbar und der
Ausfahrtbereich nach Moglichkeit bereits tiberschaubar sein. Nicht Giberblickbare Ecken
sollen vermieden werden.

Fur einen Rad-/Gehweg mit einer lichten Hohe von 2,50 m ergibt sich eine Rampenlange
von ca. 65 m. Der Rad-/Gehweg lie3e sich mit einem geringen Flachenverbrauch herstellen.

Die Prifung einer Unterfihrung als Wirtschaftsweg entspricht Punkt 4.

Zu Punkt4 +5

Die Geometrien beider Bauwerke unterscheiden sich nur geringfiigig.

Die EU-Pkw hat eine Breite von 7,00 m bei einer Hohe von 3,20 m, die des Geh-, Radweges
eine Breite von 6,00 m bei einer Hohe von 2,50 m.

Die Kosten dieser Bauwerke waren, ohne Detailplanung, mit je ca. 5 — 7 Mio. € anzusetzen.
Strallenbaulast- und somit auch Kostentragerin der Malinahme ware die Stadt Emmerich
am Rhein.

Zusammenfassung

Die Vorschlage des Heimatvereins, sowohl die lineare Fihrung der B8 neu als auch die, die
einen Kreisverkehr einschliel3t, erfordern die Anwendung von Trassierungsparametern, die
nur einer Entwurfsgeschwindigkeit von 50 km/h gentigen.

Aufgrund der Streckencharakteristik — auf3erorts, ahnlich einer Ortsumgehung - sind jedoch
die Parameter der Richtlinien fur die Anlage von Landstral3e (RAL) anzuwenden, die eine
grol3ziigigere Trassierung zur Folge haben. Zudem sind die Einsatzkriterien fiir den
Kreisverkehrsplatz nicht erfullt.

Der Stellungnahme des Landesbetriebes StraRenbau (Anlage 3) ist eindeutig zu entnehmen,
dass Voraussetzungen, unter denen eine Zustimmung zur Anderung der geforderten
Trassierungselemente erteilt werden kdnnte, nicht erkennbar sind.

Die Anordnung der unter Punkt 4 + 5 aufgezeigten Bauwerke ist aufgrund der
anzuwendenden Richtlinien und den sich hieraus ergebenden Trassierungsparametern
durchaus maglich.

Die Finanzierbarkeit ist jedoch in Frage zu stellen.

Die Bericksichtigung einer dieser MalRnahmen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz
scheidet aus, da bereits ein Bauwerk (EU B8) besteht, das alle Verkehrsarten bedient.

Die Notwendigkeit eines zusatzlichen Bauwerkes ist aufgrund der aktuell in 2012
gemessenen Verkehrszahlen mit einem Spitzenstundenwert mit 317 Kfz sowie einer als sehr
gering zu definierender Anzahl von Radfahrern und Fu3gangern nicht zu begriinden.

Die Schatzkosten in Hohe von 5 — 7 Mio. wirden infolge dessen komplett durch die Stadt
Emmerich am Rhein zu Gibernehmen sein. In Anbetracht der Haushaltslage sowie der
Signalwirkung fur andere Ortsteile ist dies nicht zu rechtfertigen.
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Bei der Beurteilung dieser Variante sollten allerdings nicht nur die verschiedenen
Trassierungselemente, Geschwindigkeiten, Ortdurchfahrten usw. beurteilt werden.
Durch den Bau dieser Variante sind dazu auch 6kologische und vor allem stadtebauliche
Aspekte zu beriicksichtigen.

Die betreffende im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein als Wohnbauflache
dargestellte Flache ist eine wertvolle ortskernnahe Potentialflache.

Mit dem Streckenausbau der Betuwelinie wird fir diese Flache auch entsprechender
Larmschutz errichtet. Dies bedeutet, dass die Voraussetzungen vorliegen, hier ortskernnahe
qualitatsvolle Wohnbauflachen zu schaffen. Mit der angedachten Verlegung der
BundesstralRe gehen fir diese nicht unwesentliche Potentialflachen verloren.

Des Weiteren wéren auch fur die neue StraRenfiihrung weitere Larmschutzmafl3nahmen
erforderlich, die wiederum zu weiteren Flachenverlusten fihren.

Ebenfalls ist vor dem Hintergrund einer erheblichen zusatzlichen Flachenversiegelung im
Vergleich zu der aktuell geplanten Bahnibergangbeseitigung im derzeitigen Verlauf der B8
diese Variante von Nachteil.

Auch aus diesen stadtebaulichen Erwéagungen ist eine entsprechende Bauleitplanung mit der
seitens des Antragstellers vorgelegten Zielrichtung abzulehnen.

Hinsichtlich der rechtlichen Wirdigung der seitens des Gutachters und des Landesbetriebes
vorgebrachten Stellungnahmen hat die Verwaltung auch Herrn Dr. Oerder, der die Stadt
Emmerich am Rhein im Rahmen der Betuwe-Planung rechtlich berat, ebenfalls um
Stellungnahme gebeten.

Herr Dr. Oerder stimmt der Vorlage inhaltlich zu. Gegen das Votum des Landesbetriebes
NRW sei eine Bauleitplanung entsprechend den Vorstellung des Heimatvereins, mit der
Folge die ErschlieRung des geplanten Wohngebietes (iber die neue BundesstralRe und der
daraus abgeleiteten Trassierungserleichterung, nicht durchzusetzen. Die vom Landesbetrieb
angegebenen Grinde seien sachgerecht, zumindest aber gut vertretbar. Aus Sicht des Herrn
Dr. Oerder bestiinde bei einer gezielten Herbeifiihrung der Funktion einer zu planenden
Bundestral3e als innerortliche und zum Anbau bestimmten Stral3e die Gefahr eines
Planungsfehlers, auf den sich ggfs. auch Dritte berufen kénnten. Darliber hinaus sieht Herr
Dr. Oerder auch Probleme bei der Planbarkeit des Wohngebietes unmittelbar angrenzend an
die BundesstralRe und die Herbeiflihrung einer auskbmmlichen Zeitschiene. So kdnnte die
Planung fur die Verlegung der Bundesstral3e erst umgesetzt werden, wenn der
Planungsprozess fiir den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan bereits abgeschlossen
ist.

Abschlieend weist die Verwaltung darauf hin, dass fur den Fall einer aktiven Planung gegen
das Votum des Stral3enbaulasttragers die mit dem Ministerium und der Bahn gefiihrten
konsensualen Verabredungen zu den BU-Beseitigungen widersprache und somit die seitens
des Landes zugesagte Freistellung der Stadt von den gemaf Eisenbahnkreuzungsgesetz zu
zahlenden Eigenanteilen fir die BU-Beseitigungen gefahrden.

Die Verwaltung schlagt daher vor, den Antrag des Heimatvereins Hithum-Borghees aus

Griinden der Nichtdurchsetzbarkeit (Pkt. 1+3), der mangelnden Finanzierungsmoglichkeit
(Pkt. 4+5) sowie aus stadtebaulichen Erwagungen abzulehnen.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRBnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRnahme wird von den Zielen des Leitbildes nicht berthrt.

In Vertretung

Dr. Wachs
Erster Beigeordneter

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1061 Ratseingabe

Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1061 Ratseingabe Ergéanzung

Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1061 Stellungnahme Landesbetrieb

Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1061 Bewertung der Varianten durch die Kocks Consult GmbH
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Heimatverein Hiithum Borghees e.V.

Gregor Reintjes

In der Laar 51

46446 Emmerich am Rhein
Ruf: 02822 - 6290

gregorreint jes@t-online.de

Emmerich, den 10.7. 2013
An den
Burgermeister und den
Rat der Stadt Emmerich am Rhein

Im Rathaus
46446 Emmerich am Rhein

RATSEINGABE fiir die Sitzung am 16. Juli 2013

Bitte diesen Antrag schnellstméglich den Fraktionen zur Kenntnis geben.

Antrag auf Erstellung einer gemeinsamen Unterfiihrung fiir B8 und Felix Lensing StraRe
unter die Betuweline in Hiithum.

Sehr geehrte Damen und Herren des Stadtrats.

Eine Burgerversammlung am 9. Juli 2013 im Pfarrzentrum Hathum, an der etwa 180 Personen
teilnahmen, hat sich nach detaillierter Information und ausfihrlicher Diskussion einstimmig (!)
daflir ausgesprochen, die folgende Eingabe zu stellen:

Der Heimatverein Huthum-Borghees beantragt im Namen der Birger von Huthum und
Borghees,
1) die bisherigen Planungen zur Unterfihrung der B8 in ihrem jetzigen Verlauf (=Variante 1)
anzuhalten,
2) eine Neuplanung einer gemeinsamen Unterfilhrung von B8 mit direkter Anbindung der
Felix-Lensing-StralRe (=Vorschlag 3 im Anhang) in Auftrag zu geben
3) und dafiir zundchst eine detaillierte und objektive Berechnung beider Varianten mit
gleichen Parametern zu erstellen.

Begriindung: Schon bei einer Birgerversammlung in Hathum 6.2.2009 wurde Variante 4 mit
einem klaren Votum bevorzugt. Spater aber wurde sie vom Rat zugunsten von Variante 1
verworfen, hauptsachlich wegen des angeblichen Kostenunterschieds und ohne das Votum der
Huthumer Birger zu bericksichtigen.

Die uns heute vorliegenden Kostenberechnungen der Planungsfirma Kocks fiir beide Varianten
weisen zwar einen Unterschiedsbetrag von 5 Millionen € (V1) zu 13 Millionen € (V4) auf, diese
Differenz halt aber unseren neueren Berechnungen nicht stand: Beide Varianten wurden nicht
auf gleicher Basis kalkuliert. (z. B wurde mit verschiedenem Gefélle gearbeitet) und die
vorliegenden Planungen fir V 4 sind in wesentlichen Teilen {berdimensioniert (z.B.
Trogbauwerk, Stitzwande). Nach unseren Uberschldgigen Berechnungen ergibt sich bei
Vorschlag 3 nur ein geringer Mehrbetrag, der z. B. durch Wegfall der Umleitungsstral3e fir die B
8 wahrend der Bauzeit von Variante 1 wettgemacht werden kénnte.



Gerne wirden wir unsere Uberlegungen dem Ausschuss fur Stadtentwicklung vortragen und
versuchen, dem langjéhrigen Willen der Hithumer Bevélkerung zum Erfolg zu helfen und sie zu
Uberzeugen, dass diese Unterfihrungsvariante die bessere Loésung flr ein weiterhin
lebenswertes Hiuthum ist. Wir werden in den nachsten Wochen auch eine grof3 angelegte
Unterschriftensammlung in Hithum durchfihren, um unserer Eingabe Nachdruck zu verleihen.

Mit freundlichen GriRen
Gregor Reintjes

Anlage 1



Anlage1

Begriindung zum Antrag zur Verlegung der BUF in Hiithum B8 zur
Felix Lensing Str.

Die geplante BUF an der B8 in Huthum ist durch seine besonders kurze Bauweise gepragt.
Mit einer Steigung von 8% im Bereich Bahntrasse zum Ortskern Hithum kénnen die
angrenzenden Geb&ude an der B8 direkt Uber die vorhandenen Grundstickszufahrten
erreicht werden. Neben der tblichen Bebauung ist die Erreichbarkeit der Grundsticke
bezeichnend firr eine ,geschlossene Ortschaft “. In dem Gutachten aus 2010 zur
Variantenuntersuchung wird ausdriicklich auf diesen Tatbestand hingewiesen.

Da sich die Trasse in Teilen in der geschlossen Ortschaft befindet greifen andere
Vorschriften, die einen kleineren und somit passenden Ausbau der Strasse zulassen. Die

Trasse liegt also nicht mehr in der ,freien Strecke”, wo mit hohen Geschwindigkeiten geplant

werden muss.

Variante 1

Wiese Bossmann

Geschlossene Ortschaft




Um die Ubertragbarkeit der BUF B8 an der Felix-Lensing-Str. herzustellen sind einige

MaRnahmen durchzufthren:

e Die im FNP ausgewiesene Wohnbauflache (Bossmanns Wiese) ist in Bauland mittels

BP zu Gberfuhren.
Entscheidung: durch den Rat der Stadt Emmerich am Rhein.

e Die anliegenden Grundsticke sind direkt von der B8 aus zu erschliefen um den

Tatbestand der ,geschlossene Ortschaft® herbei zu fuhren.
Entscheidung: ergibt sich aus dem BP und der Anordnung durch die Stadt Emmerich

am Rhein.

&
aus dem FNP

S

che Weide




Der Knotenpunkt Felix-Lensing-Str. ist moglichst nahe an den Beginn des Bauwerkes

zu verlegen um eine Reduzierung der Geschwindigkeit méglich zu machen.

Knotenpunkt Felix Lensing Str

Aufstellung eines BP
Wohnbauland

. Geschlossene Ortschaft

VORSCHLAG 3

Bei der Umsetzung der o. g. Punkte sollten die gleichen Randbedingungen vorliegen
wie in der Variante 1.

Es liegt eine Halfte des Bauwerks innerhalb der geschlossenen Ortschaft und es
greifen die gleichen Vorschriften wie bei der Variante 1. Demnach kann das Bauwerk
in ahnlich kleiner Bauweise hergestellt werden.

Die freie Strecke im Vorschlag 3 (Planung mit hohen Geschwindigkeiten) endet am

Knotenpunkt B8 / Felix-Lensing-Str. von Elten kommend.



Kostenvergleich der Variante1 und der EU Felix-Lensing-Str.

Kostenaufstellung der Varianten

Variante 1 4 Kostenermittiung Anbindung
E-Preis Kocks Ing. Kocks Ing. EU Felix Lensing Str. Felix Lensing Str.
Grunderwerb 235.000.00 € 162.500,00 € 162.500.00 € 24.048,00 €
IFahrbanbefestigung bese| 300€] 3400/ m* 10.200.00 € | 3.700| m* 11.100,00 €| 3.700| m* 11.100,00 € | 1.500| m? 4.500,00 €
IHadwegbefA beseitigen 3,00 € 800| m* 2.400,00 € 800| m* 2.400,00 € 800| m* 2.400.00 € 150| m? 450,00 €
IBOdenbeseiﬁgung 10,00 € | 13.000| m* 130.000.00 € | 29.000| m® 290.000.00 € § 20.000| m? 200.000.00 € | 15.000| m* 150.000,00 €
IEntwésserungsieltung 250,00 € 300| m 75.000.00 € 500( m 125.000,00 € 300| m 75.000.00 € 150| m 37.500,00 €
Stauraumkanal 1.200,00 € 100| m 120.000,00 € 250l m 300.000,00 € 100| m 120.000,00 € m - £
[Pumpanlage 20.000,00 € 1| St 20.000.00 € 1] St 20.000,00 € 1| St 20.000,00 € St - €
Sickerbecken 75.000,00 € 1| St 75.000,00 € 1| St 75.000,00 € 1] St 75.000,00 € 1| St 50.000.00 €
Cberbau RSTO Bauklass| 100,00 €| 2.950| m? 295.000,00 € | 7.800| m* 780.000,00 € 7.270( m* 737.000.00 € | 2.925| m* 292.500,00 €
IRadwegbefeﬁigung 50,00 €| 1.200| m? 60.000,00 € | 2.250 m* 112.500,00 € | 3.162| n¥ 158.100.00 € | 1.625 m# 81.250.00 €
IBrﬂckenfléche herstellen | 3.000,00 € 350| m* 1.050.000,00 € 540( m¢ 1.620.000,00 € 350| m* 1.050.000,00 € me - €
Stitzwande herstellen 70000 €] 1.300| m* 910.000,00 € | 3.850| m* 2.695.000,00 € § 1.300| m* 910.000.00 € " - €
Wanne herstellen 500,00 €] 2.350| m* 1.175.000,00 € | 9.500( m¥ 4.750.000,00 € | 2.350| m* 1.175.000,00 € m -
Baustellensinrichtung 39.380,00 € 85.800,00 € 234.805,00 € 32.01240 ¢
4.196.980.00 € 11.029.300,00 € 4.930.905,00 € 672.260,40 €
797.426.20 € 2.095.567,00 € 936.871,95 € 127.72948 €
4.994.406,20 € 13.124.867.00 € 5.867.776,95 € 799.989.88 €
799.989.88 € 4 Ohne Stiitzmauern
5.794.396.08 €| <« I 73.380,87 €

1.2506%

Zur Ermittlung der Baukosten sind die Einheitspreise des Gutachtens verwendet worden. Um

die Kosten vergleichen zu kénnen ist ein Massenabgleich zwischen den Varianten 1 und 4

durchgefuhrt worden. Der Antragsteller kommt bei seiner Massenermittlung -ohne Bauwerke-

auf die im Gutachten angegebenen Baukosten.

Mit diesen Einheitspreisen und einer neuen Massenermittiung wurden dann die Baukosten

fur den Vorschlag 3 EU Felix-Lensing-Str. ermittelt. Es wurden bei dieser Kostenermittiung

die Baukosten des Briickenbauwerkes und der Stltzwénde der Varianten 1 (kleines

Bauwerk) berlcksichtigt.

In der Variantenuntersuchung von 2010 wurde die Anbindung der Felix-Lensing-Str. bis zum

lltisweg nicht berlicksichtigt. Die Baukosten belaufen sich auf ca. 0,80 Mio. € und sind

entsprechend zu addieren.




Somit ergeben sich folgende Baukosten:

Variante 1: Gutachten 5,00 Mio. €
Anbindung Felix-Lensing-Str. 0,80 Mio. €
5,80 Mio. €
Vorschlag 3: Kostenschétzung inkl.
Anbindung Felix Lensing Str. 5,87 Mio. €
Ergebnis:

Wird die Wiese von Bossmann in Wohnbauland gewandelt, oder wird von der Stadt
Emmerich am Rhein mittelfristig die Wohnbebauung zur Kernverdichtung in Hithum
angestrebt, ist jetzt von einer geschlossenen Ortschaft auszugehen. Geht man von einer
geschlossenen Ortschaft aus sind andere StraRenbauvorschriften anzuwenden die eine

insgesamt kleinere Bauweise zulassen und zu entsprechend geringeren Baukosten fuhren.






O 3

Heimatverein Hiiithumﬁjﬁzﬁ Borghees e.V.

Gregor Reinties

Inder Laar 51

46446 Emmerich am Rhein
Ruf: 02822 - 6290
gregorreint jes@t-online.de

An den
Birgermeister und den i
Rat der Stadt Emmerich am R

s AL

Im Rathaus
46446 Emmerich am Rhein

Ergédnzung zum Antrag des Heimatvereins Hiithum-Borghees e.V. vom 10.07.2013
hier: Ergdnzungen zum Antrag
Sehr geehrte Damen und Herren,

erganzend zu diesem Antrag und der Anlage 1 (Begriindung zum Antrag zur Verlegung der
BUF in Huthum/B8 zur Felix-Lensing-StraBe) méchten die Antragsteller noch einige
Ergénzungen zur Begriindung darlegen:

Zielsetzung der Antragsteller ist die méglichst kurze Anbindung der Felix-Lensing-Strae im
Bereich des jetzigen Verlaufes des Bahniiberganges Felix-Lensing-StraRe.

Wie in dem eingereichten Vorschlag 3 dargestellt, ist der Knotenpunkt Felix-Lensing-StraRe im
angrenzenden Bereich des jetzigen Bahniibergangs Felix-Lensing-StraRe. Die angefiihrte
Méglichkeit der Antragsteller beziiglich der Vergleichbarkeit der Bahnilibergénge Felix-Lensing-
Strae mit der geplanten Variante 1 (Bahniibergang B 8) wére aus unserer Sicht eine
Méoglichkeit, um dieses Ziel zu verwirklichen. In dieser Begrlindung wird auf die Méglichkeit der
Ortsdurchfahrt (OD) im Bereich der Wiese Bossmann abgestellt. Es sollte aber weiterhin
geprift werden, ob durch andere planerischen oder rechtlichen Ansatze die nahe Anbindung
an den Knotenpunkt Felix-Lensing-StraRe in ihrem jetzigen Verlauf mdglich ist. Dieses kénnte
durch eine andere Trassenfiihrung mittels eines Kreisverkehres zwischen Bahnlbergang und
Einmiindung des Grundstiickes Bossmann oder durch eine separate klein ausgefiihrie
Unterfihrung im Bereich der Felix-Lensing-StraBe oder durch eine Verlagerung der ,freien
Strecke® der B 8 bis zum Unterfilhrungsbauwerk an der Felix-Lensing-StralRe erfolgen. Der als
Anlage beigefigte Plan mit dem Kreisverkehr zwischen der Einmiindung des Grundstiickes
Bossmann und dem Bahnibergang Felix-Lensing-StraRe wiirde auch zu einer erheblichen
Kostensenkung beziiglich des Bauwerks fithren, da das Bauwerk im rechten Winkel den
Bahnkérper kreuzen kénnte.

Die Antragsteller méchten nochmals ausdriicklich betonen, dass es um die Prifung der
Méglichkeiten einer nahen Anbindung der Felix-Lensing-StraRe geht und wiinschen sich hier
eine Priifung aller Méglichkeiten, um dieses zu realisieren.

Mit freundlichen GriiRen

w@m'

Gregor Reintjes Vorsitzender



O

% 05)

f

P ) R

e
&=
=
- ottty =,
TEGHE BY B GBI B3 W - PRg)
.
i




,

Straf3ien.nrw.

Landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Westfalen

Landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Westfalen Reglonalnlederlassung Nlederrheln
Regionalniederlassung Niederrhein - AuBlenstelle Wesel AuBenStelle Wesel
Postfach 100223 - 46463 Wesel
Kontakt: Herr Biewald
Stadt Emmerich am Rhein Telefon: 0281/108-247
Fachbereich 5
Geistmarkt 1
46446 Emmerich am Rhein

Fax: 02161/409155
E-Mail: Heinz-Gerd.Biewald @strassen.nrw.de
Zeichen: 20401/20.100.03/02.20.03- B 8

(Bei Antworten bitte angeben.)

Datum: 05.09.2013

B 8, BU-Beseitigung in Emmerich-Hiithum
hier: Vorschlag des Heimatvereins Hithum-Borghees e.V.
Ihr Schreiben vom 27.08.2013

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fir lhr o.a. Schreiben, in dem Sie um Stellungnahme zu der vom Heimatverein vorgeschlage-
nen StraBenflihrung bitten.

Um die entsprechenden Fragen zu beantworten, muss man die Planungsgrundséatze, welche fir den Stra-
Benbaulasttrager Bund gelten, aber auch straBenrechtliche Betrachtungen in die Bewertung mit einbezie-
hen.

Grundlage der Stellungnahme ist die Anlage zu Ihrem Schreiben mit den entsprechenden Erlauterungen.

Grundsatzlich sei gesagt, dass sich die Vorzugsvariante 1 der StraBenbauverwaltung (im Verlauf der heu-
tigen B 8) und jede andere, auBerhalb der heutigen Ortslage von Hithum verlaufende Trasse nicht unmit-
telbar hinsichtlich der Planungsparameter vergleichen lassen in dem Sinne, dass diese beliebig aus-
tauschbar waren.

So verlauft die heutige B 8 innerhalb der geschlossenen Ortslage, gekennzeichnet durch die straBenrecht-
lich festgesetzte Ortsdurchfahrt (OD) nach § 5(4) FStrG, aber auch — nicht unbedingt identisch — durch die
Standorte der Ortstafeln, welche die geschlossene Ortschaft nach StraBenverkehrsrecht eingrenzt. Auch
die Vorzugsvariante soll zukiinftig in gleicher Lage verlaufen, so dass — bis auf eines — alle Grundstlickszu-
fahrten wieder angeschlossen werden kénnen.

Aus Wirtschaftlichkeitsgriinden ergibt sich hier eine akzeptable Lésung, da auch zuklnftig auf der neuen
StraBe — trotz Troglage — die zul. Geschwindigkeit nur 50 km/h betragen wird bzw. muss.

Somit ist also die Lage der StraBe innerhalb der Ortslage/Ortschaft ausschlaggebend fur die Anwendung
der Planungsrichtlinie RASt 06.

StraBen.NRW-Betriebssitz - Postfach 10 16 53 - 45816 Gelsenkirchen - Regionalniederlassung Niederrhein
Telefon: 0209/3808-0 AuBenstelle Wesel
Internet: www.strassen.nrw.de - E-Mail: kontakt@strassen.nrw.de Schillstr. 46 - 46483 Wesel

Postfach 100223 - 46463 Wesel
Landesbank Hessen-Thiiringen - BLZ 30050000- Konto-Nr 4005815 Telefon: 0281/108-1
IBAN: DE20300500000004005815 BIC: WELADEDD kontakt.rnl.nr@strassen.nrw.de

Steuernummer: 319/5972/0701
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Bei einer planerischen Ldsung, die die heutige Ortslage verlasst, kommen allerdings andere Planungs-
grundsatze zum Tragen, namlich die einer AuBerortsstralBBe, welche vor stérenden Anbauten zu schitzen
ist (§ 9(4) FStrG: Bei geplanten BundesfernstraBen gelten die Beschréankungen der Absétze 1 und 2 ...).
.Geplante StraBen sind nicht nur Neubauten, sondern auch Verbreiterungen und Verlegungen (Ko-
dal/Kramer, S. 859, RdNr. 40.2), wobei eine BU-Beseitigung sicherlich mehr als das ist, aber keine Orts-
umgehung im eigentlichen Sinne.

Wenn auch nach § 9(4) FStrG der Zeitpunkt des ,Beginns der Offenlegung der Plane im Planfeststellungs-
verfahren” gemeint ist, so lasst sich jedoch sagen, dass einerseits auch das Instrument der ,Festsetzung
eines Planungsgebietes” nach § 9a(3) FStrG zu einer Sicherung der Planung fihren kann, andererseits
aber auch in einem, ggf. zuvorkommenden B-Plan-Verfahren der Stadt entsprechende Einw&nde gemacht
werden kénnen (§ 9(7), ,unter Mitwirkung des Tragers der StraBenbaulast®. So wird die StraBenbauverwal-
tung u.a. zu beurteilen haben, ob eine Stérung des Verkehrs durch Behinderung der Sicht oder durch Zu-
fahrten zur StraBe zu beflirchten ist. Ausnahmen oder Befreiungen von den Festsetzungen eines B-Planes
muissen ohnehin in Bezug auf das straBenrechtliche Anbauverbot bei der StraBenbauverwaltung erwirkt
werden. Zu einer diesbezlglichen Befreiung kdme es allerdings nicht. Da — wie eingangs erwahnt — der
StraBenabschnitt als freie Strecke zu gelten hat, wiirde einer Bebauung mit direkten Zufahrten demnach in
keinem Fall zugestimmt. Auch wenn die zukiinftige Bebauung die Anbauverbotszone einhielte und die Er-
schlieBung anderweitig oder ggf. Uber eine ochnehin anzubindende ErschlieBungsstraBe erfolgen sollte, so
ergibt sich fir den neuen StraBenzug keinesfalls der Charakter einer Lage in geschlossener Ort-
schaft/Ortslage mit Bezug zur StraBe (Zufahrten, Zugange, etc.). Die StraBBe behielte, auch durch ggf. An-
ordnung eines Kreisverkehrsplatzes, den Charakter einer AuBerortsstraBe hinter den letzten Zufahrten
der B 8 in heutiger Lage.

Um letztendlich die von Ihnen gestellten Fragen zu beantworten:

1.) Eine verlegte B 8 zur Beseitigung zweier Bahnlibergénge héatte nach den Planungsgrundsétzen fir
LandstraBen weiterhin mindestens Uberregionale Verbindungsfunktion, daher mindestens Ent-
wurfsklasse (EKL) 3 (besser 2) nach den RAL 2012. Sie ist als anbaufreie, i. d. R. zweistreifige
StraBe auBerhalb bebauter Gebiete zu fuhren. Geplante Bebauungen stiinden diesem Leitsatz
nicht im Wege, da schon bei der Aufstellung eines B-Planes das Anbauverbot von Seiten der Stra-
Benbauverwaltung geltend gemacht werden wirde und somit der Charakter einer Ort-
schaft/Ortslage nicht gegeben ware. Somit Idgen auch die Voraussetzungen fiir das Anordnen ei-
ner Ortstafel bzw. Geschwindigkeitsbeschrankung nicht vor. Voraussetzungen, unter denen eine
Zustimmung erteilt werden kénnte, sind nicht erkennbar.

2.) Damit einher gingen auch die OD-Grenzen. Eine neue Strecke ohne Zufahrten und Zugange wére
eine ,freie Strecke” nach den Grundsétzen des StraBenrechts. Es fehlten die Voraussetzungen des
§ 5(4) FStrG...“innerhalb der geschlossenen Ortslage” (wenn Uberhaupt) ,und auch der Erschlie-
Bung...dient.” Ohne OD-Grenzen bzw. Ortstafel miissen die Planungsparameter nach RAL 2012,
EKL 3 angesetzt werden.

Far weitere Fragen stehe ich jederzeit gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiBen
Im Auftrag

gez. Biewald

(Heinz-Gerd Biewald)
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Bewertung von Varianten fur eine
Eisenbahnuberfiihrung

Im Bereich Felix-Lensing-Stral3e
In Emmerich-Huthum
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EU Felix-Lensing-Stralke

Bewertung der Varianten

1. Aufgabenstellung

Im Rahmen des dreigleisigen Ausbaus der Eisenbahnstrecke zwischen Ober-
hausen und Zevenaar (ABS 46/2) werden die plangleichen Bahniibergéange B8
(Eltener Straf3e) und Felix-Lensing-Str. im Bereich Emmerich-Huthum beseitigt.

Von Kocks Consult wurde im Auftrag von StraRen.NRW eine Vorplanung mit Va-
riantenuntersuchung durchgefuihrt. Als Ergebnis des Abwéagungsprozesses wur-
de die Variante 1 als Vorzugsvariante definiert. Bei der Variante 1 ist vorgesehen,
am nordlichen Ortsrand von Hiuthum eine Eisenbahniberfihrung im Zuge der B8
herzustellen. Die Felix-Lensing-Str. wird als Seitenweg zur DB-Strecke verlegt.

Durch den Wegfall des Bahnibergangs und die Verlegung der Felix-Lensing-
Stral3e in Seitenlage ergeben sich in Abhangigkeit von Start — und Zielpunktlage
Umweglangen von bis zu 1 km.

Seitens des Heimatverein Hithum Borghees e.V. wurden Konzepte erarbeitet,
die auf die Schaffung einer weiteren Eisenbahniberfihrung in Hohe der heutigen
Felix-Lensing-StralRe abzielen, um so die heutigen Wegebeziehungen und Ver-
knupfungen moglichst uneingeschrankt aufrecht zu erhalten.

Diesen Konzepten liegt zugrunde, dass durch eine Grenzwerttrassierung und
durch eine Verringerung der Entwurfsgeschwindigkeit die baulichen Aufwendun-
gen reduziert und dadurch die Baukosten minimiert werden.

Die Konzepte sind mit den Anforderungen der giltigen Richtlinien abzugleichen,
und verkehrssicherheitstechnisch zu bewerten. StraRenrechtliche Aspekte sind
zu beleuchten.

Untersuchungen nach Vorplanungsstandard mit Ausarbeitung der Varianten in
Lage und Ho6he, malstabsgerechter Plandarstellung und Kostenschatzung ist
nicht Bestandteil der Aufgabenstellung.
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EU Felix-Lensing-Stralke

Bewertung der Varianten

2.1

211

21.2

Variantenbewertung

Variante 1: Planung Stralen.NRW

Konzept

Im Zuge des dreigleisigen Ausbaus der Bahnstrecke Grenze NL/D — Emmerich —
Oberhausen (ABS 46/2) sollen die bestehenden plangleichen Bahnibergange

der B 8 (Eltener Strafe) und der Felix-Lensing-Strafe in Emmerich-Hithum
durch eine planfreie Kreuzung im Verlauf der B 8 ersetzt werden.

verlegte Q, /
Felix-Lensing-Stralke

V

) “ Ingenhot
\ ng
Q %‘e

B8

neue
Eisenbahnuberfihrung \\

In Hoéhe geanderte
B 8 (Eltener Str.)

Ruckbau des
Bahnubergangs

K
Izﬂnshof

Abb.1 Variante 1: Planung StraBen NRW

Trassierung

Die planfreie Kreuzung der Bahnanlage ist als Uberfiihrung der Bahnstrecke tiber
die B 8 (Eltener Str.) vorgesehen. Die Gradiente der B 8 wird dazu in Lage der
heutigen Trasse am nordwestlichen Ortsrand von Huthum abgesenkt, um die
StralRe unter der Bahn hindurch zu fuhren. Die Rampe aus Richtung Siden
kommend ist durch die Ortslage Huthum in ihrer Langenentwicklung stark be-
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Bewertung der Varianten

grenzt. Dadurch wird eine hohe Langsneigung mit 8,0 % erforderlich. Diese liegt
dennoch im Regelbereich der RASt 06.

Der minimale Kuppenhalbmesser H, wurde gemaf RASt 06, Tabelle 20 flr v, =
50 km/h mit 900 m gewahlt. Auf der ortsabgewandten Seite sind die Parameter
aus Grinden der Verkehrssicherheit groRzigiger gewahlt. Ein Kuppenhalbmes-
ser von 2400 m soll die Ubersichtlichkeit dieses Bereiches verbessern. Dariiber
hinaus ist die Neigung auf 4,8 % begrenzt, um den herzustellenden Trog vor der
Einmindung ,lltisweg“ / ,Felix-Lensing-StraRe“ enden zu lassen. Der Geh-
/Radweg wird im Trogbereich mit eigener Gradiente geflihrt um verlorene Hohen
zu vermeiden und um Strecken mit hohen Langsneigungen auf ein Mindestmalf}
zu beschranken

Baulasttrager der Malinahme an der Bundesstral3e ist der Landesbetrieb Stra-
Renbau Nordrhein-Westfalen.

Als Ersatz flr den plangleichen Bahniibergang der Felix-Lensing-Stral3e ist eine
Verbindung der Felix-Lensing-StraBe mit dem lltisweg als Seitenweg entlang der
Bahnstrecke vorgesehen. Baulasttrager flr diese MalBnahme ist die Stadt Em-
merich.

Die Felix-Lensing-Strale ist eine zwischengemeindliche Verbindungsstralie, die
von Hithum Uber die Hithumer Stral3e weiter nach Borghees flihrt. Sie dient zu-
dem der ErschlieBung einzelner Hauser und des Golfclubs Borghees.

Bei dem neu zu erstellenden Seitenweg als Verbindung der Felix-Lensing-StralRe
mit dem lltisweg handelt es sich um eine StraRe der Entwurfsklasse EKL 4 nach
den Richtlinien fur die Anlage von Landstralen (RAL). Der Seitenweg hat eine
Gesamtlange von ca. 600 m. Auf der Sudseite soll ein stralRenparalleler Radweg
angelegt werden.
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2.1.3 Bewertung

Die Variante 1 berlcksichtigt die Anforderung der Entwurfsrichtlinien und stellt
die Vorzugsvariante des Landesbetriebes StralRenbau Nordrhein-Westfalen und
der DB AG dar.

Durch die Anderungen im StraRennetz mit Wegfall des Bahniibergangs und der
Verlegung der Felix-Lensing-Straf3e in Seitenlage ergeben sich in Abhangigkeit
von Start — und Zielpunktlage Umweglangen von bis zu 1 km.
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2.2 Variante 2: Verlegung B8 mit Integration Felix-Lensing-Stral3e — zligige Li-
nienfihrung mit Einmindungen

221 Konzept

Das Konzept wurde vom Heimatverein Huthum-Borghees aufgestellt und besteht
in der Verlegung der B8 in den anbaufreien Bereich nordwestlich von Hithum
und Schaffung einer Eisenbahniberfihrung in Héhe der heutigen Fritz-Lensing-
StralRe. Die EU der Variante 1 im Zuge der Eltener Strale (B8) entfllt.

Als Knotenpunkte sind Einmiindungen vorgesehen.

VORSCHLAG 3

Abb.2 Vorschlag des Heimatvereins Hithum Borghees e.V., Verlegung

B8 mit Integration Felix-Lensing-Stralie — ziigige Linienfiihrung
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Abb. 3 Variante 2. Verlegte B8 mit Integration Felix-Lensing-Stral3e - zi-
gige Linienfuhrung

2.2.2 Trassierung

Die Trassierungselemente der Vorschlagstrasse sind in den Unterlagen des
Heimatvereins nicht angegeben. Augenscheinlich orientiert sich die Trassierung
nicht an den Richtlinien fir die Anlage von Landstraf3en, sondern an den Anfor-
derungen fur StadtstraRen mit Vzul = 50 km/h.

Der Radius im Trogbereich ist ca. R =250 m. Fir diesen Radius ist bei
v = 50 km/h ist keine Aufweitung zur Gewahrleistung der Haltesichtweite im Trog
erforderlich. Bei einer zuldssigen Geschwindigkeit Vzul = 70 km/h wirde die
Aufweitung 1,50 m betragen miissen.

Es fallt auf, dass die Einmiindung der Felix-Lensing-StraRe sehr dicht an die EU
herangerickt ist. Je ndher die Einmindung der dstlichen Felix-Lensing-Straflie an
die neue EU riickt, umso geringer ist zwar die Inanspruchnahme der Freiflache
zwischen lltisweg und Felix-Lensing-Str., aber umso groRer werden die erforder-
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2221

liche Absenkung der F-L-Str., die Aufwendungen fir das Trogbauwerk und
Schragneigungsproblematik der Einmindung.

Bewertung

Das StralRenumfeld der vorgeschlagenen Linienfihrung hat die Charakteristik ei-
ner AulRerortsstraf3e. Der Stral3enraum ist nicht durch Wohnbebauung oder
GrundstiickserschlieBungen gepragt. Sie ist aufgrund dessen nach den Richtli-
nien fur die Anlage von LandstraRen RAL - 2012 zu entwerfen.

Geschwindigkeitsheschrankungen an Knotenpunkten sind nach der Verwal-
tungsvorschrift zur StVO (Z274) auB3erhalb von geschlossen Ortschaften vor
Lichtzeichenanlagen vorzusehen. Vor Lichtsignalanlagen ist generell 70 km/h
anzuordnen. Eine entsprechende Regelung fir Knotenpunkte ohne Lichtsignal-
anlagen besteht nicht.

In Ziffer 6.6.3 der RAL wird darauf hingewiesen, dass, wenn die Anfahrsichtfelder
aufgrund von ortlichen Zwangspunkten nicht gegeben sind, eine Prifung auf Be-
schrankung der zulassigen Geschwindigkeit im Knotenpunkt erfolgen soll. D.h.,
dass schon im Planungsprozess Geschwindigkeitsbeschrankungen in Erwagung
gezogen werden kénnen, aber nach Mdglichkeit durch geénderte Planungen
vermieden werden sollen.

Die Knoten der Variante 2 sind aufgrund der Trassierung nicht gut einsehbar. In
RAL, Ziffer 6.3.3.5 wird darauf hingewiesen, dass Einmindungen und Kreuzun-
gen in engen Kurven zu vermeiden sind. Die nach RAL, Ziffer 6.2.4 anzustreben-
de Erkennbarkeit aus 200 m ist nicht gegeben.

Nach RAL ergibt sich damit die planerische Aufgabe zu priifen, ob die Einmun-
dungen erforderlich sind oder entfallen oder durch andere Konzepte ersetzt wer-
den konnen. Hierbei spielen die Aspekte der Verkehrssicherheit eine entschei-
dende Rolle. In der Vorplanungsunterlage von KOCKS aus dem Jahr 2010 ist fur
die damalige Variante 4 das Problem dadurch geldst worden, dass die Felix-
Lensing-Stral3e an den lltisweg angeschlossen wird und die Verkntpfung von El-
tener Stral3e und B8n Uber einen Kreisverkehrsplatz erfolgt.
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2.3

231

2.3.2

Variante 3: Verlegung B8 mit Integration Felix-Lensing-Stral3e - unterbro-
chene Linie mit Kreisverkehr

Konzept

Das Konzept des Heimatvereins Hiuthum Borghees e.V. besteht in der Verlegung
der B8 in den anbaufreien Bereich nordwestlich von Hithum und Schaffung einer
Eisenbahniiberfilhrung in Hohe der heutigen Fritz-Lensing-StraRe. Die EU der
Variante 1 im Zuge der Eltener StrafRe (B8) entféallt.

Als VerknUpfungspunkte sind westlich der Bahnstrecke eine Einmindung und
Ostlich der Bahnstrecke ein Kreisverkehrsplatz vorgesehen. Die Anlage des
Kreisverkehrsplatzes ermdglicht es, eine starke Richtungséanderung in der Trasse
ohne grol3en Flachenverbrauch zu erzielen.
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Abb. 4 Variante 3: Verlegte B8 mit Integration Felix-Lensing-Stral3e

S
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»

Trassierung

Um die Auswirkungen unterschiedlicher Entwurfsgeschwindigkeiten auf die Lan-
ge des Trogabschnittes zu erfassen, wurden idealisierte Grenzwerttrassierungen
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fur die Gradiente mit einer lichten Hohe unter dem Bauwerk von 4,70 m durchge-

fuhrt. Da der Mindestwert der lichten Héhe von 4,50 m im gesamten Fahrbahnbe-

reich gewahrleistet sein muss, ist zur pauschalen Berucksichtigung der Fahr-

bahnquerneigung ein Zuschlag von 20 cm fur die Gradientenberechnung ver-

wendet worden.

Zwangspunkte sind die Geldndehdhe in den Anschlussbereichen beidseits der

Gleisanlage mit einer Hohe von ca. 16,1 mNN und die Unterkante des Bauwer-

kes der EU mit 14,8 mNN. Die Hohen sind aus der Variante 4 der Vorplanungs-

unterlage Kocks (2010) entnommen.

RASt-06 RASt-06 RAL
EKL3
Entwurfsgeschwindigkeit 50 km/h 70 km/h 90 km/h
Max. L&ngsneigung 8 % 6 % 6,5 %
Min. Kuppenhalbmesser 900 m 2200 m 5000 m
Min Wannenhalbmesser 500 m 1200 m 3000 m
Mindesttangentenlange - - 70m
Mindestradius 80 m 190 m 300 m
Erf. Haltesichtweite >4 m bel 90 m bel 152 m bel
s=-8% S=-6% s=-6,5%
200 m
Anfahrsichtweite 70 m 110 m (bei Vzul = 70
km/h: 110 m)
Lichte Hohe 450 m 450 m 450 m
Lichte Weite 12,25 m 12,25 m 12,25 m

Tab.1 Gegeniberstellung der Trassierungsparameter von RASt-06 und

RAL-12

Der Abstand zwischen der B8 (Eltener Stral3e) und dem geplanten Eisenbahn-

Uberfuhrungsbauwerk betragt 150 m.
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Abb.5 Grenzwerttrassierung fir V=50 km/h nach RASt-06
H = 2200.000 m H = 1200.000 m H = 2200.000 m
T = 64,709 m T = 70.581m T = 64,709 m
f =0952m f = 2,076 m f = 0.952m
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Abb. 6 Grenzwerttrassierung fir v=70 km/h nach RASt-06

Es zeigt sich, dass nur fur die Entwurfsgeschwindigkeit von 50 km/h in Verbin-

dung mit der max. Langsneigung von 8 % der Bereich der Gradientenabsenkung
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kurzer als 150 m ist. Bei hoheren Entwurfsgeschwindigkeiten ergibt sich wegen
der groReren Entwicklungslangen der Absenkungsbereiche die Notwendigkeit
den Kreuzungswinkel zwischen Stral3e und Gleisanlage zu verkleinern.

Dadurch werden die Eingriffe in die Freiflachen nordwestlich und siiddstlich des
bestehenden Bahniiberganges vergroRert.
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Abb.7 Trogquerschnitt B8 (aus: Vorplanung Kocks 2010)

Der Kuppenhalbmesser von H,:=900 m bietet eine Sichtweite von 85 m. Damit
ware die erf. Anfahrsicht von 70 m an der Einmindung fur v=50 km/h gewéhrleis-
tet. Der Kuppenhalbmesser von H,=2.200 m ermdglicht eine Sichtweite von
134 m. Damit ware die erf. Anfahrsicht von 110 m an der Einmindung fur
v=70 km/h gewahrleistet.

Die Grundwassersituation erfordert die Anlage eines Troges (Weisse Wanne).
Die Querschnittsaufteilung ist in Abb. 7 dargestellt. Die Gesamtbreite im Trog be-
tragt 12,25 m
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2.3.3

Verkehrstechnische Aspekte

In Hinblick auf verkehrstechnische Gesichtspunkte stellt sich die Frage, ob der
Einsatz eines Kreisverkehrsplatzes sinnvoll und richtlinienkonform ist.

Nach den Richtlinien fir die Anlage von Landstral3en (RAL-12), Ziffer 6.3.3.6 soll-
te die Verkehrsstarke in den schwacher belastetet Knotenpunktszufahrten bei
dreiarmigen Kreisverkehren mindestens 15 % und bei vierarmigen Kreisverkeh-
ren mindestens 20 % (Summe der Verkehrsstarke beider Knotenpunktzufahrten
des schwéacher belasteten StralRenzuges) der Gesamtbelastung des zufiihrenden
Verkehrs betragen.

In der ,Verkehrsmengenermittiung fir die B8 und die Felix-Lensing-Strale -
Prognose 2025“ (IVV, Aachen 2012) sind Angaben fir die zu erwartenden Ver-
kehrsstarken enthalten. Die Daten beziehen sich auf die Variante 1. Sie bertck-
sichtigen, dass der Anbindepunkt der Felix-Lensing-Str. an die B8 auf Hohe der
heutigen Einmindung llitisweg in Richtung Norden verlegt wird. Fir die Beurtei-
lung der Einsatzgrenzen von Kreisverkehren wird auf den kleineren Wert der B8

zurlickgegriffen.

Querschnitt DTV 2025 | DTVws 2025
[Kfz/Tag] [Kfz/Tag]

B 8 (West) 6.200 6.900

F.-Lensing.-Str. 1.200 1.350

B 8 (Mitte) 6.100 6.800

Kleysche Str. 900 1.000

B 8 (Ost) 6.200 6.900

Tab.2 Prognostizierter durchschnittlicher taglicher Verkehr DTV fur den
Bereich Huthum, Prognosehorizont 2025 (aus: IVV, 2012)

. Zufahrtsverhaltnis an KVP B8/F-L-Str./B8 = 1.200 x 0,5/ (0,5 x (1.200 +
6100+ 6100 ) = 600/ 6700 = 0,09 =9 %
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Aufgrund des geringen Verkehrsanteils auf der Felix-Lensing-Stral3e im Verhalt-

nis zu dem Verkehr auf der B8 sind die Einsatzkriterien fir LandstraRen nicht ge-

geben.
4 3 Enotenpunkt: B8/ Felix-Lensing-5tr.
Zufahrten: Zufahrt 1 BS West
Zufshrt 2 Felix-Lensing-Str.
Zufahrt 3 BS Ost
Zufahrt 4
Zufahrt 5
5 2 Verkehrsdaten: Datum:
Uhtzeit: Spitzenstrunde
Knotenverkehrsstirke: 670 Fzhh
1 737 Pow-E'h
Verkehrsstrome in Fz/h FuBginger
von / nach Ausfahrt 1 Ausfahrt 2 Ausfahrt 3 Ausfahrt 4 Ausfahrt 5 Summe Fg/h
Zufahrt 1 0 30 275 0 0 305 0
Zufahrt 2 30 0 30 0 0 60 0
Zufahrt 3 275 30 0 0 0 303 0
Zufahrt 4 1] 0 0 0 0 0 0
Zufahrt 5 0 0 0 0 0 0 0
Summe 303 60 303 0 0 670
Kaparzitit der Zufahrten und Verkehrsqualitit
. " iibergeordnete S Sittigungs- S mittlere Qualitits-
Zufah Verkeh k K K
ufahrt erkehrsstirke | - O tirke apazitiit grad apazititsreserve Wartezeit stufe
WEi i Ci & R w
[Piov-E'h] [Piow-E/h] [Piw-Eh] 8 [Phw-Eh] [s]
1 336 33 1211 028 376 4.1 A
2 66 302 977 0,07 o1 40 A
3 336 33 1211 028 376 41 A
Grundkapazitit und Einfluss des Fuigingerverkehrs
Zufahrt Verkehrsstirke \}:l:“:‘eg]f:sf:;i:':e Grundlkapazitit Abm ?;f:::ngs- Kapazitit
WPEi ki Gi fr G
[Plew-Eh] [Plow-Et] [PiwEh] 8] [Plow-Eh]
1 336 33 1211 1,00 1211
2 66 302 977 1,00 977
3 336 33 1211 100 1211
Tab. 3 Leistungsfahigkeitsiberprifung des KVP /B8/ Felix-Lensing-

Str./B8 nach HBS
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2.3.4

2341

Fur Kreisverkehrsplatze innerhalb bebauter Gebiete ist eine solche Einsatzgren-
ze in den zugehdrigen Richtlinien fir die Anlage von Stadtstralen (RASt 06)
nicht enthalten. Das Merkblatt fur die Anlage von Kreisverkehren (2006) differen-
ziert die Einsatzkriterien innerorts nach stadtebaulichen und verkehrlichen Aspek-
te. Durch Kreisverkehre kénnen u.a. Geschwindigkeitsreduzierungen erreicht,
ungunstige Sichtverhaltnisse aufgehoben und ggf. betriebskostenintensive Licht-
signalanlagen vermieden werden. Einer besonderen Uberprifung bedirfen
Kreisverkehre, wenn bei sehr ungleicher Verkehrsbedeutung der Stral3en die
gleichberechtigte Verknlpfung der Knotenpunktarme nicht plausibel ist.

Die Leistungsfahigkeitsiuiberprifung zeigt fur beide Kreisverkehrsplatze eine Qua-
litat des Verkehrsablaufes von QSV = A.

StralRenrechtliche Aspekte

Begriffsbestimmung

Eine Ortsdurchfahrt ist der Teil einer Bundesstral3e, der innerhalb der geschlos-
senen Ortslage liegt und auch der ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke
oder der mehrfachen Verknipfung des OrtsstralBennetzes dient

Gemal den Richtlinien fiur die rechtliche Behandlung von Ortsdurchfahrten im
Zuge von Bundesstraflen — Ortsdurchfahrtenrichtlinien — ODR Fassung August
2008, ziffer Il 8(1) setzt die oberste Landesstrallenbaubehérde oder die vom
Land bestimmte Behérde im Benehmen mit der hdéheren Verwaltungsbehdrde
nach Anhorung der Gemeinde die Ortsdurchfahrt fest. Die Festsetzung der Orts-
durchfahrt dient der Abgrenzung der Baulast.

Nach ODR, Zziffer Il 4(2) ist die Ortsdurchfahrt im Sinne des Stral3enbaurechts
nicht gleichzusetzen mit dem stral3enverkehrsrechtlichen Begriff der geschlosse-
nen Ortschaft.

Die geschlossene Ortschatft ist ein feststehender Begriff der deutschen Stral3en-
verkehrsordnung und beschreibt den raumlichen Zusammenhang von (Wohn-)
Hausern. Der Begriff dient dazu, diesen Bereich von der freien Strecke abzu-
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2.3.4.2

grenzen und darin eigene Verkehrsregelungen aufzustellen. Dem Verkehrsteil-
nehmer wird der Anfang und das Ende der geschlossenen Ortschaft mit Hilfe ei-
nes gelben Ortsschildes (Verkehrszeichen 310 und 311 nach § 42Abs. 2 StVO)
angezeigt.

Gemall Verwaltungsvorschrift zur StVO sind die Zeichen ohne Ricksicht auf
Gemeindegrenze und StraRenbaulast in der Regel dort anzuordnen, wo unge-
achtet einzelner unbebauter Grundstiicke die geschlossene Bebauung auf einer
der beiden Seiten der Stral3e fUr den ortseinwarts Fahrenden erkennbar beginnt.
Eine geschlossene Bebauung liegt vor, wenn die anliegenden Grundstiicke von
der Stral3e erschlossen werden.

Planerische Situation

Im Planungsbereich befinden sich heute die Ortstafeln Hithum an der B8 ca.
25 m sudlich des bestehenden Bahniiberganges und an der Felix-Lensing-
Stral3e ca. 40 m von der Einmindung in die B8 abgerickt.

Im Sinne der Definition der geschlossenen Ortschaft wiirde bei Variante 2 die
Ortstafel auf der verlegten B8 ca. 25 m von der Einmiindung der noérdlichen Elte-
ner StralRe im westlichen Kreisverkehrsplatz abgertickt angeordnete werden. Ab
diesem Punkt ist flr den Kraftfahrer die geschlossene Ortschaft erkennbar bzw.
die anliegenden Grundstlicke werden von der B8 (Eltener Stral3e) aus erschlos-
sen.

Der Trogabschnitt zwischen den beiden Knoten kénnte nur dann der geschlos-
senen Ortschaft bzw. dem Geltungsbereich des Z 310 zugeordnet werden, wenn
nordlich der Bahnstrecke zwischen Felix-Lensing-Straf3e und lltisweg der Ein-
druck einer geschlossenen Ortschaft gegeben ware. Dies ist jedoch nicht der
Fall. Nordlich der Bahnstrecke ist keine Bebauung vorgesehen und im Trogab-
schnitt sind keine Anbindungen von Grundstticken maglich.

Aus diesen Randbedingungen ergibt sich fir die Stral3enplanung die Zielvorga-
be, die Anforderungen einer anbaufreien Stral3e nach den Richtlinien fir die An-
lage von Landstrafen RAL zu berticksichtigen.
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Bewertung der Varianten

2.3.5

2.4

241

Bewertung

Das Konzept der Variante 3 ist wegen der geometrischen Zwangspunkte und der
raumlichen Enge im Bereich der neuzuplanenden Eisenbahntberfihrung nur mit
Entwurfselementen fur V=50 km/h nach RASt 06 sinnvoll umsetzbar.

Dies steht im Konflikt mit der StraRenraumcharakteristik und den daraus abzulei-
tenden ZielgréRen fur die StralRenplanung.

Da sich der Trogabschnitt nicht im Geltungsbereich eines Zeichens 310 (Ortsta-
fel) einordnen lasst, gelten fir die StraRenplanung die Anforderungen an eine
Landstralle nach RAL. Die daraus abzuleitenden Trassierungsparameter erfor-
dern deutlich gréf3ere Entwicklungslangen fur den Trog. Es ist nicht tblich a priori
Geschwindigkeitsheschrankung/ ausstehende verkehrsrechtliche Anordnungen
einer Planung zugrunde zu legen, sondern es sind planerische Alternativen zu
untersuchen, die bessere Bedingungen fir die Verkehrssicherheit und die Leich-
tigkeit des Verkehrsablaufes schaffen.

Ein weiterer Grund fir das Verwerfen der Variante 3 ist, dass die Verkehrsstér-
ken auf den Zufahrten des Kreisverkehrsplatzes stark unterschiedlich sind und
nach den Entwurfsrichtlinien Einmindungen statt Kreisverkehrsplatze vorzuse-
hen waren. Der Vorteil des Kreisverkehrsplatzes, die groRe Richtungsanderun-
gen auf kleinem Raum ermdéglichen, kann bei zugrunde legen der RAL nicht ge-
nutzt werden.

Variante 4: Planung StraRen.NRW jedoch mit zusatzlicher Eisenbahnuber-
fuhrung an der Felix-Lensing-Stral3e

Konzept

Das Konzept der Variante 4 zielt auf die Herstellung von 2 Eisenbahnuberfih-
rungen ab. Zum einem soll die EU im Zuge der B8 gemaR Variante 1 hergestellt
werden. Zum anderen soll an der Felix-Lensing-StralRe eine weitere EU gebaut
werden, die jedoch nicht auf den allgemeinen Kfz-Verkehr ausgelegt sein soll.
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24.2

2421

Die neue EU Felix-Lensing-StralRe kdnnte in Form eines Verbindungsweges nach
den Richtlinien fur den landlichen Wegebau DWA-A 904, als Pkw-Unterfiihrung
mit einer eingeschrankten Lichten Hohe (z.B. 3,20 m) oder als Rad-
/Gehwegunterfiihrung nach ERA bzw. RASt-06 ausgebildet sein.

isenbahntberfuhrung  [N&
B8 Z~\

)_ . /\
neue
EE :
X In Lage und Héhe geanderte
s Ny C Felix-Lensing-StraRe D
%, " -
/N'/ éendh
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B 8 (Eltener Str.) | “Ning
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Aufrechterhaltung neue
bestehenden Grundsticks- Eisenbahntberfuhrung
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Abb. 8 Variante 4: Planung StraRen.NRW jedoch mit zusatzlicher Eisen-

.

bahnuberfihrung an der Felix-Lensing-StralRe

Trassierung
Verbindungsweg nach DWA-A 904

Aufgrund der angestrebten Funktion ist der Weg als Verbindungsweg zu klassifi-
zieren. Die Entwurfsgeschwindigkeit fur Verbindungswege soll der tatsachlich ge-
fahrenen Geschwindigkeit entsprechen, welche durch die beschrankte Fahr-
bahnbreite, die geringen Wegelangen und dem langsamen Fahrzeugkollektiv be-
einflusst wird.

Nach Tab. 3.2 der DWA-A 904 gilt fur eine Entwurfsgeschwindigkeit von 50 km/h
ein Mindestradius von 80 m und eine Haltesichtweite von 85 m.
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2422

Nach dem géangigen Haltesichtweitenmodell mit Aug- und Zielpunkteh6he von
jeweils 1 m ergibt sich fir die geforderte Haltesichtweite ein Mindestkuppenhalb-
messer von 900 m. Langsneigung von mehr als 6 % sollen auf Verbindungswe-
gen vermieden werden.

Die Mindestwannenhalbmesser sind fir Verbindungswege nicht explizit angege-
ben. Hier sollte sich an die anderen Entwurfsrichtlinien orientiert werden. Fur
Wirtschaftswege (nicht Verbindungswege) sind aus fahrgeometrischen Griinden
Mindesthalbmesser fir die Gradientenausrundungen von 200 m angegeben.

Im Bereich von Unterfiihrungen sollen zweistreifige Verbindungswege eine Fahr-
bahnbreite von 5,00 m mit jeweils beiderseitigem 1,00 m, ausnahmsweise
0,50 m, Sicherheitsraum. Wegen der Unterfiihrungslange von 20 m empfiehlt
sich den Seitenstreifen asymmetrisch aufzuteilen. Die lichte Weite ergibt sich
damit zu 7,00 m.

Um der Tatsache gerecht zu werden, dass die EU nicht fiir den allgemeinen Ver-
kehr konzipiert ist, sollte die Anbindung an das bestehende Stral3e- und Wege-
netz nicht an die B8 erfolgen, sondern Uber eine Einmindung an die Felix-
Lensing-Stral3e. Berticksichtigt man den Mindestradius von R=80m fiir den Ein-
muindungsbereich, so fihrt dies zu einer starken Zerschneidung des von der Fe-
lix-Lensing-StralRe und der Weidenstralie begrenzten Grundstiickes.

Unterfahrungen fir FuRganger und Radfahrer

Nach RASt-06, Ziffer 6.1.8.8 haben Unterfiihrungen fir FuBganger und Radfah-
rer mindestens eine lichte H6he von 2,50 m. Aufgrund der L&nge der Unterfiih-
rung von 20 m ergibt sich das Mindestmal fiir die lichte Breite zu 6,00 m.

Gemeinsame Rad-/ Gehwege haben aul3erorts eine Breite von 2,50 m. Im Be-
reich des Troges sind seitliche Sicherheitsraume von jeweils 0,25 m zu den
Trogwénden zu beriicksichtigen, so dass sich hier eine Mindestbreite von 3,00 m
ergeben wirde.
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24.2.3

H = 80.000 m H = 50.000 m H = 50.000 m H = 80.000 m
T = 2400 m T = 1.500 m T =15m T = 2400m
f = 0.036 m f = 0.023m f = 0.023m f = 0.036 m
Station = 224,667 Station = 288,000 Station = 312,000 Station = 375,333
hTS = 16.100m hTS = 12.300m hTS = 12.300m hTS = 16.100m

0.000 % 0.000 %
16,1 16,1
HGW:
13,87 mNN
1,00
2,40 59,43 1,50 1,50 59,43 40
77,73 77,73

Abb.9 Grenzwerttrassierung fir Radweg nach ERA-10

Vorrangig aus Griinden der sozialen Sicherheit und der hiermit verbundenen Ak-
zeptanzproblematik sollen Unterfihrungen bei der Einfahrt voll einsehbar und der
Ausfahrtbereich nach Mdglichkeit bereits Gberschaubar sein. Nicht Gberblickbare
Ecken sollen vermieden.

Nach Tab. 6 der Empfehlungen fur Radverkehrsanlagen (ERA 2010) wird flr eine
Radfahrgeschwindigkeit von 30 km/h ein Kuppenhalbmesser von Hk=80 m und
eine Wannenhalbmesser von Hw= 50 m. Der Kurvenmindestradius ist R=20 m
(Asphaltdecke vorausgesetzt). Rampen mit 6 % Langsneigung sollen nicht langer
als 65 m sein

Bewertung
Unter Bericksichtigung der beidseits der Bahnstrecke zur Verfligung stehenden

Entwicklungslangen von 150 m fir die Rampenausbildung ist die Anlage einer
zreduzierten Eisenbahnuberfihrung moglich.
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Fur einen Rad-/Gehweg mit einer lichten H6he von 2,50 m ergibt sich eine Ram-
penldange von ca. 65 m. Der Rad-/Gehweg lasst sich mit einem geringen Fla-
chenverbrauch herstellen.

Verbindungsweg nach Rad-/Gehweg nach
DWA-A 904 RASt/ ERA
Entwurfsgeschwindigkeit 50 km/h 30 km/h
Max. L&ngsneigung 6 % 6 %
Min. Kuppenhalbmesser 900 m 80 m
Min Wannenhalbmesser 200 m 50 m
Mindestradius 80m 20m
Erf. Haltesichtweite 85m 25m
Lichte Hohe LR - 4,50 m aber 2,50 m
mind. 4,20m
Lichte Weite 7,00 m 6,00 m

Tab.4 Gegeniberstellung der Trassierungsparameter von Verbindungs-
weg und Radweg

Fur einen Verbindungsweg nach DWA-A904 ergeben sich ahnliche Rampenlan-
gen wie fur eine Stadtstrale mit Vzul= 50 km/h. Wegen der eingeschrankten
Nutzungsmoglichkeit sollte die Anbindung an das Stralen- und Wegenetz nicht
von der Ortsdurchfahrt aus erfolgen sollte. Dadurch ergibt aber sich eine starke
Zerschneidung von potentiellen Wohnbauflachen zwischen der Felix-Lensing-
Stral3e und der Weidenstral3e.

3. Zusammenfassung
Zur Beseitigung der hohengleichen Bahnibergange in Hithum ist gemal Vor-
zugsvariante Strafen.NRW der Neubau einer Eisenbahnuberfihrung im Zuge

der B8 am ndrdlichen Ortsrand vorgesehen (Variante 1).

Seitens des Heimatverein Hithum Borghees e.V. wurden Konzepte erarbeitet,
die auf die Schaffung einer Eisenbahnuberfihrung in Hohe der heutigen Felix-
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Lensing-Stral3e abzielen, um so die heutigen Wegebeziehungen und Verknip-
fungen moglichst uneingeschrankt aufrecht zu erhalten.

Die Konzepte lassen sich als folgende zwei Varianten zusammenfassen:

. Variante 2: Verlegung B8 mit Integration Felix-Lensing-Stral3e - zlgige Li-
nienfiihrung

. Variante 3: Verlegung B8 mit Integration Felix-Lensing-Stral3e - unterbro-
chene Linienfiihrung

° Variante 4: Planung Stral3en.NRW jedoch mit zuséatzlicher Eisenbahn-
Uberflihrung an der Felix-Lensing-StralRe

Bei der Variante 2 stellen die Einmindungen planerisch nicht optimale Lésungen
dar. Aufgrund von nicht ausreichenden Sichtverhéaltnissen wirden sie die Anord-
nung von Geschwindigkeitsbeschrankungen erfordern, was planerisch nach M6g-
lichkeit zu vermeiden ist.

Die Variante 3 erfordert wegen der raumlichen Enge die Anwendung von Trassie-
rungsparametern, die nur einer Entwurfsgeschwindigkeit von 50 km/h genligen.
Aufgrund der Streckencharakteristik — au3erorts, @hnlich einer Ortsumgehung -
sind jedoch die Parameter der Richtlinien fir die Anlage von LandstralRe anzu-
wenden, die eine grof3ziigigere Trassierung zur Folge haben. Zudem sind die
Einsatzkriterien fur den Kreisverkehrsplatz nicht erfullt.

Die Anordnung einer Rad-Gehwegunterfiihrung im Sinne der Variante 4 ist mog-
lich. Es ist davon auszugehen, dass die Finanzierung der Rad-
Gehwegunterfihrung durch die Stadt Emmerich erfolgen muss, da die Nutzungs-
frequenz nicht ausreichen hoch ist.

Eine zuséatzliche planfreie Kreuzung nach den Kriterien eines Verbindungsweges
gemal den Richtlinien fur den landlichen Wegebau ergibt dhnliche Rampenlan-
gen wie fur eine StadtstralRe mit Vzul= 50 Km/h. Da der Radweg nicht gesondert
gefuhrt wird, betragt die lichte Weite nur 7,00 m gegentber 12,25 m fir den Trog
der verlegten B8. Jedoch werden wegen der Anbindung des Verbindungsweges
an die Felix-Lensing-Stral3e potentielle Wohnbauflachen zerschnitten Die Reali-
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sierung der Variante 4 wird nur mit einem erheblichen Finanzierungsanteil der
Stadt Emmerich mdglich sein.

oﬁéne
Wohnbauflache

Eingegrenzt durch die B8, die Bahnanlage, die Felix-Lensing-Strale und die
Weidengasse liegt eine ca. 2,5 ha gro3e, im Flachennutzungsplan als Wohnge-
biet ausgewiesene Flache. Bei Realisierung der Varianten 2, 3 und 4 wird diese
Flache zerschnitten und Baulandnutzung wird erheblich eingeschrénkt.

Die Neuversiegelung von Flachen ist bei der Variante 1 am geringsten, da die EU
im Zuge der bestehenden B8 hergestellt wird und keine Uberbauung der o.g.
freien Wohnbauflache erfolgt.

Eine quantitative Gegenuberstellung der Baukosten der Varianten erfolgt hier
nicht, da die Planunterlagen fir eine hinreichend genaue Ermittlung der Baukos-
ten nicht zur Verflgung stehen. Qualitativ gilt die Aussage, dass die Varianten 1,
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2 und 3 ahnliche Baukosten verursachen, die Variante 4 aufgrund der zuséatzli-

chen EU aber erhebliche Mehrkosten bedingt.

Variante
4
o 1 2 3 _
Kriterium . i i (reduzierte
(EU B8) | (Einmundung) | (Kreisverkehr) )
Hohe)
Verkehrssicher-
] + - 0 +
heit
Baulandvernich-
+ - - -
tung
Neuversiegelung + - - 0
Anderung
bestehender
_ - 0 0 +
fuBlaufiger
Verbindungen
Baukosten + + + -

Tab.5 Tabellarischer Variantenvergleich

+ = gut/ 0 = mittel/ - = schlecht

Die Variante 1 stellt sich insgesamt im Vergleich zu den anderen Varianten als

positivste dar.

Aufgestellt
Bonn, September 2013

Kocks Consult GmbH
Beratende Ingenieure

ppa. Dr.-Ing. Manfred Hel3
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Betreff
Masterplan Hoch-Elten;
hier: 1) Ergebnisse Leitbildwerkstatt
2) Beschluss zum Leitbild
3) Planungswerkstatt und Projektzeitung
Beratungsfolge
Ausschuss fur Stadtentwicklung 24.09.2013

Beschlussvorschlag

Zul)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschliel3t das Ergebnisprotokoll der Leitbildwerkstatt
als Grundlage fur das daraus zu entwickelnde Leitbild fir Hoch-Elten.

Zu 2)

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beschliel3t das folgende Leitbild fiir Hoch-Elten als
bestimmende Grundlage fir die weiteren Planungsschritte:

Hoch-Elten soll sich als Ort der erlebbaren Geschichte prasentieren

Dieses soll ablesbar tiber die Gestaltung von Wegefihrungen, Platzen und besonderen
Orten in Hoch-Elten erfolgen. Mit sensiblen MalRnahmen ist die Geschichte des Ortes
deutlicher heraus zu arbeiten. Ein kulturelles Angebot und eine damit verbundene
touristische Inwertsetzung und Belebung ist mit einer bedarfsgerechten Infrastruktur
auszustatten.

Hoch-Elten ist ein wichtiger Naherholungsort fir Emmerich

Es gilt, das Netz an unterschiedlichen Wegestrukturen und Aktivitdten weiter zu qualifizieren,
um den Erwartungen und Anforderungen der unterschiedlichen Nutzerstrukturen ortsgerecht
ein vielseitiges Angebot anbieten zu kdnnen.

Hoch-Elten als beliebten Wohnstandort in Emmerich erhalten

Die mafRvolle Entwicklung im Rahmen des bestehenden Planungsrechtes ist weiter zu
verfolgen. Die Entwicklung eines ansprechenden und positiven Ortsbildes soll sich u. a. auf
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die Belebung von Leerstand positiv auswirken und Hoch-Elten als attraktiven Wohnstandort
fur die Zukunft sichern.

In Hoch-Elten Naturrdume erlebbar gestalten

Die besondere Waldlage Hoch-Eltens ist weiter heraus zuarbeiten. Es gilt den heutigen
Duktus zwischen Wohnbebauung, Wiesenflachen und Waldflachen weiter herauszuarbeiten,
aufeinander abzustimmen und Bildungsangebote einzubinden. Die besondere topografische
Lage und die damit verbundenen Blickbeziehungen sind hierbei zu beachten und zu
inszenieren.

Hoch-Elten soll sich gemeinsam mit dem Ortsteil Elten zum Gesundsheitsort
entwickeln

Hoch-Elten kann neben den bestehenden Kneipp-Angeboten weitere Angebote, die nach
den Anforderungen fir eine Kneippzertifizierung notwendig sind, anbieten. Die vorhandenen
Angebote sind ortsverbunden und funktionsgerecht aufeinander abzustimmen.

Zu 3)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung nimmt die Ausfiihrungen zum Ablauf der
Planungswerkstatt, zur Projektzeitung und zum Projektplan zur Kenntnis.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

Fir den Bereich Hoch-Elten im Stadtteil Elten soll ein Masterplan im Sinne eines
stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes erarbeitet werden. Hierbei gilt es, die vorliegenden
Planungsunterlagen wie auch die besondere Ortsgeschichte in einer Gesamtkonzeption
zusammen zu bringen.

Dieses mit dem Ziel, behutsam mit dem Bestand umzugehen, vorhandene Potenziale zu
starken und im Hinblick auf die historisch-geografische sowie die freiraumliche Situation
bedarfsgerechte Angebote zu entwickeln, die dem Profil Hoch-Eltens entsprechen.

Der Masterplan soll eine Orientierung fur die zukinftige Entwicklung von Hoch-Elten geben
und konkrete raumliche, stadtebauliche sowie freirAumliche Handlungsempfehlungen
formulieren.

Die Entwicklung der Konzeption folgt hierbei der klassischen Methode mit Bestandsanalyse,
Leitbild, Formulierung erster Zielvorstellungen, Masterplan und daraus abgeleiteter
Vertiefungsbereiche mit der Benennung von Schlisselprojekten und Mal3nahmen. Zudem
wird die an der Entwicklung Hoch-Eltens interessierte Offentlichkeit aktiv in den
Planungsprozess einbezogen. Uber unterschiedliche offentliche Veranstaltungsformate
werden vor Ort Leitbild und Masterplan mit den Interventionsbereichen erarbeitet, diskutiert
und verfeinert.

1. Leitbildwerkstatt

Um eine vertiefende Diskussion Uber die spezifische Situation Hoch-Eltens fiihren zu
koénnen, bedarf es der Bestimmung der raumlichen und funktionalen Entwicklungsziele in
einem Leitbild fur Hoch-Elten. Demnach gilt es Antworten zu finden, wie sich Hoch-Elten
perspektivisch positioniert, wo Akzente zu setzen sind und wie konkret mit den in der
Bestandsanalyse identifizierten Starken und Schwachen umgegangen werden soll. Der
diskursive Planungsprozess ist ein wichtiger Bestandteil bei der Erstellung des Masterplans
Hoch-Elten, denn nur auf Basis gemeinsam erarbeiteter Entwicklungsperspektiven kann ein
zukunfts- und umsetzungsfahiges Konzept entstehen.

Hierzu fand am 17.07.2013 die 6ffentliche Leitbildwerkstatt in der Luitgardisschule in Elten
statt. Zur Teilnahme waren alle Eigentiimer und Anwohner, Vertreterinnen und Vertreter von
Vereinen, Verbanden und Institutionen, die politischen Vertreterinnen und Vertreter der Stadt
Emmerich am Rhein und der Fachverwaltungen der Stadt Emmerich am Rhein sowie alle
interessierten Birgerinnen und Birger, die in besonderer Art und Weise mit Hoch-Elten
verbunden sind, eingeladen. Insgesamt beteiligten sich rd. 90 Personen an der
Leitbildwerkstatt.

Ziel der Leitbildwerkstatt ist es, gemeinsam mit den verschiedenen Akteuren tber die
angestrebten (raumlichen) Entwicklungsperspektiven Hoch-Eltens ins Gesprach zu kommen
und eine verlassliche Grundlage fur die weitere Ausarbeitung am Masterplan zu schaffen.
Die Leitbildwerkstatt markiert somit den Auftakt des offentlichen Diskurses Uber Ziele,
Handlungsfelder, Themen und mdgliche MaRnahmen der kiinftigen Entwicklung Hoch-
Eltens.

Die Basis bilden drei Entwicklungsszenarien, die als Diskussionsgrundlage fir die

Leitbildwerkstatt dienen. Grundlage der Diskussion bilden folgende generelle
Fragestellungen:
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e Was sind die herausragenden Starken Hoch-Eltens?
¢ Wo liegen noch (grofRe) Entwicklungspotenziale?

e Worauf sollte sich in der Entwicklung Hoch-Eltens in den néchsten Jahren
konzentriert werden?

e Wie kann der geschichtliche Schatz Hoch-Eltens gehoben werden?
¢ Mit welchem Profil sollte Hoch-Elten im Kontext der Gesamtstadt entwickelt werden?
e Wie kann die Aufgabenverteilung zwischen Elten und Hoch-Elten geschérft werden?

1.1 Szenarien und Gruppenergebnisse aus der Leitbildwerkstatt

An Hand von drei Szenarien galt es die Entwicklungspotenziale und die Intensionstiefe sowie
die Starken fur Hoch-Elten zu diskutieren.

In der folgenden Zusammenstellung wird zunachst das jeweilige Szenario vorgestellt und im

Anschluss werden die Ergebnisse der Diskussion zu den Uberschriften stadtebauliche
Ortsentwicklung, Infrastruktur, Mobilitat, Landschaft, Ortsbild und Tourismus aufgefihrt.

Szenario A: Hoch-Elten — Wie es ist und bleibt!

Inhaltliche Beschreibung Szenario A

¢ Hoch-Elten bleibt unangetastet
e keinerlei Neubautatigkeiten (auch nicht auf Grundlage vorhandener B-Plane)

o stellenweise Konflikte zwischen den mittlerweile recht gro3en Baumen und den
(historischen) Sichtachsen, aber an der Situation soll auch zukiinftig nichts verandert
werden

05 - 15 1056/2013 Seite 4 von 13



auch an dem kleinen Pfad zwischen Stiftskirche und Hangkante sowie dem
Verbindungsweg zum Barful3pfad wird nichts verandert

Parkplatz bleibt in seiner jetzigen Gestaltung erhalten

Stellplatz fur Camper und Wohnmobile wird bereits so gut angenommen, dass auch hier
keine Anpassungsnotwendigkeit gesehen wird

leerstehende Hotelimmobilie wird ggf. zuriickgebaut, da keine neuen Nutzungen
angesiedelt werden sollen

vorhandenes Gastronomieangebot wird nicht erweitert
insgesamt sollen keine zusatzlichen Besucherinnen und Besucher generiert werden

Gruppenergebnis Szenario A

Stadtebauliche Ortsentwicklung

In Hoch-Elten sollte die Funktion als Wohnstandort bewahrt und gestéarkt werden. Die
vorherrschenden Umfeldqualitdten machen den besonderen Flair als Lebensraum aus,
die es mit dem Masterplan zu bewahren und zu starken gilt. Es sollte jedoch um eine
gestalterische Starkung gehen, weniger um eine Ausweitung neuer
Wohnentwicklungsflachen. Das in den Bauleitplanen fixierte Baurecht sollte nicht
verandert werden.

Es wird die Meinung vertreten, dass die Entwicklungen in Hoch-Elten nicht zu einer
Verteuerung des Wohnen fiihren dirfen. Das Wohnen sollte hier bezahlbar bleiben.

Infrastruktur

Mobilitat

Die Verkehrsfuhrung sollte Gberprift werden — ein vergréf3ertes Aufkommen an
Besuchern erzeugt mehr Verkehr entlang der zentralen ErschlieBungsstraRen, wie der
Lindenallee. Durch das historische Pflaster wird dadurch mehr Larm fir die Anwohner
produziert.

Landschaft

Die vorhandenen Grinstrukturen und Naturrdume machen den Wert von Hoch-Elten nicht
nur als Wohnstandort sondern ebenfalls als Ort der Freizeit- und Naherholung aus.

Die Waldflachen des Emmericher Stadtgebietes weisen einen geringeren Anteil als der
Bundesdurchschnitt auf. Den Waldflachen in Hoch-Elten wird daher eine besonders hohe
Bedeutung fur die Stadt Emmerich am Rhein beigemessen, deren Flachen fir eine
nachhaltige Entwicklung von Fauna und Flora zu sichern sind.

Es wird angemerkt, dass eine ganze Reihe alter Wege aufgrund fehlender Pflege nicht
mehr begehbar sind und langsam verkommen. Es werden von unterschiedlicher Seite der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer konkrete Hinweise gegeben, welche Pfade wieder
attraktiver gestaltet bzw. freigelegt werden sollen:

— Weg zum Englischen Hugel wiederherstellen

— Die Rémerschlucht als geschichtstrachtiges Element wiederherstellen und Aufenthaltsqualitat
verbessern

— Buchenallee nicht zuwachsen lassen, sondern besser pflegen
— Christophorus Weg wieder pflegen
— Ehemaligen Prozessionsweg wiederherstellen
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Die bewegte Topografie des Eltenberg inmitten der Rheintalebene pragt die Situation in
Hoch-Elten. Von dort sind weite Blickbeziehungen ins Umland méglich — nach Kleve und
bei guter Sicht sogar bis ins Ruhrgebiet. Der dichte Baumbewuchs und die
vernachlassigte Pflege von Ausblickpunkten erschweren derzeitig die Sicht nach aul3en.
Im Rahmen des Erhalts der Waldstrukturen wird von vielen Teilnehmern eine behutsame
Freilegung der Sichtachsen fir wiinschenswert erachtet. In diesem Zuge gilt es wichtige
Sichtbeziehungen zu scharfen:

— Blick nach Kleve

— Blick nach Nimwegen

— Blick nach Arnheim

— Blick ins Rheintal

— Blick ins Ruhrgebiet

Ortsbild

Die St. Vitus-Kirche pragt den Dorfkern auf ganz positive Weise. Die Wahrnehmbarkeit
des Kirchengebaudes wurde durch die Freilegung mittels der Neugestaltung der Flache
erheblich verbessert. Die Anlage wird als ein positiver und behutsamer Eingriff in die
Entwicklung des Ortes angesehen. In dieser Form werden weitere Mal3Bhahmen als
winschenswert erachtet.

GrofR3es Pfund fur Hoch-Elten ist die Historie des Ortes, deren Erlebbarkeit derzeit stark
eingeschrankt ist. Auf die Verbesserung der Erlebbarkeit der historischen
Hinterlassenschaften sollte im Rahmen der Masterplanerarbeitung ein starkes Augenmerk
gerichtet werden.

Als erhaltenswert wird die Gestaltung der privaten Grundstiicke angesehen, insbesondere
die Einfassung der Liegenschaften durch Hecken und kleinen Mauern. Diese Qualitaten
sollten fur die Zukunft gesichert werden.

Die alleeartigen Strukturen sowie der vorhandene Baumbestand entlang der Straf3en und
Wege werden als charakteristisch fur den Ort Hoch-Elten angesehen. Das durch die
Baume erzeugte Ortsbild sei auch in Zukunft zu erhalten.

Tourismus

Tourismus ist in den letzten Jahren zuriickgegangen.
Kein Eventtourismus a la Walt Disney bewerben — behutsamen Tourismus entwickeln.
Dem Bildungstourismus werden verstarkt Chancen zugesprochen.

Fur die Nutzung des Grillplatzes sollten besser, fur die Anwohnerschaft vertraglichere,
Nutzungsbedingungen erarbeitet werden.

Campingplatze nicht ausbauen.

Fur den Ort Hoch-Elten sollten nicht zu viele Events entwickelt werden. Hier gilt Qualitat
vor Quantitat!

Keinen Hochseilgarten entwickeln.
Keine Mountainbikestrecke durch den Wald planen.

Erganzende Aspekte

Wie werden die Malinahmen finanziert? Welche Férderungen stehen daflr bereit?

Wer pflegt die MaRnahmen — kann nicht einiges mit burgerschaftlichem Engagement
getragen werden?

Neuer Slogan des Szenario A ,Hoch-Elten: Wie es war und wieder werden soll*
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Szenario B: Hoch-Elten — Die Zukunft beginnt jetzt!

Inhaltliche Beschreibung Szenario B

Hoch-Elten besinnt sich auf seine Starken und erganzt diese behutsam

Sicherung des attraktiven Wohnstandortes (Beschréankung der Neubautatigkeiten auf
vorhandene B-Plane)

.Freilegung” der Geschichte durch Wiederherstellung der zentralen Sichtachsen und
malvolle Ergdnzung des vorhandenen Freizeitangebotes

Attraktivierung der Wegebeziehungen durch (landschafts-)gestalterische Malinahmen
Umgestaltung der Parkplatzsituation durch optische Zuriicknahme des ruhenden Verkehrs

Anpassung des Camper- und Wohnmobilstellplatzes an heutige Anforderungen, ohne den
Stadtraum durch zusatzliche Einrichtungen zu verbauen

Belebung der leerstehenden Hotelimmobilie durch standortvertragliche neue Nutzung,
ansonsten ggf. auch Rickbau denkbar

Mafvolle Erganzung des vorhandenen Gastronomieangebotes

Insgesamt soll eine fur Hoch-Elten angemessene Zahl zusatzlicher Besucherinnen und
Besucher generiert werden

Gruppenergebnis Szenario B

Stadtebauliche Ortsentwicklung

Standort Wald-Hotel reaktivieren mit Hotelnutzung/Gastronomie
.Kiste" abreiRen und verniinftige Gastronomie etablieren
hohe Zufriedenheit mit Wohnstandort
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Infrastruktur

e Gastronomie starken (auch fur den kleinen Geldbeutel: Café/Wirtschaft/...)

o Wohnmobilstellplatze nicht ausweiten, eher Verlegung an eine andere Stelle
e Entsorgungseinrichtung fir Mobilcamper

o Offentliche Toiletten schaffen

e Wasserablaufrinnen (FuBwege) ersetzen

o Spielmdglichkeiten schaffen

e [BergstralRe aufwerten (Nieder-Elten)]

Mobilitat

e Buslinie Uber den Eltenberg

e Lindenallee aufwerten

e Fahrgeschwindigkeit verringern

¢ Fulwege aufwerten/sichermachen

o bestehende Wege im Allgemeinen aufwerten (insbesondere auch Steiler Weg), auch fir
Burger interessant

e attraktive Wegeverbindung vom Drususbrunnen zum Trimm-Dich-Platz schaffen
¢ Rundweg mit Sichtachsen

e Birkenallee als Einbahnstral3e

e Verknipfung zur Hangkante Uber Paters Garten

Landschaft

e Weite inszenieren
— Aussichtspunkte freistellen (in Zusammenhang mit Rundweg)
— Sichtachsen nach Kleve und Emmerich kurzfristig sichtbar machen
— Sichtachse nach “s-Heerenberg

¢ mehr Grinaspekte, aber weniger Baummasse (Wildblumen, Obstbaume, ...)
e Forstwirtschaft beschadigt FuRwege

Ortsbild

¢ hohe Zufriedenheit mit Lage im Grlinen

e Neugestaltung zentraler Parkplatz

o zentralen Dorfplatz schaffen (Parkplatz und Wohnmobilstellplatz konzentrieren)
¢ Aufenthaltsmdglichkeiten fir Anwohner und Touristen

¢ chemalige Ausmalie des Stifts verdeutlichen

e Aussichtsturm schaffen

¢ Kirchensilhouette freistellen

Tourismus

e kein Mountainbiking auf FuBwegen (NL als Vorbild nehmen: Trennung/bestimmte Strecke
vorgeben)

¢ kein Hochleistungssportzentrum, sondern sanfter Tourismus (Tagestourismus, ...)
e Souvenirs
e Geschichte lesbar machen (nicht nur Gber Tafeln, sondern Erlebnis)
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— Einsatz neuer Medien (QR-Codes, Geocaching)
— Fdhrungen

Beschilderung

— Infosystem im Bereich des zentralen Parkplatzes

— Hinweistafeln auf Kirche und Spuren/Wegekarte

— Ausschilderung der Wegefuhrungen (v.a. zu Sehenswurdigkeiten)

Ort schaffen, an dem man die Weite genief3en kann (z.B. Standort Wald-Hotel)
Drususbrunnen als Anlaufpunkt/Kirchplatz als Treffpunkt

Waldlehrpfad wieder aktivieren

Bildungstourismus (Sichtbarmachung der Vergangenheit, ...)
Grenziberschreitendes D-NL (Pieterpad, ...) > ggf. Gber EU-Mittel?
Kneipp-Kurort qualifizieren

Angebote fiir Familien und Jugendliche (Schulklassen etc.)

Szenario C: Hoch-Elten — Fur uns, fir euch, fur alle!

Inhaltliche Beschreibung Szenario C

Hochelten baut seine Starken — insbesondere im Freizeitbereich — aus und strebt ein
deutliches Wachstum an

Ergénzung der bestehenden Bebauung denkbar (Uber bestehende B-Plane hinaus)
»Inszenierung" der Geschichte durch zahlreiche neue Freizeitangebote

Ausbau der Wegebeziehungen, auch jenseits der heutigen Pfade

Ausbau der Stellplatzkapazitaten

Ausbau des Camper- und Wohnmobilstellplatzes

Belebung der leerstehenden Hotelimmobilie durch neue Nutzung, die als maximaler
Frequenzbringer fungiert
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¢ Ausbau des vorhandenen Gastronomieangebotes
¢ insgesamt sollen die Besucherzahlen fur Hoch-Elten deutlich gesteigert werden

Gruppenergebnis Szenario C

Stadtebauliche Ortsentwicklung
¢ Das Alleinstellungsmerkmal Hoch-Eltens ist die Geschichte!

e Ein vertragliches Konzept unter Beriicksichtigung der verschiedenen Interessensgruppen
entwickeln

¢ Keine Neuentwicklung, Sicherung und Festigung des Bestehenden

¢ Einen Mehrwert Uber ein harmonisches Ortsbild erstellen, um dariiber bestehende
Entwicklungsflachen attraktiv fir neue Nutzungen zu machen.

Infrastruktur

e Akuter Mangel an einem offentlichen WC. Besucher Hoch-Eltens sind gezwungen vor Ort
fur eine WC-Nutzung zu klingeln. Dies trifft fiir Spaziergadnger, wie auch fur
Konzertbesucher zu.

e Die Gebrauchsqualitat vor Ort verbessern.

e Die Parkplatze reichen in Stof3zeiten nicht aus. Zu Uberlegen ist, ob ein Shuttleservice am
Wochenende uber Elten eine verkehrliche Entlastung bringen kann.

¢ Kiosk mit WC-Anlage im zentralen Bereich.

e Etablierung von mehr Gastronomie mit qualitatvollem Angebot. Diese muss nicht im
gehoben Segment angeordnet sein, einfache Gerichte mit gutem Preisleitungsverhaltnis.

e Trimm Dich Platz durch Beachvolleyball und Bouleplatz erweitern.
o Mehr Spielgerate/ Spielmdglichkeiten fur Kinder.

Mobilitat

e Buslinie Uber Hoch-Elten fuhren.

e Das Potenzial des Regionalhaltepunktes in Elten auch fir Hoch-Elten nutzen.
o Parkshuttlesystem zu den starken Besucherzeiten tUber Elten anbieten.

¢ Kleinbussystem uber Hoch-Elten fiihren.

Landschaft
e Angebote fir die jungere Generation anbieten, z.B. Kletterwald.

Ortsbild

e Kulturelle Anziehungspunkte stéarker betonen.

e Hoch-Elten in einen Kultur- und Gesundheitsort wandeln.

e Hoch-Elten als Kleinod wahren und herausarbeiten.

e Geschichte erkennbar herausarbeiten.

e Aussichtpunkte und Blickbeziehungen wieder erkennbar und auffindbar machen.

Tourismus
e Zielgruppe Geschichts- und Kulturinteressierte, sanfte Belebung
e Grenzubergreifend nach Holland denken, viele Tagesausfliigler kommen aus Holland.
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e Wald-/Wanderwege wieder instand setzen. Qualifizierung der Wege berticksichtigen, z.B.
barrierearm, Wegelangen und Schwierigkeitsgrade beschreiben, Trennung von Ful3-,
Rad- und Sportwegen.

e Regelungen fur Radfahren finden, Naturschutz!

e Baumwipfel-Pfad, Kletterwald

o Verbesserte, einheitliche Beschilderung

e Aussichtsturm wieder erbauen

o Angebote schaffen, um Elten weiter als Kneipp-Kurort zu qualifizieren

e Geocaching, Punkte aufnehmen und als Route aufeinander abstimmen

o Attraktive/besondere Angebote fur Jugendliche

e Trimm-Dich-Pfad aktivieren

¢ Waldlehrpfad aktivieren fir Jung und Alt

¢ Veranstaltung auf dem Eltenberg planen, z.B. Seifenkistenrennen, ,Bergfest* mit Musik

¢ |st der Mobilcamperplatz im Zentrum richtig? Die Mobilcamper an sich werden als nicht
storend gesehen.

¢ Angebote entwickeln, von der vor Ort die Wirtschaft profitiert.

1.2 Ergebnis

Aus den im Rahmen der Leitbildwerkstatt vorgebrachten Anregungen und Ideen wurde
folgendes thesenartiges Leitbild, welches die angesprochenen Themenbereiche
zusammenfasst, formuliert.

Zu 2)
2. Leitbild fur Hoch-Elten

Hoch-Elten soll sich als Ort der erlebbaren Geschichte prasentieren

Dieses soll ablesbar tber die Gestaltung von Wegefiihrungen, Platzen und besonderen
Orten in Hoch-Elten erfolgen. Mit sensiblen MalRnahmen ist die Geschichte des Ortes
deutlicher heraus zu arbeiten. Ein kulturelles Angebot und eine damit verbundene
touristische Inwertsetzung und Belebung ist mit einer bedarfsgerechten Infrastruktur
auszustatten.

Hoch-Elten ist ein wichtiger Naherholungsort fir Emmerich

Es gilt, das Netz an unterschiedlichen Wegestrukturen und Aktivitaten weiter zu qualifizieren,
um den Erwartungen und Anforderungen der unterschiedlichen Nutzerstrukturen ortsgerecht
ein vielseitiges Angebot anbieten zu kénnen.

Hoch-Elten als beliebten Wohnstandort in Emmerich erhalten

Die maf3volle Entwicklung im Rahmen des bestehenden Planungsrechtes ist weiter zu
verfolgen. Die Entwicklung eines ansprechenden und positiven Ortshildes soll sich u.a. auf
die Belebung von Leerstand positiv auswirken und Hoch-Elten als attraktiven Wohnstandort
fur die Zukunft sichern.

In Hoch-Elten Naturrdume erlebbar gestalten

Die besondere Waldlage Hoch-Eltens ist weiter heraus zuarbeiten. Es gilt den heutigen
Duktus zwischen Wohnbebauung, Wiesenflachen und Waldflachen weiter herauszuarbeiten,
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aufeinander abzustimmen und Bildungsangebote einzubinden. Die besondere topografische
Lage und die damit verbundenen Blickbeziehungen sind hierbei zu beachten und zu
inszenieren.

Hoch-Elten soll sich gemeinsam mit dem Ortsteil Elten zum Gesundsheitsort
entwickeln

Hoch-Elten kann neben den bestehenden Kneipp-Angeboten weitere Angebote, die nach
den Anforderungen fir eine Kneippzertifizierung notwendig sind, anbieten. Die vorhandenen
Angebote sind ortsverbunden und funktionsgerecht aufeinander abzustimmen.

Zu 3)
3. Nachste Schritte und Ausblick (Planungswerkstatt)

Das Leitbild dient als Arbeitsgrundlage fiir die Planungswerkstatt. Die Planungswerkstatt ist
als offentliche Veranstaltung konzipiert und findet am Samstag, dem 12.10.2013 von 12.30
Uhr bis ca. 18.30 Uhr in der Luitgardisschule in Elten statt.

Aufbauend auf den vorliegenden Arbeitsergebnissen fokussiert die Planungswerkstatt auf die
Definition von konkreten Handlungsfeldern sowie die daraus abgeleiteten spezifischen
Anforderungen und Belange an die Entwicklung Hoch-Eltens.

Folgender Ablauf ist fir die Planungswerkstatt geplant:

— Dorfexpedition als gefuihrter Spaziergang durch Hoch-Elten mit Erlauterungen
— BegrufRung und Einstiegsvortrag in der Luitgardisschule

— Vorstellung der Themen der Arbeitsgruppen

— Arbeit in den Planungsgruppen zu unterschiedlichen Themenbereichen

— Zusammenfihrung der Ergebnisse aus der Gruppenarbeit im Plenum

4. Zentrale Fragestellungen fur die weitere Ausarbeitung

Folgende der Planungswerkstatt zugrunde liegende Fragestellungen sind fir die weitere
Ausarbeitung des Masterplans Hoch-Elten von Bedeutung.

Image ¢ Tourismus ¢ Kultur ¢ lokale und regionale Einbindungen

Wie soll sich Hoch-Elten nach auf3en darstellen? Welches Image, welche Identitéat innerhalb
von Emmerich wird Hoch-Elten aufweisen? Welches sind die zentralen Anlaufpunkte in
Hoch-Elten? In welcher Art und Ausformung bietet sich eine Attraktivierung der bestehenden
Angebote an? Welche Infrastrukturmafinahmen sind notwendig, um sich als Ausflugspunkt
lokal, regional und tberregional zu positionieren? Welchen Stellenwert soll Hoch-Elten im
seinem touristischen Profil im Zusammenhang mit dem gesamten Stadtgefuge einnehmen?

Landschaft « Wege ¢ Sichtachsen

Wie kbénnen lokale und regionale Wanderrouten sinnvoll iiber Hoch-Elten in das
Wegesystem eingebunden werden? Welche Sichtachsen gilt es hervorzuheben? Wie kann
der besondere Landschafts- und Naturraum zu einem Exponat entwickelt werden? Welche
Zielgruppen sind fur Hoch-Elten von Relevanz? Welche Angebote sollten fir die
unterschiedlichen Zielgruppen hinsichtlich der Entwicklung zu einem Ausflugsort gemacht
werden? Wo befinden sind die richtigen Standorte und Anlaufpunkte fir diese Angebote?
Welche Naherholungsangebote gilt es zu entwickeln und welche bestehenden gilt es weiter
zu qualifizieren? Welchen Beitrag kann Hoch-Elten fiir die Entwicklung als Gesundheitsort
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Elten leisten?

Ortsbild « Mitte ¢ Infrastruktur

Wie lassen sich die unterschiedlichen Profile Hoch-Eltens hinsichtlich Geschichte,
Wohnstandort und Gesundheitsort profilieren und zugleich ein Gesamtbild erzeugen? Wie
organisiert sich der Ortsteil Hoch-Elten raumlich, wenn die geschichtlichen und
landschaftlichen Besonderheiten neu hervorgehoben werden? Wie kdnnen die Fahrverkehre
bei einer touristischen Belebung sinnvoll gefuhrt werden, ohne die dorfliche Struktur zu
stéren und den Wohnstandort in seiner Qualitat zu beeintrachtigen? Ist die Mitte Hoch-Eltens
ein kulturell geprégter Ort oder eher ein infrastrukturell gepragter Ort? Welche MaRhahmen
sind erforderlich, damit Uber das Ortsbild von Hoch-Elten die unterschiedlichen Pragungen
entfaltet werden kénnen? Wie schlagen sich diese MalRnahmen in ihrer zeitlichen
Entwicklung nieder?

5. Projektzeitung

Die Projektzeitung unterstitzt den Prozessverlauf, dokumentiert und informiert umfassend
Uber den aktuellen Planungsstand und kindigt die nachsten Schritte fur die Erarbeitung des
Masterplans an.

In der Projektzeitung zur Planungswerkstatt wird der bisherige Planungsverlauf und das
bisherige Ergebnis — Bestandsplane und Leitbild — dokumentiert und erlautert. Die Zeitung

wird anschaulich bebildert und die Texte werden in gut verstandlicher Sprache verfasst.

Die Projektzeitung wird ca. Anfang Oktober 2013 fertig gestellt und an die Prozessbeteiligten
verteilt.

Eine weitere Auflage soll zum Abschluss des Verfahrens den fertigen Masterplan
dokumentieren.

6. Projektplan

Der aktuelle Projektplan ist Anlage zur Vorlage.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRBnahme ist im Haushaltsjahr 2013 mit Mitteln in H6he von 30.000,00 € vorgesehen.
Produkt: 1.100.09.01.01, Sachkonto 54290000

Leitbild :

Die MalRnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 3.2 und 3.5.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:
Anlage zu Vorlage 05-15 1056 Masterplan-Hochelten Projektplan
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ASE 24.09.2013

MASTERPLAN HOCH-ELTEN

PROJEKTPLAN

vorlaufige Termine

Verfahrensschritte

PHASE 1

BESTANDSANALYSE

Méarz — Mai 2013

abgeschlossen

PHASE 2

LEITBILD

17. Juli 2013

(6ffentliche Abendveran-
staltung)

Leitbildwerkstatt mit Moderation
= interessierte Offentlichkeit und zustéandige politische Gremien
= Diskussion der Szenarien zur Verstandigung auf ein gemeinsames Leitbild

22.07.-03.09.2013

Sommerferien

24. September 2013

Sitzung Ausschuss fir Stadtentwicklung (ASE)
= Ergebnisse Leitbildwerkstatt

= Beschluss zum Leitbild

= Planungswerkstatt und Projektzeitung

12.10.2013

(6ffentliche Tagesveranstal-
tung)

Planungswerkstatt mit Moderation

= Offentliche Veranstaltung mit Biirgern, Vereinen, Verbanden und Institutio-
nen (Open-Space-Methodik, Dorfexpedition, Projektzeitung)

= Offentliche Diskussion der Anforderungen an die Entwicklung Hoch-Eltens

21.10.-01.11.2013

Herbstferien

November 2013

3. Arbeitsgesprach
= Prasentation und Diskussion der Ergebnisse der Planungswerkstatt
= Diskussion des Vorentwurfes zum Strukturkonzept

23.12.2013 - 07.01.2014

Weihnachtsferien

Januar 2014

Ausschuss fur Stadtentwicklung (ASE)
= Prasentation der Ergebnisse der Planungswerkstatt
= Beschluss zum Vorentwurf des Strukturkonzeptes

PHASE 3

STRUKTURKONZEPT

Januar - Marz 2014

Strukturkonzept

= Entwicklung eines rAumlichen/funktionalen Strukturkonzeptes mit Aussa-
gen zur Gesamtentwicklung sowie Handlungsschwerpunkten und Schlis-
selprojekten

Februar 2014

4. Arbeitsgesprach
= Diskussion des Strukturkonzeptes und der Vertiefungsbereiche

Marz 2014

Ausschuss fur Stadtentwicklung (ASE)
= Vorstellung und Kenntnisnahme des Strukturkonzeptes
= Freigabe des Strukturkonzeptes zum Birgerforum




April 2014

(6ffentliche Abendveran-
staltung)

Burgerforum

offentliche Diskussion des Strukturkonzeptes und der rAumlichen Vertiefungs-
bereiche (World-Café)

Marz/April 2014

Abstimmung mit wesentlichen Behtérden und Planungstragern

14.04. — 26.04.2014

Osterferien

PHASE 4

MASTERPLAN

April - Mai 2014

Masterplan
= Auswertung des Burgerforums und Erarbeitung des Masterplans

= Dokumentation der Ergebnisse des Planungs- und Beteiligungsprozesses
inkl. zweiter Projektzeitung

Mai 2014 5. Arbeitsgesprach
= Vorstellung der Ergebnisse des Birgerforums
= Prasentation und Diskussion des Masterplans
= Abstimmung der zweiten Projektzeitung

Juni 2014 ASE/HFA/Rat

= Prasentation des Masterplans Hoch-Elten

= Beschluss zum Masterplan Hoch-Elten i. S. eines stadtebaulichen Ent-
wicklungskonzeptes gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB

= Freigabe der zweiten Projektzeitung als Kurzdokumentation des Master-
plans




DER BURGERMEISTER

STADT EMMERICH AM RHEIN [T} :'i“mk

o,
Vorlagen-Nr. Datum
05-15
Verwaltungsvorlage offentlich 1055/2013 14.08.2013

Betreff

Bebauungsplanverfahren Nr. E 23/2 - Fahrstral3e / Hinter dem Hirsch -;
hier: Beschluss zur Durchfiihrung der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1)
BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fir Stadtentwicklung 24.09.2013

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, die Offentlichkeitsbeteiligung
gemal § 3 Abs. 1 BauGB auf der Grundlage des vorgelegten Bebauungsplanvorentwurfes in
der Form der besonderen Burgerbeteiligung nach Punkt 3.2 der stadtischen Richtlinien zur
Burgerbeteiligung durchzufiihren sowie die Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB zu veranlassen.
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Sachdarstellung :

Das Bebauungsplanverfahren Nr. E 23/2 -Féhrstral3e / Hinter dem Hirsch- wurde durch
Aufstellungsbeschluss vom 06.03.2012 einleitet. Im Rahmen dieses Beschlusses als
Planungsziele formuliert wurden

¢ die Entwicklung eines besonderen Wohngebietes (WB) im Sinne des § 4a BauNVO
als ,Gebiet zur Erhaltung und Entwicklung von Wohnnutzung“ fur die siidwestlich an
die Verkehrflache ,Hinter dem Hirsch* angrenzenden Grundstiicke

o die Schaffung eines gestuften Abschlusses der zusammenhangenden hohen
Bebauung an der Rheinpromenade als Ubergang zur denkmalgeschiitzten St.
Martini-Kirche

¢ die planungsrechtliche Sicherung der Verwaltungsgebaude des Rathauses sowie der
Wohn- und Geschéaftshausbebauung an SteinstralRe und Fahrstral3e im Bestand mit
Festsetzung als Flache fir Gemeinbedarf bzw. Mischgebiet.

In der Ergadnzung des Aufstellungsbeschlusses durch Beschluss vom 19.03.2013 wurden die
vorgenannten Planungsziele dahin gehend erweitert, dass auch die stadtebauliche
Torwirkung an der Rheinpromenade gesichert werden soll, die durch eine turmférmig
wirkende Gebaudegestaltung der beiderseitigen Eckbebauung im Einmindungsbereich der
Fahrstral3e gebildet wird.

Ausloser fur die seinerzeitige Einleitung des Bebauungsplanverfahrens E 23/2 waren ein
Eigentimerwechsel im Bereich ,Hinter dem Hirsch* sowie die Kenntnis von anstehenden
Entwicklungsabsichten fir das verauf3erte Grundstiick sowie die angrenzenden Grundstlcke
an der Rheinpromenade, die Anlass dazu gaben, die stadtebauliche Steuerung der
baulichen Entwicklung dieses Bereiches am Rande der geschlossenen innerstadtischen
Bebauung langs der Rheinpromenade zu sichern. In der Folgezeit wurde den Eigentiimern
die Moglichkeit eingeraumt, ihre Einzelinteressen in gegenseitiger Abstimmung in ein
tragfahiges Gesamtbebauungskonzept fur das geplante besondere Wohngebiet
einzubringen. Mit dem Aufstellungsbeschluss wurde ihnen die Bereitschaft der Stadt
Emmerich am Rhein signalisiert, die Entwicklung des betroffenen Bereiches mitzutragen,
und damit eine gewisse Planungssicherheit in Bezug auf anstehende Investitionen vermittelt.
Das weitere Planverfahren sollte auf der Grundlage des erwarteten Bebauungskonzeptes
fortgesetzt werden.

Seitens der Eigentimer ist ein solches gemeinschaftliches Baukonzept nicht zustande
gekommen. Insbesondere hat sich die Kath. Kirchengemeinde St. Christophorus nicht dazu
bereit erklaren wollen, fur das Grundstiick des Pastorats der St.-Martini-Kirche, Martinikirch-
gang 1-3 mit seinen umfangreichen Freiflachen eine zukunftig anders geartete Nutzung,
etwa in Form einer zuséatzlichen Teilbebauung bereits jetzt planungsrechtlich vorbereiten zu
lassen. Der betreffenden Entscheidung soll im Planverfahren so gefolgt werden, dass die im
Vorentwurf zum Aufstellungsbeschluss in das geplante besondere Wohngebiet (WB)
einbezogene Flache der Kirche hieraus wieder entlassen und im Plan entsprechend ihrer
Bestandsnutzung als Flache fir Gemeinbedarf der Zweckbestimmung ,Kirche" festgesetzt
wird.

Der verbleibende tatséchliche Entwicklungsbereich fur ein besonderes Wohngebiet bezieht
sich damit aktuell nur noch auf die Grundstiicke des abgangigen Einfamilienhauses
Rheinpromenade 44 und das ehemalige evangelische Pastorat, Hinter dem Hirsch 7. Dem
ist dartiber hinaus auch noch das angrenzende bebaute Eckgrundstiick Rheinpromenade 43
auf der Westseite der Einmindung der FahrstralBe zuzurechnen. Hier gibt es ein Interesse
an einer Gebaudeaufstockung, durch die sich die stadtebauliche Torwirkung an der
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Rheinpromenade zum dahinter liegenden Innenstadtbereich im Zusammenspiel mit dem
kirrzlich vollendeten Eckgebaude auf der anderen Seite der Fahrstral3e erst richtig entfalten
wirde.

In Vorabstimmung mit den drei betroffenen Eigentiimern des genannten
Entwicklungsbereiches wurde ein konkretisierter Bebauungsplanvorentwurf erarbeitet. Dieser
wird dem Fachausschuss vorgelegt, um auf seiner Grundlage einen Beschluss zur
Fortsetzung des Planverfahrens mit der Durchfiihrung der friihzeitigen Beteiligungen der
Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der Behérden nach § 4 Abs. 1 BauGB
herbeizufihren.

Der Vorentwurf unterscheidet sich hinsichtlich Festlegung der Baugebiete in der
Planungskonzeption bei Aufstellungsbeschluss in einer Verkleinerung des WB-Bereiches
durch Herausnahme der Flache der Kirchengemeinde. Dem Entwurf fir die Festsetzung des
Mal3es der baulichen Nutzung im geplanten WB-Bereich liegt die beiliegende Analyse der
Nachbargebaudehéhen an der Rheinpromenade und der Fahrstral3e im Bestand zugrunde,
die einen stadtebaulichen Rahmen fir die Gestaltung eines neuen Abschlusses der
geschlossenen Bebauung an der Rheinpromenade mit einer Abstufung in Richtung St.-
Martini-Kirche vorgeben. Dartber hinaus wurde bekanntermalR3en fir das Grundstick
Rheinpromenade 44 der Antrag gestellt auf Errichtung eines bis zu viergeschossigen
Mehrfamilienhauses. Die Entscheidung Uber die Zulassigkeit dieses Vorhabens wurde mit
Bescheid vom 29.05.2013 gemaR § 15 BauGB zuriickgestellt.

Die Bebauung im Abschnitt der Rheinpromenade 0stlich des Plangebietes zwischen Krantor
und FahrstralRe zeichnet sich durch eine 4- bis 5-geschossige Bauweise aus. Der dortige
Bebauungsplan E 18/9 -Rheinpromenade / Steinstral3e- lasst in Anpassung an die
vorhandenen hichsten Gebaude maximale Gebaudehdhen bis 37,0 m . NN (etwa 20 m
Uber StralR3enniveau) zu, wobei das diese H6he noch lberschreitende Gebaude der
ehemaligen Deutschen Bank in seinem hoheren Bestand festgesetzt ist, aber nicht zur
Richtschnur der allgemeinen baulichen Entwicklung des betroffenen Bereiches bestimmt
wurde. Das neu errichtete Eckgebaude an der Fahrstraf3e halt mit seiner
Gesamtgebaudehdhe von 37,0 m (. NN das zulassige Maximalh6henmalf3 des
Bebauungsplanes E18/9 ein. Es Uberragt das Eckgebaude Rheinpromenade 43 auf der
Westseite der Fahrstral3e in Bezug auf die Oberkante des letzten Wohngeschosses um rd.
6,5 m und bzgl. des zur Fahrstral3e orientierten Treppenhausaufbaues um etwa 3,5 m.

Der beigefligten Bestandsansicht der Rheinpromenade ist zu entnehmen, dass die geplante
Neubebauung Rheinpromenade 44 eine erhebliche Erweiterung des bestehenden
Bauvolumens auf dem Grundstiick beinhaltet. Der 6stliche Geb&udeteil Uberschreitet die
angrenzende Hohe des Eckhauses Rheinpromenade 43. Hierdurch wirde der bisherige
Eindruck einer turmartigen Bauweise dieses Eckgebdudes aufgehoben und die stadtebaulich
beabsichtigte Torwirkung an der Fahrstrale in Frage gestellt. Die Abfolge der bestehenden
Gebéaude an der Westseite der FahrstralRe wirde bei einer Fortsetzung an der
Rheinpromenade durch das beantragte Vorhaben mit nahezu gleicher Gebaudehdhe ein
abruptes Ende erfahren und keinen wirklich abgestuften baulichen Ubergang zur Kirche
erkennen lassen.

Anders verhélt es sich, wenn sich die Bebauung auf beiden Seiten des unmittelbaren
Einmindungsbereiches der Fahrstralie in Struktur und Hohe klar von der Nachbarbebauung
absetzt. Mit der Errichtung des dem Verfahrensbereich gegeniiber liegenden 7-geschossigen
Eckhauses Rheinpromenade 42a (ehemals Fahrstralie 5) ist hierzu vor Kurzem der erste
Schritt erfolgt. Dessen Gebaudehthe von 37,0 m . NN beinhaltet zwar keine unmittelbare
Uberschreitung der Hohenentwicklung der éstlich angrenzenden Bauzeile an der
Rheinpromenade nach den Festsetzungen des dortigen Bebauungsplanes, dennoch setzt
sich der Baukérper durch seine turmartig wirkende architektonische Ausgestaltung mit Vor-
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und Rickspriingen in den obersten Geschossen und Flachdachgestaltung deutlich
gegenlber der angrenzenden Satteldachbebauung ab.

Das Haus Rheinpromenade 43 bildet hierzu infolge seines kleinen, zur Stral3e hin nahezu
quadratisch wirkenden Grundrisses, seinen 5 Geschossebenen und seines Flachdaches
ansatzweise ein Pendant. Eine Aufstockung bis zur Héhe des gegeniber liegenden neuen
Eckhauses wirde die Schaffung zweier weiterer Geschossenebenen tber dem letzten
bestehenden Vollgeschoss bedeuten. Zu einem solchen Vorhaben haben die betroffenen
Eigentiimer bereits ihr Interesse dargelegt und entsprechende Anfragen an die Verwaltung
gerichtet. Die planungsrechtliche Zulassigkeit einer Aufstockung an dieser Stelle lasst sich
jedoch nur durch eine Bauleitplanung vorbereiten, da sich die Abstandflachenproblematik bei
den bestehenden beengten Grundstticksverhéltnissen im unbeplanten Innenbereich nicht
|6sen lasst.

Die Realisierung eines solchen Aufstockungsvorhabens wirde das Stadtbild in der Form
verandern, dass in der Silhouette der Rheinpromenade die Bebauungshdhe im Abschnitt
Krantor bis FahrstralRe tber die Einmindung der Fahrstral3e hinweg auf deren Westseite
Ubertragen wirde, um von dort aus den Ausgangspunkt zu bilden fur eine nahezu gradlinige
Abstufung der Bebauung in Richtung Kirche bis zum Pastorat der St.-Martin-Kirche (siehe
beiliegenden Vorentwurf der Hohenfestsetzung, Ansicht Rheinpromenade).

Zur Umsetzung einer solchen baulichen Entwicklung in planungsrechtliche Festsetzungen
bedarf es der Gliederung des geplanten WB-Gebietes. Fir den Teilbereich des
Eckgrundstiickes Rheinpromenade 43 soll nach dem Beispiel der Festsetzungen fiur das auf
den anderen Stral3enseite liegende Eckgrundstiick im Bebauungsplan E 18/9 neben der
Gebaudehbthenfestsetzung eine geschossweise Bauflachenfestsetzung durch Baulinien
erfolgen in Anpassung an einen von den Eigentiimern noch beizubringenden konkreten
Bauentwurf. Infolge des geringen Grundstiickszuschnittes im Bestand sowie fehlender
Maglichkeit, diesbeziiglich eine Anderung herbeizuschaffen, soll fur diese Teilflache des WB-
Gebietes eine die Obergrenze der zuldssigen Grundflachenzahl fir besondere Wohngebiete
nach § 17 Abs. 1 BauNVO (GRZ = 0,6) tuberschreitende Grundflachenzahl von 0,9 bestimmt
werden.

Der Bebauungsplanvorentwurf sieht fiir den Bereich des neu zu bebauenden Grundstuckes
Rheinpromenade 44 eine Gliederung in zwei Teilflachen entsprechend der unterschiedlich
geplanten Gebaudehdhenentwicklung vor. Da das Grundstiick den Abschluss der
geschlossenen Bebauung bildet und bislang Uber einen gro3en Freiflachenanteil verfligte,
ergibt sich hier im Gegensatz zu den vorhandenen Baustrukturen erheblich verdichteter
Bebauung auf den sonstigen Grundstticken im Planbereich keine stadtebauliche
Begriindung fur eine Uberschreitung der Obergrenze der Grundflachenzahl fur WB-Gebiete.
Die geplante Festsetzung der tiberbaubaren Flache durch Baugrenzen orientiert sich fir die
vorderen Grenzen an dem vorliegenden Baugesuch in Fortsetzung der Bauflucht des
Hauses Rheinpromenade 43. Hier sollen in den Obergeschossen zusatzlich noch
Uberbauungsméglichkeiten durch Erker bis 1,5 m eingeraumt werden. Infolge des
Versprunges der Grundsticksgrenze zur Stral3e Uberdecken solche Vorbauten die eigene
Grundstucksflache. Die seitlichen und hinteren Baugrenzen bertcksichtigen die
bauordnungsrechtlich erforderlichen Mindestabstande und bieten dem Bauherrn noch einen
ausreichenden Gestaltungsspielraum fir sein Vorhaben. Zur Fortsetzung der bestehenden
Bauzeile wird auf dem dstlichen Teilbereich des Grundstiickes eine geschlossene Bauweise
festgesetzt, die einen Anbau an den seitlichen Grenzen des Bereiches fordert. Auf der
westlichen Teilflache endet die geschlossene Bebauung. Da hier nur ein einseitiger Anbau,
und zwar an die Ostliche Grenze der Teilflache gefordert ist, soll die westliche Gebaudeseite
eine Abstandflache einhalten. Daher ist hier die Festsetzung einer abweichenden Bauweise
erforderlich.
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Die vorgesehenen Festsetzungen fir das Grundstiick Rheinpromenade 44 beinhalten ein
Planungsangebot und sind nicht im Detail auf das vorliegende Baugesuch abgestellt,
welches im Ubrigen ein Umplanungserfordernis aufweist in Bezug auf die Ausraumung der
bauordnungsrechtlich ungelésten Abstandflachenproblematik sowie die mit den Belangen
des Denkmalschutzes in Einklang zu bringenden Fassadengestaltungsmerkmale.

Fir das dritte Grundsttick des WB-Bereiches, das ehemalige evangelische Pastorat Hinter
dem Hirsch 7, wirken sich die stadtebaulichen Rahmenbedingungen der Rheinpromenade
nur am Rande aus. Wie die Nachbarflache Rheinpromenade 44 verfligt das betroffene
Grundstiick mit seiner relativ groRen Gartenflache tUber das Potential einer
Bebauungsverdichtung. Bei einer baulichen Nutzung dieser Freifliche im Mafl3 des geplanten
in Richtung St.-Martini-Kirche herabgestuften 3-geschossigen Anbaues auf dem
Nachbargrundstiick an der Rheinpromenade wiirde dem Rand der geschlossenen
Innenstadtbebauung eine deutliche Kontur gegen den Kirchenbereich mit einem Ubergang
zur Uberhdhten Bebauung des Rathauses verschafft. Es soll daher fir das betroffene
Grundstick die Méglichkeit einer Bebauungserweiterung durch entsprechend erweiterte
Bauflachenfestsetzung unter Berlicksichtigung der Abstandflachen eingerdumt werden. In
Anpassung an die vorhandenen Gebaudehdhen der umgebenden Verwaltungsgebaude
sowie der geplanten Neubebauung an der Rheinpromenade ist fur das betroffene
Grundstick die Festsetzung einer 3-geschossigen Bauweise vorgesehen. Gegeniber der
heutigen 2-Geschossigkeit mit Hochparterre ist eine solche Aufstockung als stadtebaulich
vertraglich anzusehen. Da bei der vorhandenen Grundstlickssituation und den vorliegenden
Eigentimerinteressen voraussichtlich kein unmittelbarer Anschluss der zukunftigen Gebaude
an Nachbargebaude zustande kommen kann, wird fUr dieses Grundstiick eine offene
Bauweise festgesetzt, in der in Bezug auf die seitlichen und hinteren Grenzen jeweils die
bauordnungsrechtlich erforderliche Abstandflache nachzuweisen ist. Flr eine
planungsrechtliche Sicherung der Grenzbebauung des Bestandgeb&udes ergeben sich keine
zwingenden stadtebaulichen Griinde. Deren Fortbestand im Zuge einer
Gebaudeveranderung oder Neubebauung ware somit nur in Abstimmung mit dem Nachbarn
zu regeln.

Die bestehende Bebauung der privaten Wohn- und Geschaftshauser innerhalb des
Verfahrensgebietes an der Steinstral3e zeichnet sich durch unterschiedliche Gebaudehdhen
und Geschossigkeiten aus. Den beiden sich zur Steinstral3e hin als 2-geschossige
Bebauung darstellenden Hauser Steinstral3e 43 und 47 sind nach derzeitigem Planungsrecht
(8 34 BauGB) Entwicklungsmdglichkeiten in der Form von Aufstockungen zuzumessen. Dies
soll den betroffenen Grundstucken auch im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung
gesichert werden. Ausgehend von der pragenden Bebauung des 4-geschossigen Gebaudes
Steinstr. 45 sowie des Birogebaudes Fahrstr. 4 in den jeweiligen StraBenabschnitten soll
eine Gliederung in zwei MI-Teilbereiche unterschiedlicher Geschossigkeit vorgesehen
werden. Im Ubergang zu der iiberhohen Bebauung des Rathauskomplexes ist vorgesehen,
die beiden angrenzenden Grundstlicke Steinstr. 45 und 47 mit einer bis zu 4-geschossigen
Bauweise festzusetzen, wahrend das Eckhaus Steinstr. 43 angepasst an die sich in der
Fahrstral3e sowie im ¢stlichen Abschnitt der Steinstral3e fortsetzenden Bebauung in einen
Bereich festgesetzter maximaler 3-Geschossigkeit eingefasst wird.

Die Auswirkungen der Planung gegentiber den Eigentumern / der Offentlichkeit sind nicht als
nur geringfugig zu erachten. Daher erscheint im Sinne des Punktes 3.2 der stadtischen
Richtlinien zur Blrgerbeteiligung in Bauleitplanverfahren die Durchfiihrung der frithzeitigen
Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Biirgerversammiung
angemessen.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRBnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Malinahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Baugebietsfestlegung

Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1055 Bestandsgebaudehdhen

Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Gebaudehdhenfestsetzung Rheinpromenade
Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Gliederung WB-Gebiet

Anlage 5 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Gliederung MI-Gebiet
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Anlage zu Vorlage 05-15 1055/2013
Bebauungsplanverfahren Nr. E 23/2 -Fahrstrale / Hinter dem Hirsch -

hier:  Vorentwurf Festlegung der Baugebiete (Art der baulichen Nutzung)
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Anlage zu Vorlage 05-15 1055/2013
Bebauungsplanverfahren Nr. E 23/2 -Fahrstralde / Hinter dem Hirsch -

hier:  Vorentwurf Gliederung des WB-Bereiches
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Anlage zu Vorlage 05-15 1055/2013
Bebauungsplanverfahren Nr. E 23/2 -Fahrstrale / Hinter dem Hirsch -

hier:  Planungsvorentwurf Gliederung des MI-Bereiches
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STADT EMMERICH AM RHEIN

DER BURGERMEISTER

TOP
Vorlagen-Nr.

05-15
Verwaltungsvorlage offentlich 1062/2013

Betreff

T

%)
i

Datum

28.08.2013

Féllen eines Ahornbaumes sowie zwei Walnussbdumen auf dem Grundstick Gemarkung

Emmerich, Flur 10, Flurstiick 1113, Netterdensche StralRe

Beratungsfolge

Ausschuss fir Stadtentwicklung

24.09.2013

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung der Stadt Emmerich am Rhein stimmt der Beseitigung
des Ahornbaumes sowie der zwei Walnussbaume nach § 6 Abs. 1 Buchtstabe b) der

Satzung des Baumbestandes der Stadt Emmerich am Rhein zu.
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Sachdarstellung :

Die Bauherren beabsichtigen, im Rahmen der Umsetzung der von Ihnen aktuell beantragten
Baumaflinahme — Neubau eines Zweifamilienhauses mit zwei PKW-Garagen — die in der
Anlage farblich gekennzeichneten 3 Baume zu fallen.

Die Walnussbaume befinden sich auf dem Grundstiick der Bauherren, der Ahornbaum direkt
auf der dstlichen Grundstucksgrenze.

Es handelt sich bei dem Ahornbaum um einen zweistdmmigen Baum, welche einen v-
férmigen Zwiesel aufweist. Beide Stamme haben jeweils einen Umfang von ca. 95 cm,
gemessen 100 cm tber dem Erdboden. Die Summe der Stammumfange betréagt somit 190
cm.

Bedingt durch den Zwiesel besteht insgesamt bereits Bruchgefahr, zudem befindet sich der
Ahornbaum innerhalb des geplanten Baufeldes fiir die Garage.

Ein Walnussbaum steht unmittelbar im dstlichen Bereich der geplanten Zufahrt und weist
einen Umfang von ca. 165 cm gemessen 100 cm tUber dem Erdboden auf. Zwar ist durch
diesen Baum das geplante Baufeld nicht direkt betroffen, allerdings werden die Nutzung der
Zufahrt selbst, an deren Lage, Breite und Ausgestaltung sowohl aus eigentumsrechtlicher als
auch aus wasserrechtlichen Griinde bestimmte Anforderungen gestellt werden, sowie die
Zufahrt zur 6stlich gelegenen Garage wesentlich beeintrachtigt.

Der zweite Walnussbaum, welcher Uber einen Stammumfang von 140 cm gemessen 100 cm
Uber dem Erdboden verfligt, befindet sich innerhalb des Baufeldes der an der westlichen
Gebaudeseite geplanten Garage. Hinzu kommt, dass direkt neben dem Baum unterirdisch
eine Gasfernleitung verlauft, welche durch die Baumwurzeln beschadigt werden konnte.

Das geplante Bauvorhaben ,Zweifamilienwohnhaus mit zwei PKW-Garagen* liegt nicht im
Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans, im Rahmen eines zuvor
durchgefuhrten Verfahrens auf Erteilung eines Bauvorbescheides wurde die
bauplanungsrechtliche Zuléssigkeit des Bauvorhabens auf Grundlage des § 34 Abs. 1
BauGB bereits bejaht. Da gemal 8 6 Abs. 1 b) der Baumschutzsatzung die nach den
bauplanungsrechtlichen Vorschriften zuldssige Nutzung in Form des Baus eines
Zweifamilienhauses sonst nicht oder nur unter wesentlichen Beschrankungen verwirklicht
werden kann, ist die Fallung der Baume als Ausnahme vom Fallverbot nach § 4 der
Baumschutzsatzung zu genehmigen.

Gemal 8§ 7 Abs. 1 und 2 der Baumschutzsatzung der Stadt Emmerich am Rhein ist bei
Ausnahmeerteilung nach 8§ 6 Abs. 1 Nr. b) der Satzung entweder eine Ersatzpflanzung oder
sofern diese Pflanzung nicht mdéglich ist, eine Ausgleichszahlung an die Stadt Emmerich am
Rhein zu leisten.

Die Bauherren haben der Verwaltung mitgeteilt, den erforderlichen Ausgleich in Form einer
Geldzahlung zu leisten, da auf dem Grundstiick selbst eine Ersatzpflanzung nur unter
erschwerten Bedingungen zu erhalten ware.

Die Verwaltung schlagt vor, dem Antragsteller die Genehmigung zur Fallung der oben
stehenden Baume zu erteilen mit der Auflage, dass hierfir der nach 8§ 7 der
Baumschutzsatzung zu ermittelnde Ausgleichsbetrag spatestens bis zum Baubeginn
geleistet wird. Weiterhin wird zur Auflage gemacht, dass die Fallung der Baume tatsachlich
erst durchgefuhrt werden darf, wenn das Bauvorhaben nach Erteilung einer
Baugenehmigung fur das beantragte Bauvorhaben tatséachlich auch umgesetzt wird. Die
Genehmigung zum Fallen wird daher auch Bestandteil der betreffenden Baugenehmigung
entsprechend § 8 Abs. 2 der Baumschutzsatzung.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Malinahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:
Anlage zu Vorlage 05-15 1062
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ASAAEG Emmerich am Rhein

Stadt Emmerich am Rhein
Fachbereich Stadtentwicklung
Geistmarkt 1

46446 Emmerich am Rhein

Emmarich am Rhein, 29.05.2013

Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung

nach § 6 Abs. 1 b der Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Emmerich am Rhein

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich gemaR § 6 Abs. 1 b der Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Em-
merich am Rhein eine Ausnahmegenehmigung zum Fillen von drei geschitzten Biumen auf dem
Grundstiick Netterdenschie StraRe, Emmérich am Rhein, Gemarkung Emmerich, Flur 10, Flurstiick
1113. Bei den Baumen handelt es sich um zwei Walnussbiume sowie einen Ahornbaum. Die Standor-
te der Biume sind auf dem beigefiigten Plan eingezeichnet, der auch die Lage des geplanten Gebdu-
des beinhaltet. Bei den Ziffern 2 und 3 handelt es sich um die Walnussbdume.

Mit Bescheid vom 11.03.2013 (Aktenzeichen 00601-11) wurde meine Bauvoranfrage zur Errichtung
sines Doppethauses fiir das 0.g. Grundstiick positiv beschieden. Ohne die Féllung der o.g. Baume
kénnte das Bauvorhaben so nicht und insgesamt allenfalls unter massiven Einschrankungen realisiert
werden.

Hierbei bitte ich zu beriicksichtigen, dass der Baum 1 zweistimmig ist und hierbei ohnehin Bruchge-
fahr besteht und damit eine langfristige Erhaltung nicht feststeht, der Baum 2 die Zufahrt zu der Gst-
lich gelegenen Garage praktisch unméglich macht, zumindest aber ganz erheblich erschwert und
Baum 3 die Errichtung der westlich gelegenan Garage an der Stelle verhindert.

Ein stidtischer Mitarbeiter hat sich die Situation vor Ort im Rashmen der Bauvoranfrage bereits ange-
schaut.

ich bitte um positive Bescheidung und verbleibe



mit freundlichen GriiRen
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DER BURGERMEISTER

STADT EMMERICH AM RHEIN [T} :'i“mk

o,
Vorlagen-Nr. Datum
05-15
Verwaltungsvorlage offentlich 1051/2013 14.08.2013

Betreff

Verfahren zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. E 7/1 - Hansastral3e - Goebelstralde -
Gerhard-Storm-Stral3e -;
hier: 1) Bericht Uber die Beteiligungen der Offentlichkeit und der Behérden nach 88 3 (2) und
4 (2) BauGB
2) Satzungsbeschluss

Beratungsfolge

Ausschuss fir Stadtentwicklung 24.09.2013
Haupt- und Finanzausschuss 01.10.2013
Rat 15.10.2013

Beschlussvorschlag

Zul)

Der Rat nimmt den Bericht (iber die Ergebnisse der Beteiligungen der Offentlichkeit und der
Behérden nach 88 3 (2) und 4(2) BauGB zur Kenntnis.

Zu 2)

Der Rat beschlief3t den Entwurf zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. E 7/1 -Hansa-
stralRe - GoebelstralRe - Gerhard-Storm-Stral3e- gemaf § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

Die Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB hat als 6ffentliche Auslegung des
Bebauungsplanaufhebungsentwurfes in der Zeit vom 15.07.2013 bis 15.08.2013
einschlie3lich stattgefunden. Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt.

Im Rahmen dieser beiden Beteiligungen wurden weder seitens der Offentlichkeit /
Burgerschaft noch seitens der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
Stellungnahmen mit abwagungsrelevanten Anregungen oder Bedenken zur Planaufhebung
abgegeben.

Zu 2)

Der Geltungsbereich des im Jahre 1965 aufgestellten Bebauungsplanes E 7/1 beschrénkt
sich aktuell neben den Stral3enflachen der Hansastral3e (Abschnitt Gerhard-Storm-Strafie
bis GoebelstralRe), der GoebelstraRe (Abschnitt Gerhard-Storm-Straf3e bis HansastralRe)
sowie einem Streifen von ca. 2 m im 6stlichen Gehwegbereich der Gerhard-Storm-Stralle
nur noch auf das Grundstiick Gerhard-Storm-Str. 56, den angrenzenden Parkplatz des
Willibrordgymnasiums sowie den sidlichen Teil der Schulsporthalle. Der urspriinglich
ebenfalls in den Bebauungsplan E 7/1 einbezogene von der Hansastral3e, Goebelstralle und
Gerhard-Storm-Stral3e eingefasste Baublock wurde durch die Neuaufstellung der
Bebauungsplane E 7/2 -GoebelstraRe- im Jahre 1972 und E 7/3 -Hansastral3e / Ecke
Goebelstralie- im Jahre 1984 einem geanderten Planungsrecht zur Entwicklung der dortigen
Wohnbauflachen zugefihrt.

Umfassende Teile des urspriinglichen Planungszieles des Bebauungsplanes E 7/1 sind
durch die genannten Neuplanungen ersetzt worden. Die noch gultigen planungsrechtlichen
Bestimmungen des Bebauungsplanes beziehen sich auf die Festsetzungen von 6ffentlichen
Verkehrsflachen sowie eine Flache fur Gemeinbedarf, die das Grundstiick Gerhard-Storm-
Stral’e 56 und die betroffene Teilfliche des Schulgeldndes einfasst und ansonsten keine
weitere Festsetzung zum Mal der baulichen Nutzung enthalt.

Mit der anstehenden Aufstellung des neuen Bebauungsplanes Nr. E 7/7 -Gerhard-Strom-
Stral3e / Nordost- zur Vorbereitung einer Umwandlung des Grundstiickes Gerhard-Storm-Str.
56 in eine Wohnnutzung wird erneut ein wesentlicher Teil der Altbebauungsplanes E 7/1
ersetzt werden. Seine Festsetzungen von Stral3enflachen sind insgesamt verwirklicht. Auch
die aktuellen schulischen Nutzungen innerhalb des Planbereiches sind als Realisierung der
urspriinglichen Planungsabsicht einer Nutzung fiir den Gemeinbedarf zu betrachten und
werden auf absehbare Zeit keine Anderung erfahren.

Da dem Altbebauungsplan E 7/1 insbesondere bei der Herausnahme des Grundstiickes
Gerhard-Storm-Str. 56 durch Planneuaufstellung E 7/7 nur noch ein geringer
Regelungsgehalt zuzusprechen ist, soll er im Sinne einer Bereinigung des Planungsrechtes
aufgehoben werden. Als innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles gelegen wird
sich die Zulassigkeit von Vorhaben fiir den Bebauungsplanteilbereich des Schulgeléndes
nach Planaufhebung zukinftig nach § 34 BauGB beurteilen. Bei der fehlenden
Konkretisierung zu Art und Maf3 der baulichen Nutzung gilt der bestehende Bebauungsplan
als ,einfacher Bebauungsplan®“ im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB. Von daher ware die
Rechtsnorm des § 34 BauGB ohnehin bereits jetzt schon fur die Zulassigkeitsbeurteilung
eines Vorhabens in diesem Bereich heranzuziehen.
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Die Aufhebung eines bestehenden Bebauungsplanes unterliegt dem gleichen formellen
Verfahren nach den Bestimmungen des BauGB wie seinerzeit dessen Aufstellung. Der
beiliegende Aufhebungsentwurf, der im Wesentlichen aus der Begriindung und dem
Umweltbericht besteht und in dieser Form 6ffentlich ausgelegt worden ist, ist daher nach §
10 Abs. 1 BauGB als Satzung zu beschlief3en.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mal3Bnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 2.1.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1051 Bestehende Bebauungsplanfestsetzungen
Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1051 Begriindung

Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1051 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag
Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1051 Umweltbericht
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/Anlage zu Vorlage 05-15 1051/2013
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STADT EMMERICH AM RHEIN

DER BURGERMEISTER

Fachbereich 5
-Stadtentwicklung-

Aufhebung

des Bebauungsplanes

E 7/1 -HansastraBe - GoebelstraRe -
Gerhard-Storm-Strafle-

BEGRUNDUNG

Satzungsbeschluss § 10 Abs. 1 BauGB
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1 Planungsanlass

Im Zusammenhang mit der VerauRerung des stadtischen Gebaudes Gerhard-Storm-
Stralde 56, Gemarkung Emmerich, Flur 7, Flurstick 1429 an einen privaten Erwerber soll
planungsrechtlich die Mdglichkeit eingeraumt werden, das betroffene Grundstiick einer
allgemeinen Wohnnutzung zuzufiihren. Zu diesem Zwecke hat der firr die Bauleitpla-
nung zustandige Fachausschuss des Rates der Stadt Emmerich am Rhein am
02.05.2012 einen Beschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB zur Aufstellung des neuen Bebau-
ungsplanes Nr. E 7/7 -Gerhard-Storm-Stral3e / Nordost- gefasst.

Der Verfahrensbereich E 7/7 umfasst das ehemalige Verwaltungsgebaude einschlieRlich
umgebender Freiflachen und den ihm zugeordneten von der HansastralRe erschlosse-
nen Parkplatz. Das betroffene Grundstick liegt im Geltungsbereich des im Jahre 1965
aufgestellten Bebauungsplanes Nr. E 7/1 -Hansastralie - Goebelstrale - Gerhard-
Storm-Stralle- und ist dort als ,Flache fir Gemeinbedarf* festgesetzt. Festsetzungen
zum Malf der baulichen Nutzung fehlen jedoch, so dass es sich flir den in Rede stehen-
den Bereich um einen einfachen Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB han-
delt und sich die Zulassigkeit von Vorhaben nach den Bestimmungen des § 34 BauGB
richtet. Die Darstellung im Flachennutzungsplan weist den Bereich ebenfalls als ,Flache
fur den Gemeinbedarf* aus.

Die Planaufstellung zielt auf eine Ausweisung des betroffenen Bereiches als Allgemei-
nes Wohngebiet (WA) ab. Mit Rechtskraft des neuen Bebauungsplanes wiirde das bis-
herige Planungsrecht im Bebauungsplan E 7/1 durch die dann geltenden neuen Fest-
setzungen des Bebauungsplanes E 7/7 ersetzt, ohne dass es einer formellen Aufthebung
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des Altplanes fir diesen Bereich bedirfte. Neben der benannten Flache umfasst der be-
stehende alte Bebauungsplan E 7/1 den angrenzenden Parkplatz des Willibrord-
Gymnasiums sowie den in den Planbereich hineinragenden sudlichen Teil der Schul-
turnhalle. DarUber hinaus betrifft der Bebauungsplanbereich nur noch die Stral3enfla-
chen der HansastralRe, der Goebelstrale sowie eine Teilflache der Gerhard-Storm-
Stralde. Der gesamte urspriingliche Innenbereich des Plangebietes zwischen den vorge-
nannten Stralen ist inzwischen durch die neu aufgestellten Bebauungspléne E 7/2 -
Goebelstralle- und E 7/3 -Hansastralte / Ecke Goebelstralie- erfasst und planungsrecht-
lich neu geregelt worden.

Planungsziel bei der Aufstellung des Bebauungsplanes E 7/1 war die geordnete Ent-
wicklung von Wohnbauflachen angrenzend an den seinerzeitigen Gewerbestandort (Kat-
jes) an der Goebelstralte mit einer Umgestaltung der ErschlieBung durch Verschwen-
kung der Trasse der HansastralRe nach Suden, die vormals in Fortsetzung des 6stlichen
Stralienabschnittes geradlinig verlief und auf die 's-Heerenberger Stralle im Kreuzungs-
bereich Nollenburger Weg / Gerhard-Storm-Stralle aufsetzte. Hiermit verbunden war ei-
ne Zusammenlegung von Flachen unterschiedlicher schulischer Nutzung beiderseits der
alten HansastralRentrasse, ohne jedoch die Ausgestaltung der zukiinftigen Entwicklung
dieses Bereiches konkret vorzugeben.

Die Festsetzungen des noch geltenden Restbebauungsplanes E 7/1 bzgl. der Stralen-
flachen sind insgesamt verwirklicht. Auch die genannten aktuellen schulischen Nutzun-
gen innerhalb des Planbereiches sind als Realisierung der urspringlichen Planungsab-
sicht einer Nutzung fur den Gemeinbedarf zu betrachten und werden auf absehbare Zeit
keine Anderung erfahren. Da die Planungsziele des urspriinglichen Bebauungsplanes
E 7/1 fur die Flachen innerhalb des Baublockes in geanderter Form in die Nachfolgepla-
ne E 7/2 und E 7/3 eingegangen sind, soll in der aktuellen Ausgangssituation, in der ein
weiterer wesentlicher Teil des Planbereiches anderweitig neu geregelt wird und dem
dann verbleibenden Restplan nur noch eine untergeordnete planungsrechtliche Steue-
rungsfunktion zuzumessen ist, die Aufhebung des noch bestehenden Restbebauungs-
planes E 7/1 im Sinne einer Bereinigung des Planungsrechtes betrieben werden.

Lage im Stadtgebiet

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. E 7/1 -Hansastral3e - Goebelstralie -
Gerhard-Storm-Stral3e- umfasst die im Stadtteil Emmerich gelegenen Stral3enflachen
der Hansastralie (Abschnitt Gerhard-Storm-Stral3e bis dstlicher Rand der Kreuzung der
Goebelstralie), der Goebelstralle (Abschnitt Gerhard-Storm-Strafie bis HansastralRe)
sowie einen Streifen von bis zu ca. 2 m im Ostlichen Gehwegbereich der Gerhard-Storm-
Stralde (Abschnitt GoebelstralRe bis ’s-Heerenberger Stralle) und darlber hinaus das
Grundstlick Gerhard-Storm-Str. 56 und den Schulparkplatz des Willibrord-Gymnasiums
sowie einen Teil des durch die Turnhalle bebauten Schulgelandes.

Betroffen sind die Grundstlicke Gemarkung Emmerich, Flur 7, Flurstiicke 1141 tiw.,
1144 tiw., 1415, 1428, 1429 und 1430.
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Ubergeordnete Planungen

Gebietsentwicklungsplan

Im Regionalplan des Regierungsbezirks Diusseldorf ist das Plangebiet dem Allgemeinen
Siedlungsbereich (ASB) zugeordnet.

Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich ist der nérdlich der Hansastralle gelegene
Teilbereich des Bebauungsplanes E 7/1 als Flache flir den Gemeinbedarf der Zweckbe-
stimmung ,Schule” dargestellt.

Bei der parallel durchgefiihrten Aufstellung des Bebauungsplanes E 7/7 fir das im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes E 7/1 liegende Grundstiick Gerhard-Storm-Stralle
56 kommen die verfahrensbeschleunigenden Vorschriften des § 13a BauGB zur An-
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wendung. Auf dieser Grundlage wird auf ein formelles Anderungsverfahren zur Um-
wandlung der FNP-Darstellung in eine Wohnbauflache verzichtet. Stattdessen wird die
der geplanten Wohngebietsfestsetzung entgegenstehende Darstellung im Wege der Be-
richtigung angepasst.

Landschaftsplan

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des zentralen Siedlungsbereiches des Emmeri-
cher Stadtgebietes und ist damit weder von einem Landschaftsplan erfasst noch betrifft
es Schutzgebiete oder geschiitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutzrechts.
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europaische Vogelschutzgebiete liegen
ebenso wenig im Plangebiet oder seiner Umgebung wie ein Lebensraumtyp nach der
Fauna-Flora-Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie).

Planinhalte

Die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben, die die Errichtung, Anderung oder
Nutzungsanderung von baulichen Anlagen zum Inhalt haben, regelt sich nach den Be-
stimmungen der §§ 30 bis 37 Baugesetzbuch.

FiUr den Bereich des Grundstlckes Gerhard-Strom-Str. 56 wird parallel das Verfahren
zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. E 7/7 durchgefiihrt, so dass fiir diesen Bereich
neue planungsrechtliche Festsetzungen entstehen, mit deren Rechtskraft die bisherigen
Festsetzungen im Bebauungsplan E 7/1 ersetzt werden. Fir den Fall, dass es nicht zu
einem Verfahrenabschluss bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. E 7/7 kommt,
wirde die Aufhebung des Bebauungsplanes E 7/1 bewirken, dass das Grundstiick Ger-
hard-Storm-Str. 56 dem bebauten Ortszusammenhang zuzurechnen ware, in welchem
sich das Planungsrecht nach § 34 BauGB bestimmt. Im Falle des Sicheinfiigens nach
Art und Maf} der baulichen Nutzung, Bauweise und Grundstiicksflache in die Eigenart
der ndheren Umgebung ware ein Wohnbauvorhaben, welches derzeit der bestehenden
Festsetzung des Bebauungsplanes E 7/1 als Gemeinbedarfsflache widerspricht ggf.
auch ohne die Neuaufstellung eines Bebauungsplanes fir diesen Bereich denkbar. Die
bestehende FNP-Darstellung einer Gemeinbedarfsflache ware hierbei nicht entschei-
dungserheblich. Die Erschlielung des betroffenen Grundstiickes ist Gber die angren-
zenden Straf3en und die dortigen Versorgungseinrichtungen als gesichert zu betrachten.
Insofern kann bereits die Authebung des Bebauungsplanes E 7/1 zur Erméglichung ei-
ner nicht-6ffentlichen Nachnutzung des veraufierten Grundstlickes beitragen und dient
bereits auf diese Weise der Wiedernutzbarmachung einer Innenbereichsflache.

Der nicht von der Bebauungsplanaufstellung E 7/7 -Gerhard-Storm-Strale / Nordost- be-
troffene Teilbereich des Bebauungsplanes E 7/1, der nicht zugleich einer 6ffentlichen
Verkehrsflache zuzurechnen ist, bezieht sich auf eine Teilflache des Schulgelandes des
Willbrord-Gymnasiums und umfasst einerseits den Schulparkplatz und ist anderseits mit
einem Teil der Turnhalle Uberbaut. Die Zuldssigkeit baulicher Malinhahmen auf dem
Schulgelande ware sowohl nach dem derzeitigen Planungsrecht (§ 30 Abs. 3 BauGB)
als auch zukiinftig nach der Aufhebung des Bebauungsplanes gemaR § 34 Abs. 2
BauGB zu beurteilen.
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5 Von der Planaufhebung beriihrte 6ffentliche Belange
51 Belange von Natur und Landschaft

Der durch die Aufhebung des Bebauungsplanes E 7/1 bewirkte Eingriff in Natur und
Landschaft, flr den ggf. im Rahmen dieses Verfahrens ein Ausgleich zu regeln sein
konnte, wird einerseits flir das Grundstlick Gerhard-Storm-Stral3e 56 im parallelen Be-
bauungsplanaufstellungsverfahren E 7/7 bertcksichtigt. Andererseits bewirkt die Plan-
aufhebung fiir die ausgebauten &ffentlichen StraRenflachen weder eine Anderung der
bestehenden Nutzungssituation, die einen Eingriff in Natur und Landschaft bewirken
wiirde, noch sind solche Anderungen der StraRenkdrper absehbar.

Da sich die Planfestsetzungen im Bebauungsplan E 7/1 flir den einbezogenen Teilbe-
reich des Schulgelandes auf die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung (Gemeinbe-
darf) beschranken und keine Angaben zum Mal} der baulichen Nutzung beinhalten, rich-
tet sich die Zulassigkeit von Vorhaben unter Anwendung des § 30 Abs. 3 BauGB in die-
sem Fall ohnehin nach § 34 BauGB. Daher ertbrigt sich hierfiir ebenfalls eine Eingriffs-
betrachtung, da die sich aus den Bebauungsplanfestsetzungen ergebenden Nutzungs-
moglichkeiten im Vergleich zu den Nutzungsmaoglichkeiten nach § 34 BauGB nicht un-
terscheiden.

Auf dem betroffenen Teilbereich des Schulgeldndes/ Schulparkplatzes stehen einige
grol’e Baume, die durch die Baumschutzsatzung der Stadt Emmerich am Rhein ge-
schutzt sind. Etwaige Eingriffe in deren Bestand durch Bauvorhaben sind auf der Grund-
lage der Ersatzregelungen der Baumschutzsatzung auszugleichen.

5.2 Artenschutz

Hinsichtlich der Auswirkungen auf den Artenschutz durch die Aufthebung des Bebau-
ungsplanes Nr. E 7/1 kann auf die im Zusammenhang mit der Planaufstellung E 7/7 -
Gerhard-Storm-StraRe / Nordost- erstellte artenschutzrechtliche Vorpriifung’ zuriickge-
griffen werden.

Das Gutachten gelangt anhand der Auswertung von Angaben aus dem Fachinformati-
onssystem zum Artenschutz des Landes NRW sowie durch ortliche Sichtung zu der Ein-
schatzung, dass im Verfahrengebiet kein adaquater Lebensraum flir die planungsrele-
vanten Arten des Messtischblattes 4103 angeboten wird. Bei Realisierung des Bebau-
ungsplans ist nicht mit der Beeintrachtigung einer besonders streng geschutzten Vogel-
art zu rechnen. Das Gleiche gilt fir Amphibien und Reptilien, denen das Plangebiet kei-
ne Laichhabitate oder wertvolle Landhabitate anbietet, so dass ein Vorkommen ge-
schitzter Arten dieser Spezies ausgeschlossen werden kann. Auch wurden keine Fle-
dermausquartiere entdeckt, wobei eine Nutzung des Planbereiches als Areal zur Nah-
rungssuche oder als Zugstral’e durch die Planung nicht entwertet wiirde.

Von daher kann davon ausgegangen werden, dass durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes E 7/7 keine negativen Auswirkungen auf lokale Populationen geschutzter
Arten vorbereitet werden. Die Ergebnisse der Untersuchung des Verfahrensbereiches
E 7/7 sind auf den angrenzenden Teilbereich des Schulgelandes im Bebauungsplan
E 7/1 Gbertragbar.

! JArtenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-Strale/Nordost*
der Stadt Emmerich”, StadtUmBau, Kevelaer vom 30.03.2012
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5.3

5.4

5.5

Hinsichtlich der im Bebauungsplan E 7/1 planungsrechtlich festgesetzten Stralienfla-
chen ist festzustellen, dass eine Planaufhebung keine Anderung der bestehenden Aus-
bausituation vorbereitet. Im Rahmen etwaiger spaterer Sanierungs-/Ausbaumaflnahmen
anstehende Umgestaltungen des Strallenraumes mit einem etwaigen Eingriff in die vor-
handenen StralRenbegleitgriinstrukturen gaben zum Zeitpunkt der Malihahmenplanung
einen Anlass fur eine erneute artenschutzrechtliche Vorzuprufung.

Immissionsschutz

Aufgrund der Lage und Gréle sowie der Nutzungssituation des Plangebietes werden
durch die Aufhebung des Bebauungsplanes E 7/1 keine Vorhaben und MalRnahmen
planungsrechtlich vorbereitet, von denen die Immissionsaspekte Geruch, Larm oder
Staub in einem relevanten Umfang ausgehen oder auf sie einwirken. Insofern sind im-
missionsschutzende Belange im Rahmen dieser Planaufhebung nicht vertieft zu thema-
tisieren.

Mit der Planaufhebung wird keine Veranderung der sich aus dem Verkehrsaufkommen
der betroffenen Stralen sowie der Nutzung des Schulsportplatzes bereits ergebenden
Larmemissionen bewirkt. Fur die sich hinsichtlich der Planaufstellung E 7/7 fir das
Grundstlick Gerhard-Strom-Str. 56 hieraus ergebenden Nutzungskonflikte werden im
Rahmen dieses Bebauungsplanaufstellungsverfahrens Mallnhahmen festgesetzt.

Klimaschutz

In Bezug auf die Belange des Klimaschutzes und die Anpassung an die Auswirkungen
des Klimawandels bietet die Bebauungsplanaufthebung infolge der geringen Ausdeh-
nung des Plangebietes einerseits sowie der weitgehenden Erhaltung der bestehenden
Bodennutzung andererseits im Prinzip keinen planerischen Handlungsspielraum.

Im Bereich des zu einer Umnutzung anstehenden Grundstiickes Gerhard-Storm-Str. 56
sind zusammenhangende Grunstrukturen mit grofleren Baumen anzutreffen, die im Falle
einer Neubebauung gefahrdet sind. Da solchen Strukturen das Mikroklima in der unmit-
telbaren Umgebung mit bestimmen, kann ihr Erhalt anstelle einer weitgehenden Versie-
gelung vom Grundsatz her als Mallhahme gegen die Auswirkungen des Klimawandels
verstanden werden. Es soll daher im Rahmen der Planung einerseits auf eine behutsa-
me Inanspruchnahme der betroffenen Flachen hingewirkt werden und im Falle einer
Wegnahme von Baumen andererseits ein adaquater Ersatz gesichert werden.

Altstandorte und Altablagerungen

Im Nachweis des vom Kreis Kleve gem. § 31 Abs. 1 des Abfallgesetzes NW gefiihrten
Altlastenkatasters sind im Plangebiet Altlasten bzw. Altablagerungen nicht ausgewiesen.
Fir den angrenzenden Bereich der Grundstlicke Goebelstr. 1 bis 43 siidwestlich des
Planbereiches werden die beiden Altstandorte 0262 / Tierkérperverwertung und 0332 /
Fliegerwerft dargestellt. Fir den Altstandort der Tierkdrperverwertungsanlage liegen der
Unteren Bodenschutzbehdrde (UBSB) zwar keine konkreten Erkenntnisse Uber Boden-
belastungen vor, solche Belastungen kénnen aber auch nicht grundsatzlich ausge-
schlossen werden. Die UBSB hat im Rahmen des kirzlich durchgefiihrten Verfahrens
zur 4. Anderung des Bebauungsplanes E 7/4 -HansastralRe- darauf hingewiesen, dass
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5.6

fur den Fall der Durchfiihrung von Grundwasserhaltungen/-absenkungen im Plangebiet
E 7/4 an der Ostseite der Goebelstralle vorab der Nachweis erbracht werden musse,
dass durch einen solchen Eingriff in den Grundwasserhaushalt keine Gefahrdungen
ausgehen. Die Forderung nach einer solchen Malinahme grindet auf wasser- und bo-
denschutzrechtlichen Bestimmungen, die auch im Falle von Grundwasserentnahmen
oder -haltungen im Zusammenhang mit Baumaflnahmen innerhalb des im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes E 7/1 liegenden Stralenraumes zur Anwendung kommen.
Denkbar sind solche in den Grundwasserbereich eingreifenden MaRnahmen allenfalls im
Zusammenhang mit Leitungsbau. Dort ggf. erforderliche Grundwasserhaltungen sind mit
der UBSB anzustimmen.

Der Stadtbereich von Emmerich war Kampfgebiet des Zweiten Weltkrieges. Auch wenn
bei der Durchfiihrung der bisherigen Baumaflnahmen im Plangebiet Kampfmittelfunde
nicht bekannt geworden sind, kdnnen Einlagerungen von Kampfmitteln im Boden nicht
grundsatzlich ausgeschlossen werden. Fir das Grundstlick Gerhard-Storm-Str. 56. be-
steht ein diffuser Verdacht auf Ablagerungen von Kampfmitteln. Der staatliche Kampfmit-
telrdumdienst empfiehlt daher eine 6rtliche Uberprifung des Gelandes durch ihn unmit-
telbar vor Durchfiihrung dortiger Bauvorhaben mit Erdeingriffen.

Diese Einschatzung ist prinzipiell auch fur den restlichen Bereich des Bebauungsplanes
E 7/1 anzunehmen. Eingriffe in das Erdreich haben auf diesen Flachen allerdings im Zu-
sammenhang mit der erfolgten Durchfliihrung von Strallenbaumalnahmen bereits um-
fanglich stattgefunden.

Denkmalpflegerische Belange

Hinweise auf im Boden enthaltene archdologische Substanz liegen fir das Plangebiet
nicht vor und sind im Rahmen der bisherigen Realisierung des Bebauungsplanes auch
nicht bekannt geworden. Jedoch ist ein etwaiges Auftreten solcher Funde nicht grund-
satzlich auszuschlieen. Die denkmalrechtlichen Bestimmungen gelten prinzipiell fur alle
Bereiche, in denen Erdeingriffe durchgeflhrt werden.

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat den Entwurf zur Aufhebung des Bebauungs-
planes Nr. E 7/1 -HansastralRe - Goebelstralle - Gerhard-Storm-Stra3e- mit der Ent-
wurfsbegriandung in seiner Sitzung am .............occuveeeee. gemal § 10 Abs. 1 BauGB als
Satzung beschlossen.

Emmerich am Rhein,

Der Burgermeister

Johannes Diks
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-
StralRe/Nordost der Stadt Emmerich

1 Einleitung

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7
,Gerhard-Storm-StralRe/Nordost®. Ausldser fur die beabsichtigte Bauleitplanung
ist die Absicht eines privaten Bauherrn, das derzeit noch bestehende, aber
nicht mehr genutzte Schulgebaude abzureiRen und an dieser Stelle ein Mehr-
familienhaus mit rund 15 Wohneinheiten zu errichten. Optional besteht auch die
Mdglichkeit von Erhalt, Sanierung und Umnutzung des Bestandsgebaudes.

Das Plangebiet befindet sich mitten in der Stadt Emmerich am Rhein, direkt am
Schnittpunkt Georg-Storm-Stral’e / Hansastral3e.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Flache von 1.864m>.

Die StadtUmBau Ingenieurgesellschaft, Kevelaer wurde beauftragt, in einer Ar-
tenschutzrechtlichen Prifung festzustellen, ob durch den geplanten Eingriff pla-
nungsrelevante Arten betroffen sein konnten und weitere Prifungen notwendig
werden.

i ';‘*17 e+ o i b\ *a‘ ¥
Abb. 1: Luftbild des Plangebietes und seiner Umgebung.
Der rote Kreis markiert das Plangebiet.
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2 Rechtliche Grundlagen

Durch die vorliegende Planung wird eine Nutzungsanderung planungsrechtlich
vorbereitet, bei denen die Belange des Artenschutzes im Sinne des Bundesna-
turschutzgesetzes (BNatSchG) zu berucksichtigen sind. Ziel des Gesetzgebers
ist, die natlrlichen Lebensraume und die Populationen wildlebender und in ih-
rem Bestand bedrohter Tier- und Pflanzenarten zu schitzen und somit die bio-
logische Vielfalt zu erhalten. Ziel dabei ist, die 0kologische Funktion der vom
Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten sicherzustellen. Dabei
stehen der Erhalt der Populationen einer Art sowie die Sicherung der 6kologi-
schen Funktion der Lebensstatten im Vordergrund.

FUr Planungs- und Zulassungsverfahren ist gemal § 44 Abs. 1 und 5
BNatSchG eine Artenschutzrechtliche Prufung vorgeschrieben. Insgesamt
konzentriert sich das Artenschutzregime bei Planungs- und Zulassungsverfah-
ren auf die europaisch geschutzten FFH-Anhang-IV-Arten und die europai-
schen Vogelarten.

Das Landesamt fur Natur, Umwelt, und Verbraucherschutz NRW (LANUV) hat
fur Nordrhein-Westfalen eine naturschutzfachliche Auswahl derjenigen Arten
getroffen, die bei der Artenschutzrechtlichen Prifung im Sinne einer Art-fur-Art-
Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind (Kiel 2005a). Diese Arten werden in
NRW planungsrelevante Arten genannt. Sofern in einem Untersuchungsraum
diese planungsrelevanten Arten vorkommen und durch ein genehmigungs-
pflichtiges Vorhaben eine Verletzung der Schadigungs- bzw. Stérungsverbote
des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwarten ist oder erfolgt, ist eine Einzelpri-
fung der betroffenen Arten durchzufuhren.

In Nordrhein-Westfalen unterliegen derzeit 213 Tier- und Pflanzenarten der
Verpflichtung einer artbezogenen Einzelprifung. Die grof3te Artengruppe wird
hierbei mit 134 Arten von den Vdgeln eingenommen, Saugetiere sind mit der-
zeit 23 Arten, die Gruppe der Amphibien und Reptilien mit 13 Arten vertreten.
Von den uber 30.000 wirbellosen Tierarten gelten lediglich 34 Arten als pla-
nungsrelevant; die Anzahl der Farn- und Blutenpflanzen ist im Verhaltnis zu
ihrem Gesamtartenbestand in Nordrhein-Westfalen mit nur 9 planungsrelevan-
ten Arten relativ gering.

3 Regionalplan und Flachennutzungsplan

Das Plangebiet ist im Regionalplan fir den Regierungsbezirk Dusseldorf dem
Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) zugeordnet. Die Bauleitplanung wider-
spricht somit nicht den Zielen des Regionalplans.

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich ist der Geltungsbereich als Fla-
che fur den Gemeinbedarf dargestellt. Zielsetzung ist die Darstellung als
Wohnbauflache.

StadtUmBau GmbH
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4 Landschaftsplan und Vorgaben des Naturschutzrechts

Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbe-
reich eines Landschaftsplans.

Die Planflachen beinhalten weder Schutzgebiete noch geschutzte Objekte im
Sinne des nationalen Naturschutzrechts.

Im Plangebiet selbst oder seinem unmittelbaren Umfeld liegen weder Gebiete
von gemeinschaftlicher Bedeutung noch kommen Europaische Vogelschutzge-
biete wie ein Lebensraumtyp nach der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (FFH-
Richtlinie) vor.

5 Auswertung des Fachinformationssystems

Um eine einheitliche Bearbeitung der Artenschutzthematik zu ermdglichen, hat
das Land Nordrhein-Westfalen alle relevanten Informationen zu den geschutz-
ten Arten im Fachinformationssystem (FIS) ,Geschutzte Arten in NRW* aufbe-
reitet (Kiel 2005a, 2007b, LANUV 2007a).

Eine  Abfrage des  Fachinformationssystems  Nordrhein-Westfalens
(http://www.naturschutz-fachinformationssysteme-nrw.de/artenschutz/content/de/index.html)
am 26.03.2012 fur die TK25 4103. (Emmerich) ergab das in Tabelle 2 im An-
hang dargestellte Artenspektrum.

6 Artenschutzrechtliche Prufung

6.1 Ortsbesichtigung

Am 23.03.2012 wurde eine Ortsbesichtigung des geplanten Eingriffsgebietes
zur Erfassung der im Plangebiet planungsrelevanten Arten durchgefuhrt. Das
an diesem Tag nicht zugangliche Gebaude wurde am 30.03.2012 auf ein even-
tuelles Vorhandensein von Fledermausen untersucht.

6.2 Beschreibung des Plangebiets und seiner Umgebung

Die Planflache liegt inmitten des Emmericher Stadtgebietes an der Schnittstelle
Gerhard-Storm-Stralle und HansastraRe. Innerhalb des Plangebiets befindet
sich ein nicht mehr genutztes Schulgebaude (Foto 1). Das Gebaude grenzt
direkt an die Gerhard-Storm-Strae (Foto 6). Von der Hansastrale aus sind
Haupt- und Seiteneingang zu erreichen (Foto 1). An der Nordseite des Gebau-
des befinden sich ein kleiner Anbau und zwei Garagen (Foto 4). Von Nordos-
ten hin nach Westen umgibt eine Grunflache das Gebaude (Foto 3,4,5). Dieser
Bereich ist mit einem Bauzaun versehen. Dort, sowie im Suden der Planflache,
findet man mehrere, z. T. gro3kronige Laubbaume (Foto 1,3,4,5,7). Der Unter-
grund der Grinflache stellt eine ehemalige Rasenflache dar und ist in der Nahe
des Gebaudes, im Schatten der grof3kronigen Baume, z. T. mit Efeu bewach-
sen (Foto 3,4,5).
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Entlang der Hansastralle umgeben kleinere Rabatten mit niedrigen Stauden
und Strauchern das Gebaude (Foto 1,2,7). In der Nahe des Seiteneingangsbe-
reiches befindet sich eine Parkflache (Foto 1). Es grenzen direkt die Parkplatze
des Willibrord-Gymnasiums an. Die nahere Umgebung der Planflache ist ge-
pragt von mehrgeschossigen Hausern und Einfamilienhausern mit Garten.

6.3 Methode

Das Plangebiet wurde im Rahmen einer Vogelkartierung begangen und Vogel
aufgrund von Sichtbeobachtungen und Lautdul3erungen erfasst. Die nahere
Umgebung wurde auf mégliche Horste abgesucht. Gleichzeitig wurde das Un-
tersuchungsgebiet als Landlebensraum maoglicher Amphibien- und Reptilienar-
ten abgegangen.

Wahrend der zweiten Ortsbegehung wurde das Gebaude per Sichtkontrolle auf
Strukturen und Spuren (Kot und Fralireste) abgesucht, die das Vorkommen
von Fledermausen wahrscheinlich erscheinen lassen.

6.4 Ergebnisse - Vogel

Im Untersuchungsgebiet konnten wahrend des Beobachtungszeitraumes ins-
gesamt 11 verschiedene Vogelarten nachgewiesen werden (s. Tabelle 1). Von
den fur das Messtischblatt 4103 (s. Anhang Tabelle 2) bislang nachgewiese-
nen planungsrelevanten Arten finden die allermeisten Arten direkt im Plange-
biet keinen adaquaten Lebensraum.
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Tabelle 1: Wahrend der Ortsbesichtigung angetroffene Vogelarten
Wissenschaftlicher Deutscher planungs-
Name Name relevant
Carduelis chloris Grunfink nein
Corvus corone Rabenkrahe nein
Corvus monedula Dohle nein
Parus caeruleus Blaumeise nein
Parus major Kohlmeise nein
Prunella modularis Heckenbraunelle nein
Turdus merula Amsel nein
Columba palumbus Ringeltaube nein
Fringilla coelebs Buchfink nein
Phylloscopus collybita Zilpzalp nein
Dendrocopos major Buntspecht nein

6.4.1 Planungsrelevante Vogelarten

Wahrend der Ortsbesichtigung wurden auf der Planflache und in der naheren
Umgebung keine planungsrelevanten Arten gesichtet.

Aufgrund der das Plangebiet deutlich Ubersteigenden Reviergréflie z. B. mogli-
cher, vorkommender Greifvogel, dient es allenfalls als Randbereich eines Nah-
rungshabitats.

Luftjager, die das Gelande zur Nahrungssuche uberfliegen, werden durch die
geplante MalRnahme nicht beeintrachtigt. Auch nach dem Eingriff steht ihnen
der Luftraum weiterhin fur die Nahrungssuche zur Verfigung.

6.4.2 Nicht planungsrelevante Vogelarten

Alle bei der Begehung angetroffenen Vogelarten wie beispielsweise Amseln,
Meisen, Buchfinken etc. haben flr die Artenschutzrechtliche Prifung keinerlei
Relevanz und finden daher hier keine weitere Beachtung. In NRW weit verbrei-
tete Vogelarten (aber auch solche der Vorwarnliste) werden als nicht planungs-
relevant eingestuft. Fur diese gelten zwar auch die artenschutzrechtlichen Ver-
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bote, sie sollen aber nach Empfehlung des LANUV NRW im Rahmen der Ar-
tenschutzrechtlichen Prufung nicht artspezifisch gesondert betrachtet werden
(Kiel 2007). Sie befinden sich derzeit in NRW in einem gunstigen Erhaltungs-
zustand und sind im Regelfall bei Planverfahren nicht von populationsrelevan-
ten Beeintrachtigungen bedroht (Kiel 2007). Auch sind grundsatzlich keine Be-
eintrachtigungen der 6kologischen Funktion ihrer Lebensumstande zu erwarten
(Kiel 2007).

6.5 Artenschutzrechtliches Fazit - Vogel

Das Plangebiet kommt als Brutplatz oder essentielles Nahrungshabitat fur pla-
nungsrelevante Arten nicht infrage. Grunde dafur sind die Nahe zur bereits
vorhandenen Wohnbebauung, die Kleinraumigkeit und die vorhandenen Habi-
tatstrukturen. Vogel, die das Plangebiet zur Nahrungssuche aufsuchen, kdnnen
auf benachbarte Flachen ausweichen. Fur Luftjager steht der Luftraum weiter-
hin zur Verfugung.

Die Realisierung der Planung hat somit keine Beeintrachtigung einer lokalen
Population oder einer besonders streng geschutzten Vogelart zur Folge.

6.6 Amphibien und Reptilien

Wahrend der Begehung wurden keine Amphibien oder Reptilien gesichtet.
Daruber hinaus sind allerdings auch keine Laichhabitate oder wertvollen Land-
habitate direkt von der Eingriffsmallnahme betroffen, so dass negative Auswir-
kungen auf eine mdgliche lokale Amphibienpopulation auszuschlief’en sind.
Das gleiche gilt auch fur Reptilien.

6.7 Saugetiere

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Innerhalb des Gebaudes sind kei-
ne Strukturen vorgefunden worden, die das Vorkommen von Fledermausen
wahrscheinlich erscheinen lassen.

Mogliche Areale zur Nahrungssuche oder Zugstralen werden durch den Ein-
griff nicht entwertet. Auch fur Fledermause ergeben sich demzufolge keine ne-
gativen Auswirkungen.

6.8 Insekten und Weichtiere

Auf dem Messtischblatt TK 4103 fir Emmerich ist die Asiatische Keiljungfer
(Gomphus flavipes) als einzige planungsrelevante Insektenart aufgefuhrt sowie
die Gemeine Flussmuschel (Unio crassus). Das Plangebiet ist aufgrund feh-
lender Gewasser und demnach anderer Habitatstrukturen und -bedingungen
als Lebensraum fir diese beiden Arten ungeeignet.

Auch planungsrelevante Insekten und Weichtiere sind nicht von der geplanten
Baumalnahme betroffen.
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7 Gesamtbewertung

In Anbetracht der vorliegenden Erkenntnisse ist nicht davon auszugehen, dass
durch die Realisierung der Planung planungsrelevante Arten verletzt oder geto-
tet werden (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten (§
44 Abs. 5 BNatSchG) beschadigt oder zerstort werden. Desgleichen sind keine
Storungen zu erwarten, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population fihren konnten.

Es gibt keine Hinweise darauf, dass lokale Populationen von den geplanten
Malnahmen negativ betroffen werden kdnnten. Insbesondere bleibt die nach §
44 Abs. 5 BNatSchG zu schutzende ,0kologische Funktion“ der Fortpflan-
zungs- und Ruhestatten (s. 0.) durch die Planungen flur alle planungsrelevan-
ten Arten erhalten.

8 VermeidungsmaBnahmen

Um das Brutgeschaft innerhalb des Plangebietes und seiner direkten Umge-
bung zu sichern, sind als Vermeidungsmalinahme die ErschlieRungsarbeiten
aulRerhalb der Fortpflanzungszeit durchzufthren.

Generell gilt, dass zum Schutz der Brutvogel die Baufeldvorbereitungen, insbe-
sondere mogliche Baumfallungen, erst nach Beendigung der Brutzeit durchzu-
fuhren sind. Die Brutzeit der festgestellten Arten beginnt in dieser Region Mitte
Marz und endet Ende Juli/August (Mildenberger 1984). Dies gilt auch fur weite-
re mogliche Brutvogelarten. Lediglich die Ringeltaube brutet auch im August
und September noch (Mildenberger 1984). Die Bauzeitenbeschrankung ist
deshalb auf den Zeitraum 1. Marz bis 31. Juli festzulegen. Falls eine Baumfal-
lung im August/September erfolgen soll, ist zuvor zu kontrollieren, ob sich be-
setzte Ringeltaubennester in den Baumen befinden. Falls dies zutrifft, kann die
Fallung erst nach dem Fliggewerden der Kuken erfolgen.

Selbst wenn Brutvorkommen nicht wahrscheinlich sein sollten, unterliegen dem
Verbot der Tétung auch alle anderen europaischen Vogelarten (§ 44 Abs. 1
BNatSchG). Auszuschliel3en sind solche Verbotstatbestande nur au3erhalb der
Brutzeit.

Die im Eingriffsgebiet stehenden Baume, die nicht von einer Fallung betroffen
sind, sind vor Beschadigungen durch den Baubetrieb mittels Absperrungen zu
schutzen.
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Bilddokumentation vom 23.03.2012

Foto 1:  Blick von der Hansastral3e auf das alte Schulgebdude.
Das Gebaude hat zwei Eingange: Links im Bild der Hauptein-
gang und in der Bildmitte der Seiteneingang. Rechts befindet
sich die Parkflache.

Foto 2:  Blick von der HansastralRe auf den Haupteingangsbereich des
Schulgebaudes. Im Vordergrund: Zierstrauch-Rabatten.
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Foto 3  Blick von Stdosten nach Nordwesten: Grinanlage mit hdhe-
rem Baumbestand.

Foto 4 Blick von Norden nach Suden auf die Grunanlage.
In der Bildmitte befindet sich der kleine Anbau des Gebaudes.
Links davon die Garagen.
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Foto 5 Blick von der Gerhard-Storm-Stral3e auf den nérdlichen
Bereich der Grinanlage. Links im Bildhintergrund die
Turnhalle des Willibrord Gymnasiums.

Foto 6 Blick von der Gerhard-Storm-Strale auf das Schulge-
baude, das sich direkt an der Stral3e befindet.

StadtUmBau GmbH

11



Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-
StralRe/Nordost der Stadt Emmerich

Foto 7 Blick von Osten nach Westen: Rabatten und hohere
Baume befinden sich zwischen Hansastral3e (nicht im
Bild) und Schulgebaude.
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Dieser artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde von den Verfassern nach bes-
tem Wissen und Gewissen unter Verwendung der im Text angegebenen Litera-
tur/Links erstellt.

Ingenieurgesellschaft mbH
Stadtentwicklung - Umweltplanung - Bauwesen
Architektur - Stédtebau - Landschaftsplanung

Kevelaer, 30.03.2012

Bearbeitung:
Dipl.-Biologin Ortrun Heine
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Anhang

Tabelle 2:

Planungsrelevante Arten im Messtischblatt 4103. (Emmerich)

sowie Anmerkungen zum mdglichen Vorkommen im Eingriffsge-

biet

EHZ = Erhaltungszustand
ATL = Atlantische Region

G = glnstig
U = unzureichend

S = schlecht
EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Sidugetiere
Castor fiber Europaischer Biber g\gtnvorhan- G [|Habitat ungeeignet
Eptesicus serotinus Breitfligelfledermaus g\gtnvorhan— G
Myotis daubentonii Wasserfledermaus g\;tnvorhan- G
Art vorhan- mogliche Jagdreviere und Zugstra-
Nyctalus noctula Grolder Abendsegler den G Ren bleiben unbeeintrachtigt
Pipistrellus nathusii Rauhhautfledermaus g\étnvorhan- G
Pipistrellus pipistrellus ||[Zwergfledermaus Q;tnvorhan- G
Voégel
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine
Accipiter gentilis Habicht G |[Kulturlandschaft mit Wechsel von
tend .
Waldgebieten
sicher brii- Allenfalls Randgebiet eines Nah-
Accipiter nisus Sperber tend G |[rungshabitats. Ausweichmoglichkei-
ten vorhanden
) Habitat ungeeignet, da keine ver-
Acrocephalus schoe Schilfrohrsanger beobachtelt S |[landeten Uferbereiche mit entspre-
nobaenus zur Brutzeit :
chender Vegetation
Acrocephalus scirpa- Teichrohrsanger sicher bri- G Hab_|tat un_gee|gnet, da z.B. keine
ceus tend Schilfbestande
Alauda arvensis Feldlerche sicher br0- Habitat ungeeignet, da keine offene
tend Feldflur
sicher brii- Habitat ungeeignet, da kein Ge-
Alcedo atthis Eisvogel tend G ||wasser mit Steilufer oder Wurzeltel-
ler

StadtUmBau GmbH
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Végel
Anas acuta Spielente Durchztgler G Habitat quee|gnet, da kein (groRe-
res) Gewasser
Anas clypeata Loffelente sicher brU- s Habitat ur_1_gee|gnet, da kein (gréRe-
tend res) Gewasser
Anas clypeata Loffelente Durchzigler G Habitat queelgnet, da kein (grofe-
res) Gewasser
Anas crecca Krickente sicher bri- U Hgbltat ungeeignet, da kein Ge-
tend wasser
Anas crecca Krickente Wintergast G H§b|tat ungseignet, da kein Ge-
wasser
Habitat ungeeignet, da kein Ge-
Anas penelope Pfeifente Wintergast G ||lwéasser oder ausgedehnte Grin-
landbereiche
Habitat ungeeignet, da kein de-
Anas querquedula Knakente Durchzugler G |[ckungsreiches Binnengewasser
oder Feuchtwiese
sicher brii- Habitat ungeeignet, da kein lang-
Anas strepera Schnatterente tend Ut |lsam flieRendes Binnen- oder bra-
ckiges Kustengewasser
Habitat ungeeignet, da kein lang-
Anas strepera Schnatterente Wintergast G ||sam flieRendes Binnen- oder bra-
ckiges Kustengewasser
Habitat ungeeignet, da keine aus-
. . . gedehnte, ruhige Grinland- und
Anser albifrons Blassgans Wintergast G Ackerflche in den Niederungen
groflRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine aus-
. gedehnten, ruhigen Griinland- und
Anser brachyrhynchus ||[Kurzschnabelgans Wintergast G Ackerfldchen in den Niederungen
groRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine aus-
Anser erythrops Zwerggans Wintergast G gedehnten, ruhigen Grunland- und
rythrop 99 9 Ackerflachen in den Niederungen
groRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine aus-
. . gedehnten, ruhigen Griinland- und
Anser fabalis Saatgans Wintergast G Ackerflachen in den Niederungen
grolRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine
: . . sicher br0- Feuchtwiese mit Singwarten und
Anthus pratensis Wiesenpieper tend Gl einer Bodenvegetation mit ausrei-

chend Deckung
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Fortsetzung Tabelle 2

Art

Status

EHZ
in
NRW
(ATL)

Bemerkung

Wissenschaftlicher
Name

Deutscher Name

Vogel

Ardea cinerea

Graureiher

sicher bri-
tend

Habitat ungeeignet da keine offe-
nen Feldfluren und Gewasser

Asio otus

Waldohreule

sicher bri-
tend

Bevorzugt werden halboffene Park-
landschaften mit kleinen Feldgehdl-
zen, Baumgruppen und Waldran-
dern. Daruber hinaus Vorkommen
auch im Siedlungsbereich in groRe-
ren Parks und Griinanlagen sowie
an Siedlungsrandern vor. Habitat
ungeeignet, da zu kleinraumig.

Athene noctua

Steinkauz

beobachtet
zur Brutzeit

Habitat ungeeignet da keine offene
und grinlandreiche Kulturlandschaft
mit einem guten Hoéhlenangebot.
Auch als Jagdgebiet ungeeignet, da
kurzrasige Viehweiden sowie
Streuobstgarten bevorzugt werden

Aythya ferina

Tafelente

sicher bri-
tend

Habitat ungeeignet, da kein Stillge-
wasser mit offener Wasserflache
und Ufervegetation

Aythya ferina

Tafelente

Durchzgler

Habitat ungeeignet, da kein Stilige-
wasser mit offener Wasserflache
und Ufervegetation

Botaurus stellaris

Rohrdommel

Wintergast

Habitat ungeeignet, da kein R6h-
richt in z. B. Mooren, Stimpfen oder
an Teich und See

Branta leucopsis

Weillwangengans

Wintergast

Habitat ungeeignet, da keine aus-
gedehnten, ruhigen Griinland- und
Ackerflachen in den Niederungen

grofRer Flusslaufe

Bucephala clangula

Schellente

Wintergast

Habitat ungeeignet, da kein gréie-
rer Fluss, Bagger- oder Stausee

Buteo buteo

Mausebussard

sicher bri-
tend

Habitat ungeeignet, da zu kleinrau-
mig und innerstadtisch. Bevorzugt
werden Offenlandbereiche als
Jagdgebiet

Casmerodius albus

Silberreiher

Durchzugler

Habitat ungeeignet. Als Rastgebiete
werden gréliere Schilf- und Réh-
richtbestadnde sowie vegetationsar-
me Ufer an Teichen, Seen und
FlieRgewassern genutzt
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
Habitat ungeeignet, da kein sandi-
. . : sicher bri- ges, kiesiges Ufer eines gréf3eren
Charadrius dubius Flussregenpfeifer tend U Flisses oder Sand- und Kiesabgra-
bungen
Habitat ungeeignet, da keine Aus-
Charadrius hiaticula Sandregenpfeifer Durchzugler G ||kiesungsflache eines grofien Flus-
ses
beobachtet Habitat ungeeignet, da keine
Circus aeruginosus Rohrweihe . U ||halboffene bis offene Landschaft
zur Brutzeit o o
mit viel Réhricht
Habitat ungeeignet, da zu kleinrau-
. i sicher brU- mig und ohne geeignete Nistmog-
Corvus frugilegus Saatkrahe tend G lichkeiten
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine offe-
Coturnix coturnix Wachtel tend U |[nen, gehdlzarmen Kulturlandschaf-
ten mit ausgedehnten Ackerflachen
Habitat ungeeignet, da keine offene
beobachtet bis halboffene Niederungsland-
Crex crex Wachtelkdnig . S |[schaft der Fluss- und Talauen oder
zur Brutzeit ; .
Niedermoor und hochwiichsige
Feuchtwiese
Habitat ungeeignet, da keine Niede-
rung grofRer Flusslaufe mit groReren
Cygnus bewickii Zwergschwan Wintergast S |[Stillgewassern und ausgedehnten,
ruhigen Grinland- und Ackerfla-
chen.
Habitat ungeeignet, da keine Niede-
rung grofer Flusslaufe mit groReren
Cygnus cygnus Singschwan Wintergast S ||Stillgewassern und ausgedehnten,
ruhigen Griinland- und Ackerfla-
chen
Kein Vorkommen festgestellt. Als
. . sicher bri- Luftjager steht Nahrungshabitat
Delichon urbica Mehischwalbe tend Gl auch nach der EingriffsmalRnahme
weiterhin zur Verfiigung
Habitat ungeeignet da Waldgebiete
und Gehdlze mit einem guten Be-
. . sicher bri- stand an alten, grobborkigen Laub-
Dryobates minor Kleinspecht tend G baumen und Weichholzer, bevor-

zugt werden. Ebenso wie ein hoher
Anteil an stehendem Totholz
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
Habitat ungeeignet, da kein offenes,
Emberiza calandra Grauammer sicher bri- s nahezu waldfreies Gebiet, mit einer
tend grolflachigen Acker- und Grin-
landnutzung
Habitat als Nistplatz ungeeignet.
Fir Felsbriter keine geeigneten
sicher brii- hohen Gebaude(teile) wie z.B.
Falco peregrinus Wanderfalke tend Ut [|Kuhltdrme, Schornsteine, Kirchen
vorhanden sind. Als Nahrungshabi-
tat aufgrund der Kleinrdumigkeit
nicht essentiell
Habitat ungeeignet, da keine halb-
sicher bru- offene, strukturreiche Kulturland-
Falco subbuteo Baumfalke U : .
tend schaft mit Feuchtwiesen, Mooren,
Heiden sowie Gewassern
Aufgrund der Kleinrdumigkeit des
Falco tinnunculus Turmfalke sicher bru- G P_Iangebletes aIIenfgIIs Randgebiet
tend eines Nahrungshabitats. Aus-
weichmaoglichkeiten sind vorhanden
. . . . Kein geeignetes Habitat wie z.B.
Gallinago gallinago Bekassine Durchzugler G Gewasserlandschaften
. . sicher br0- Habitat ungeeignet, da an bauerli-
Hirundo rustica Rauchschwalbe tend Gl che Kulturlandschaft gebunden
Lanius collurio Neuntéter sicher bru- U Keine geeigneten Habitate wie z. B.
tend Heckenlandschaften
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine
Limosa limosa Uferschnepfe tend S ||Feuchtwiesen und —weiden vorhan-
den
sicher brii- Habitat ungeeignet, da z. B. keine
Locustella naevia Feldschwirl tend G |[strukturreichen Heckenlandschaften
vorhanden
Habitat ungeeignet, da z. B. keine
Luscinia megarhyn- Nachtigall sicher brU- G gebulschreichen Rander von Laub-
chos 9 tend und Mischwaldern, Gebusche, He-
cken vorhanden
Habitat ungeeignet, da z. B. keine
Feuchtgebiete in den Flussauen,
sicher brii- offene Wasserflachen und Altschilf-
Luscinia svecica Blaukehlchen tend U |[bestédnde vorhanden. Dartber hin-

aus werden z. B. Moore, Klarteiche,
z. T. auch Schilfgraben in der Ag-
rarlandschaft besiedelt
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
. . Keine geeignetes Habitat wie z. B.
Lymnocryptes minimus||Zwergschnepfe Wintergast Nassgriinland, Verlandungszonen
Habitat ungeeignet, da keine ruhige
Buchten und Altarme gréRerer
Mergellus albellus Zwergsager Wintergast G ||Flisse sowie Bagger- und Stau-
seen mit Flachwasserzonen vor-
handen
Habitat ungeeignet, da keine ruhi-
Mergus merganser Gansesager Wintergast c |9 Buchte_n u_nd Altgrme groRerer
Flusse sowie fischreiche Bagger-
seen und Stauseen vorhanden
Habitat ungeeignet, da kein offenes
: sicher brU- Niederungs- und Grinlandgebiet,
Numenius arquata Grolder Brachvogel tend U Niedermoor sowie Hochmoor mit
hohem Grundwasserstand
Habitat ungeeignet, da kein feuch-
Oriolus oriolus Pirol sicher bri- uy ter und sonniger Laubwald, Aue-
tend wald und Feuchtwald in Gewasser-
nahe
Habitat ungeeignet, da keine ge-
Pandion haliaetus Fischadler Durchzugler G ||lwasserreiche Landschaft mit gro-
Ren Stillgewassern
Habitat ungeeignet, da keine offe-
. . sicher bri- ne, kleinrdumig strukturierte Kultur-
Perdix perdix Rebhuhn tend U lliandschafte mit Ackerflchen, Bra-
chen und Griinland
Phoenicurus phoenicu- Gartenrotschwanz sicher bru- uy Kein geeignetes Habitat da z.B.
rus tend keine Heidelandschaft
Kein geeignetes Habitat da z. B.
keine offene Agrarflache (Grunland,
Pluvialis apricaria Goldregenpfeifer Durchztgler G ||Acker) in den Niederungen grof3er
Flusslaufe oder grofiraumige
Feuchtgriinlandbereiche
Habitat ungeeignet da z. B. keine
sicher brii- Weidengebusche, Ufergeholze und
Remiz pendulinus Beutelmeise U |[Auwaldinitialstadien an grof3en
tend N N "
Flusslaufen, Bachen, Altwassern
oder Baggerseen
sicher brii- Habitat ungeeignet da keine Steil-
Riparia riparia Uferschwalbe tend G |[wande und Prallhange an Fluss-

ufern
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
Habitat ungeeignet da z. B. keine
Saxicola rubetra Braunkehlchen sicher bri- s offene, extensiv bewirtschaftete
tend Nass- und Feuchtgrinlénder oder
Moorrandbereiche
Habitat ungeeignet da z. B. keine
mageren Offenlandbereiche mit
. . sicher brU- kleinen Gebischen, Moore und
Saxicola rubicola Schwarzkehlchen tend U Heiden sowie Brach- und Rude-
ralflachen mit héheren Sitz- und
Singwarten
Habitat ungeeignet, da z. B. keine
. sicher bri- offene, bis halboffene Parkland-
Streptopelia turtur Turteltaube tend Ul schaft mit einem Wechsel aus Ag-
rarflachen und Gehdlzen
sicher brii- Kein geeignetes Habitat wie z. B.
Tachybaptus ruficollis |[Zwergtaucher tend G ||Gewasser mit geeigneten Verlan-
dungszonen
Kein geeignetes Habitat wie z. B.
Tachybaptus ruficollis [[Zwergtaucher Wintergast G ||Gewasser mit geeigneten Verlan-
dungszonen
sicher brii- Habitat ungeeignet da keine
Tringa totanus Rotschenkel tend S ||Feuchtwiese sowie Uberschwem-
mungsgrunland
Gebaude auf der Planflache als
Nistplatz nicht geeignet. Als Jagd-
. sicher bri- gebiete ebenso ungeeignet, da z. B.
Tyto alba Schieiereule tend G Viehweiden, Acker, Randbereiche
von Wegen, Stralen, Gréaben sowie
Brachen fehlen
Habitat ungeeignet da kein offenes
Vanellus vanellus Kiebitz sicher bri- G Grunlandgebiet mit feuchten, ex-
tend tensiv genutzten Wiesen und Wei-
den
Habitat ungeeignet da kein offenes
Vanellus vanellus Kiebitz Durchzugler G Grinlandgebiet mit feuchten, ex-

tensiv genutzten Wiesen und Wei-
den

StadtUmBau GmbH

20



Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-
Stral3e/Nordost der Stadt Emmerich

Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Amphibien
Habitat ungeeignet da keine offene
Art vorhan- Auenlandschaft mit vegetationsar-
Bufo calamita Kreuzkrote den U |[mem, trocken-warmem Standort mit
lockerem, meist sandigem Boden.
Kein Laichgewasser vorhanden
Triturus cristatus Kammmolch Art vorhan- G Hablfat ungeeignet da kein Laich-
den gewasser vorhanden
Reptilien
Habitat ungeeignet da z. B. kein
reich strukturierter Lebensraum mit
. : Art vorhan- Wechsel von Einzelbdumen, locke-
Coronella austriaca ||Schlingnatter U . . .
den ren Geholzgruppen sowie grasigen
und vegetationsfreien sandigen
Flachen
Habitat ungeeignet da z. B. kein
Lacerta agilis Zauneidechse Art vorhan- Gy reich strukturierter Standort mit
9 den lockeren, sandigen Substraten und
einer ausreichenden Bodenfeuchte
Libellen
Gomphus flavipes  ||Asiatische Keiljungfer Art vorhan- G Habitat ungeeignet da kein Gewas-
den ser vorhanden
Weichtiere
Unio crassus Gemeine Flussmuschel Art vorhan- s Habitat ungeeignet da kein Gewas-
den ser vorhanden
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1 Einleitung

11 Ziele und Inhalte der Bebauungsplanaufhebung

Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. E 7/1 -Hansastral3e / Goebelstralie / Ger-
hard-Storm-Stralle- beabsichtigt die Stadt Emmerich am Rhein eine Bereinigung ihres
Ortsplanungsrechtes durchzufiihren.

Dem im Jahre 1965 aufgestellten Bebauungsplan E 7/1 lag das Planungsziel zugrunde,
eine geordnete Entwicklung von Wohnbauflachen angrenzend an einen seinerzeitigen
Gewerbestandort an der Goebelstralle sowie eine Umgestaltung der ErschlieBung durch
Verschwenkung der Trasse der Hansastral3e nach Suden, die vormals in Fortsetzung
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1.2

1.3

des oOstlichen Stralienabschnittes geradlinig verlief und auf die 's-Heerenberger Strale
im Kreuzungsbereich Nollenburger Weg aufsetzte, planungsrechtlich vorzubereiten.
Hiermit verbunden war eine Zusammenlegung von Flachen unterschiedlicher schuli-
scher Nutzung beiderseits der Alttrasse der Hansastralle, ohne jedoch die Ausgestal-
tung der zukinftigen Entwicklung dieses Bereiches konkret vorzugeben.

Durch die Neuaufstellung der Bebauungspléane E 7/2 -Goebelstral3e- im Jahre 1972 und
E 7/3 -Hansastralle / Ecke GoebelstralRe- im Jahre 1984 wurde der von den Straf3en
Hansastralie, Goebelstrafle und Gerhard-Storm-Stral3e eingefasste Baubereich einem
geanderten Planungsrecht zugeflhrt, so dass sich der Geltungsbereich des Alt-
Bebauungsplanes E 7/1 derzeit neben den Stralenflachen der Hansastralle (Abschnitt
Gerhard-Storm-Stralle bis GoebelstralRe), der Goebelstralie (Abschnitt Gerhard-Storm-
Stralle bis Hansastralle) sowie einen Streifen von ca. 2 m im &stlichen Gehwegbereich
der Gerhard-Storm-Straf3e nur noch auf das Grundstiick Gerhard-Storm-Str. 56, den an-
grenzenden Parkplatz des Willibrord-Gymnasiums sowie den in den Planbereich hinein-
ragenden Teil der Schulsporthalle beschrankt.

Fir den Bereich des Grundstiickes Gerhard-Storm-StralRe 56 ist das Verfahren zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. E 7/7 -Gerhard-Storm-Strale / Nordost- anhangig,
um eine Umwandlung von einer bisherigen Nutzung 6ffentlichen Gemeinbedarfs in all-
gemeines Wohnen zu ermdglichen. Fir die tbrigen Flachen im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes E 7/1 besteht weder Absicht noch Aussicht auf eine Anderung der be-
stehenden Nutzungsverhaltnisse. Von daher kénnen diese durch Aufhebung des Be-
bauungsplanes der planungsrechtlichen Beurteilung nach § 34 BauGB zugefihrt wer-
den. Fir die in offentlichem Eigentum stehenden Strallenflachen hat diese Umwandlung
der planungsrechtlichen Situation keinerlei Auswirkungen. Infolge Fehlens konkreter
Festsetzungen zu Art und MaR der baulichen Nutzung im Bebauungsplan E 7/1 fur den
Teilbereich des Schulgelandes nérdlich der HansastralRe handelt es sich hier um einen
einfachen Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB, so dass sich die Zulassig-
keit von Vorhaben hier ohnehin nach § 34 BauGB richtet.

Gesetzliche Grundlagen

Da sich die verfahrenserleichternden Bestimmungen der §§ 13 und 13a BauGB nicht auf
Verfahren zur Aufthebung von verwirklichten Bebauungsplanen anwenden lassen, wird
fur die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6, Nr. 7 und § 1a BauGB eine Um-
weltprufung durchgefuhrt, in der die voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt und
in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden.

Fachplanungen
a) Gebietsentwicklungsplan

Die Darstellung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung fiir das Stadtgebiet
Emmerich am Rhein findet ihre grundlegende Konkretisierung u.a. auf der Ebene des
Regionalplanes fir den Regierungsbezirk Disseldorf (GEP 99). Der Gebietsentwick-
lungsplan stellt den Bebauungsplanbereich als Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) dar.

b) Fldachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein stellt den Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. E 7/1 -Hansastralle / Goebelstral’e / Gerhard-Storm-Strale- als Wohn-
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bauflache (W) und fir den Bereich nérdlich der Hansastralle als Flache fir Gemeinbe-
darf dar.

c) Naturschutzgebiet /Vogelschutzgebiete /Biotopkataster

Das Gebiet des Bebauungsplanes liegt innerhalb des zentralen Siedlungsbereiches des
Stadt Emmerich am Rhein. Es wird weder von einem FFH-Gebiet noch von einem Vo-
gelschutzgebiet erfasst. Auch besteht keine unmittelbare Nahe hierzu, die eine Beein-
trachtigung der Schutzbedirfnisse solcher Gebiete durch die Aktivitaten im Plangebiet
befurchten liee. Die nachfolgende Planskizze verdeutlicht die Lage des Plangebietes in
Bezug auf die nachst gelegenen Restriktionsflachen und weist Abstande zum Natur-
schutzgebiet ,Emmericher Ward“ auf Emmericher Stadtgebiet von 1,7 km, zum Natur-
schutzgebiet ,Deichvorland bei Grieth auf Klever und Kalkarer Stadtgebiet sidlich des
Rheins von 1,7 km sowie zum nachstgelegenen Vogelschutzgebiet von 1,5 km nach.

2 Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen
einschlieBBlich der Prognose bei Durchfiihrung der Planung

21 Allgemeine Beschreibung

Das Plangebiet liegt inmitten des zentralen Emmericher Siedlungsbereiches, rd. 500 m
nordlich des Stadtkernes. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes E 7/1 umfasst
nach Herausnahme von wesentlichen Teilflachen seines urpringlichen Geltungsberei-
ches durch Aufstellung der Bebauungsplane E 7/2 -Goebelstrale- und E 7/3 -
Hansastralie / Ecke Goebelstralle- neben den StralRenflachen der HansastralRe (Ab-
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schnitt Gerhard-Storm-Stral3e bis Goebelstralle), der Goebelstralle (Abschnitt Gerhard-
Storm-Stralle bis Hansastralie) sowie einem Streifen von ca. 2 m im 6stlichen Gehweg-
bereich der Gerhard-Storm-Strafe nur noch das Grundstiick Gerhard-Storm-Str. 56, den
angrenzenden Parkplatz des Willibrordgymnasiums sowie den in den Planbereich hin-
einragenden sudlichen Teil der Schulsporthalle.

Nach VerauRerung des Grundstuckes Gerhard-Storm-Str. 56 mit einem derzeit nicht ge-
nutzten ehemaligen Schulgebaude von der Stadt Emmerich am Rhein an einen Privatei-
gentimer wurde flr das betroffene Grundstiick das Bebauungsplanaufstellungsverfah-
ren E 7/7 -Gerhard-Storm-Stral3e / Nordost- zur Vorbereitung einer Umnutzung in allge-
meines Wohnen eingeleitet. Mit dessen Rechtskraft wird fir einen weiteren Teilbereich
des Bebauungsplanes E 7/1 ein neues Planungsrecht geschaffen. Bei den noch verblei-
benden Restflachen dieses Altplanes handelt es sich um die vorgenannten Stral3enfla-
chen der HansastralRe, Goebelstralle und Gerhard-Storm-Stral’e sowie um den beste-
henden Schulparkplatz und den sudlichen Teil der Sporthalle, die allesamt endgiltig
ausgebaut, bzw. realisiert sind.

Abbildung:
Bebauungsplangebiet E 7/1
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2.2

2.3

2.4

2.5

Schutzgut Boden

Gemalk Bodenkarte des Landes Nordrhein-Westfalen ist im Plangebiet eine Braunerde
mit erhéhtem Sandanteil zu erwarten. Dieser Boden gehort nicht zu den geschitzten
Bodenarten.

Durch die vollstandige Realisierung des Bebauungsplanes ist bereits eine nahezu um-
fassende Versiegelung der Flachen innerhalb des nach Planaufstellung E 7/7 noch
verbleibenden Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes zu verzeichnen. Der Versie-
gelungsgrad wird sich infolge Planaufthebung nicht andern. Die Umweltauswirkungen der
Planaufhebung in Bezug auf das Schutzgut Boden sind daher unerheblich.

Schutzgut Wasser

Oberflachengewasser sind weder im Bebauungsplanbereich noch in der unmittelbaren
Umgebung vorhanden.

Der bestehende nahezu 100 %ige Versiegelungsgrad durch Stra3en- und Parkplatzfla-
chen wird sich infolge der Authebung des Bebauungsplanes nicht &ndern, da eine Auf-
hebung dieser Flachen nicht absehbar ist. Negative Auswirkungen auf die Grundwas-
serneubildung haben sich durch die Strallenausbaumalinahmen nach Planaufstellung in
den 1960er Jahren bereits eingestellt und werden durch die Bebauungsplanaufhebung
nicht beeinflusst. Die zu erwartenden Auswirkungen der Planaufhebung auf das Schutz-
gut Wasser sind daher unerheblich.

Schutzgut Klima / Luft

Die durchschnittliche jahrliche Lufttemperatur ist in der Lage des Anderungsbereiches
mit 9° - 9,5 ° C anzugeben. Die durchschnittliche Jahresniederschlagsmenge betragt ca.
700 - 750 mm.

Kleinklimatisch gesehen besitzt die Flache des Plangebietes nur eine geringe Bedeu-
tung. Eine Veranderung des Mikroklimas gegentiber dem Ursprungszustand ist durch
die durchgeflihrte Versiegelung der StralRenflachen bereits weitestgehend eingetreten.
Dieser Wandel zeichnet sich insbesondere durch trockenere Luft infolge einer Verminde-
rung der Verdunstung und Verhinderung der Kaltluftbildung aus. Die im Stralenraum der
Goebelstralte sowie im Bereich des Schulparkplatzes vorhandenen Baume und Gehdlz-
strukturen tragen zu einer Verbesserung des Mikroklimas bei, ohne dass dieser Einfluss
aber durch die Bebauungsplanaufthebung geandert wiirde.

Durch die Planaufhebung werden keine zusatzlichen Einwirkungen auf das Klima vorbe-
reitet. Die Umwelteinwirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft sind daher unerheblich.

Schutzgut Tiere und Pflanzen
a) Schiitzenswerte Biotope

Im Biotopkataster NRW werden keine Angaben zu schitzenswerten Biotopen fiir den
Geltungsbereich des Bebauungsplanes E 7/1 -HansastralRe - Goebelstralle - Gerhard-
Storm-Strale- gemacht.
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2.6

2.7

b) Auswirkungen auf Flora und Fauna

Der zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. E 7/7 erstellte Artenschutzrechtliche
Fachbeitrag kann auch als fir den unmittelbar angrenzenden Schulparkplatzbereich gel-
tend angesehen werden. Diese Vorprifung hat keinen Anhaltspunkt fir eine Gefahrdung
naturschutzrechtlich geschutzter Tierarten ergeben.

Die Aufhebung des Bebauungsplanes E 7/1 hat weder eine Umwandlung der Gestalt
und Nutzung von Grundflachen, noch den Verlust von Biotopen als Lebensraum fiir Flo-
ra und Fauna oder eine Veranderung der Wertigkeit der jeweiligen Flache fir Flora und
Fauna zur Folge. Eingriffe in Natur und Landschaft innerhalb des Bebauungsplanes sind
auf der Grundlage der bestehenden Planfestsetzungen sind bereits umfanglich eingetre-
ten. Die Regelung von AusgleichsmalRnahmen im Rahmen dieses Planverfahren eriib-
rigt sich, da sich durch die Bebauungsplanaufhebung der bestehende Zustand nicht ver-
andern wird und keine weiteren Eingriffe in Natur und Landschaft bewirkt werden.

Der mit der parallel durchgefihrten Aufstellung des Bebauungsplanes E 7/7 fur das
Grundstuck Gerhard-Storm-Str. 56 vorbereitete Eingriff in Natur und Landschaft gilt nach
§ 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planeri-
schen entscheidung erfolgt oder zulassig. Im Falle einer Neubebauung des betroffenen
Grundstuckes sind voraussichtlich einige auf dessen derzeitiger Freiflache aufstehende
Baume in ihrem Bestand gefahrdet. Da diese der Baumschutzsatzung der Stadt Emme-
rich am Rhein unterliegen, ist eine entsprechende Ersatzpflanzung gesichert.

Die sich allein aus der Planaufhebung gegeniiber der bestehenden planungsrechtlichen
Situation ergebenden Umweltauswirkungen auf Tiere und Pflanzen sind unerheblich.

Schutzgut Orts- und Landschaftsbild

Die mit der vollstandigen Realisierung des urspriinglichen Bebauungsplanes E 7/1 und
seiner beiden Folgeplane E 7/2 und E 7/3 entstandene das Ortsbild pragende Wohnbe-
bauung wird durch die Planaufhebung nicht tangiert. Insbesondere stehen keine Umge-
staltungen der StraRenfiihrungen und Ausbauquerschnitte an. Die Auswirkungen der
Planaufhebung auf das Orts- und Landschaftsbild ist daher unerheblich.

Schutzgut Mensch
a) Erholungsfunktion

Das Plangebiet besitzt wegen der geringen FlachengréRe und der vorhandenen Nutzung
als befestigte Stralle und Parkplatzflache sowie der Lage innerhalb des im Zusammen-
hang bebauten Siedlungsbereiches im Prinzip keine herausragende Bedeutung fur Erho-
lung. Durch die Planaufhebung werden die bisherigen Verhaltnisse nicht angetastet. Da-
her sind Auswirkungen der Planaufhebung auf die Erholungsfunktion unerheblich.

b) Emissionen

Mit der Planaufhebung wird keine Veranderung der sich aus dem Verkehrsaufkommen
der betroffenen Strallen sowie der Nutzung des Schulsportplatzes bereits ergebenden
Larmemissionen bewirkt. Zur Minderung der sich hinsichtlich der Planaufstellung E 7/7
fur das Grundstlick Gerhard-Strom-Str. 56 hieraus ergebenden Nutzungskonflikte wer-
den im Rahmen dieses Bebauungsplanaufstellungsverfahrens entsprechenden schall-
schutzende MaRRnahmen festgesetzt.
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2.8

2.9

Die Planaufhebung bewirkt insofern keine geanderten Larmimmisionen und ist diesbe-
zuglich als unerheblich einzustufen.

c) Altstandorte und Ablagerungen

Das vom Kreis Kleve gem. § 31 Abs. 1 des Abfallgesetzes NW gefuhrte Altlastenkatas-
ter fUhrt innerhalb des Bebauungsplanbereiches keine Altstandorte oder Altlastflachen
auf.

Innerhalb des angrenzenden Bereiches der Grundsticke Goebelstr. 1 bis 43 werden die
beiden Altstandorte 0262 / Tierkérperverwertung und 0332 / Fliegerwerft dargestellt. Flr
den Altstandort der Tierkdrperverwertungsanlage liegen der Unteren Bodenschutzbe-
hoérde (UBSB) zwar keine konkreten Erkenntnisse Uber Bodenbelastungen vor, solche
Belastungen kénnen aber auch nicht grundsatzlich ausgeschlossen werden. Die UBSB
hat im Rahmen des kiirzlich durchgefiihrten Verfahrens zur 4. Anderung des Bebau-
ungsplanes E 7/4 -Hansastral3e- auf der Ostseite der Goebelstralle darauf hingewiesen,
dass fur den Fall der Durchfuhrung von Grundwasserhaltungen/-absenkungen im Plan-
gebiet E 7/4 vorab der Nachweis erbracht werden misse, dass durch einen solchen
Eingriff in den Grundwasserhaushalt keine Gefahrdungen ausgehen. Die Forderung
nach einer solchen MaRnahme griindet auf wasser- und bodenschutzrechtlichen Be-
stimmungen, die auch im Falle von Grundwasserentnahmen oder -haltungen im Zu-
sammenhang mit Baumallnahmen im Stralenraum innerhalb des Planbereiches E 7/1
beispielsweise bei Leitungsverlegungen/-sanierungen zur Anwendung kommen wiirden.

Es besteht ein diffuser Verdacht auf Ablagerungen von Kampfmitteln aus dem zweiten
Weltkrieg im Bereich des Grundstickes Gerhard-Storm-Str. 56. Der staatliche Kampfmit-
telrdumdienst empfiehlt daher eine 6rtliche Uberprifung des Gelandes durch ihn unmit-
telbar vor Durchflihrung dortiger Bauvorhaben mit Erdeingriffen. Diese Einschatzung ist
auch fir den restlichen Bereich des Bebauungsplanes E 7/1 zu Ubernehmen. Eingriffe in
das Erdreich haben auf diesen Flachen allerdings im Zusammenhang mit der Durchfth-
rung von Strallenbaumalnahmen bereits umfanglich stattgefunden.

Schutzgut Kultur- und Sachgiiter
Hinweise auf im Boden enthaltene archaologische Substanz sind nicht bekannt.

Wechselwirkung der Schutzgiiter

Zusatzliche Belastungen infolge von Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern in-
nerhalb des Bebauungsplanbereiches, die durch die geplante Bebauungsplanaufhebung
hervorgerufen wirden, sind nicht zu erkennen.

Prognose iiber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfiih-
rung der Planung

Die mit Aufstellung des Bebauungsplanes E 7/1 verfolgten Planungsabsichten sind rea-
lisiert. Insofern ertbrigt sich eine Prognose Uber die Entwicklung des betroffenen Berei-
ches bei Nichtauthebung des Bebauungsplanes.
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Geplante MaBRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
der nachteiligen Auswirkungen

Da die Umweltauswirkungen, wie zuvor dargelegt, keine Erheblichkeit aufzeigen, sind im
Rahmen dieses Planaufhebungsverfahrens MaRnahmen zur Vermeidung und Verringe-
rung nachteiliger Umweltauswirkungen nicht vorzusehen. Ein Eingriff in Natur und Land-
schaft wird durch diese Planung nicht vorbereitet.

Alternative Planungsmoglichkeiten

Die Bebauungsplanaufhebung betrifft einen nach seinen Festsetzungen vollstandig real-
sierten Bereich. Fur die geplante Umnutzung des im Geltungsbereich gelegenen Grund-
stickes Gerhard-Storm-Str. 56 wird parallel zu diesem Planaufhebungsverfahren ein
neuen Bebauungsplanaufstellungsverfahren durchgefihrt, um die planungsrechtliche
Grundlage fir eine Umwandlung in Wohnbauflache vorzubereiten. Fir die bestehenden
Verhaltnisse im Ubrigen Bebauungsplanbereich E 7/1 ist keine Anderung ist beabsichtigt

Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten
und Kenntnisliicken

Als Grundlage fur die verbal argumentative Darstellung und die dreistufige Beurteilung
sowie als Datenquelle dienten Regionalplan, Flachennutzungsplan, der bestehende Be-
bauungsplan Nr. E 7/1 -Hansastralde / Goebelstralle / Gerhard-Storm-Strale- und Bio-
topkataster.

Weitere mogliche Auswirkungen, die einer naheren Untersuchung bedurfen, sind derzeit
nicht ersichtlich.

MaBnahmen zur Uberwachung (Monitoring)

Zusétzliche MalRnahmen zur Uberwachung auBerhalb derer, die der reguldren Bauauf-
sicht unterliegen, sind nicht erforderlich.

Zusammenfassung

Wahrend die Entwicklung des derzeit im Planbereich gelegenen Grundstiickes Gerhard-
Storm-Str. 56 durch die Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes gesteuert wird, be-
steht fiir die Ubrigen Flachen des Bebauungsplanes Nr. E 7/1 kein Bedarf an einer pla-
nungsrechtlichen Steuerung mehr, da es sich hierbei um ausgebaute Stralenflachen
sowie den Schulparkplatz des Willibrord-Gymnasiums und eine Teilflache der Schul-
sporthalle handelt.

Die Planaufhebung bewirkt fir die letztgenannten Flachen die Umstufung eines vollstan-
dig realisierten Bebauungsplanteilbereiches in einen im Zusammenhang bebauten
Ortsteil im Sinne des § 34 BauGB. Das Verfahren dient somit der Bereinigung des Pla-
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nungsrechtes unter Verzicht auf eine hinsichtlich der zukiinftigen Entwicklung der betrof-
fenen Flachen entbehrliche Satzung.

Die Auswirkungen dieser Planaufhebung werden diskutiert, wobei sie ins Verhaltnis zum
bestehenden Planungsrecht in Bezug gesetzt werden. Eine gesonderte Uberwachung
von Malinahmen ist nicht gefordert.

Planungsalternativen ergeben sich infolge der Realisierung des Planungsrechtes und
Beibehaltung der entstandenen Nutzungssituation nicht.

Die nachstehende Tabelle fasst die Ergebnisse zur Auswirkung des Vorhabens auf die
einzelnen Schutzglter zusammen:

Boden Unerheblich
Wasser Unerheblich
Tiere und Pflanzen Unerheblich
Klima Unerheblich
Mensch (Erholung) Unerheblich
Mensch (Emissionen) Unerheblich
Landschaft Unerheblich
Kultur- und Sachguter Nicht betroffen / bekannt

Es bestehen keine zusatzlichen Belastungen durch die Wechselwirkungen zwischen den
Schutzgltern innerhalb des Bebauungsplanbereiches. Die Auswirkungen, die durch das
Bebauungsplanaufhebungsverfahren vorbereitet werden, sind insgesamt unerheblich.

Emmerich, 10.06.2013

Stadt Emmerich am Rhein
Fachbereich 5 -Stadtentwicklung-

Im Auftrag

/}fhuc__

Schumann




DER BURGERMEISTER il

STADT EMMERICH AM RHEIN \I\!:"ii"""'::ll\”

o,
Vorlagen-Nr. Datum
05-15
Verwaltungsvorlage offentlich 1052/2013 14.08.2013

Betreff

Bebauungsplanverfahren Nr. E 7/7 - Gerhard-Storm-Stral3e / Nordost -;
hier: 1) Bericht tiber die Beteiligungen der Offentlichkeit und der Behorden nach §§ 3 (2) und
4 (2) BauGB
2) Satzungsbeschluss

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 24.09.2013
Haupt- und Finanzausschuss 01.10.2013
Rat 15.10.2013

Beschlussvorschlag

Zu 1)

Der Rat nimmt den Bericht (iber die Ergebnisse der Beteiligungen der Offentlichkeit und der
Behorden nach 88 3 (2) und 4 (2) BauGB zur Kenntnis.

Zu 2)

Der Rat beschliel3t den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. E 7/7 -Gerhard-Storm-Strafie /
Nordost- geméafl3 8 10 Abs. 1 BauGB als Satzung.

05 - 15 1052/2013 Seite 1von 4




Sachdarstellung :

Zu 1)

Die Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB hat als 6ffentliche Auslegung des
Bebauungsplanentwurfes in der Zeit vom 15.07.2013 bis 15.08.2013 einschlieRlich
stattgefunden. Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt.

Im Rahmen dieser beiden Beteiligungen wurden weder seitens der Offentlichkeit /
Burgerschaft noch seitens der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
Stellungnahmen mit abwagungsrelevanten Anregungen oder Bedenken zur Planung
abgegeben.

In der vorlaufenden frihzeitigen Behérdenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB waren
straR3enplanerische Anregungen zum Bebauungsplanvorentwurf vorgetragen worden. Diese
bezogen sich auf den Ausschluss einer etwaigen Zufahrt zur zukinftigen Stellplatzflache im
nordlichen Bereich des Grundstiickes Gerhard-Storm-Stral3e 56 tUber die Gerhard-Storm-
Stralie, die an dieser Stelle dem unmittelbaren Einmindungsbereich in den Kreisverkehr an
der 's-Heerenberger Stral3e zuzurechnen ist. Zur Vermeidung verkehrsrechtlicher Probleme
insbesondere wegen der vorgelagerten Verkehrsinsel wurde angeregt, planungsrechtlich flr
den betroffenen Planbereich einen Ausschluss von Zu- und Abfahrten zur Gerhard-Storm-
Stral3e zu sichern. Dem ist der Ausschuss fir Stadtentwicklung in der Beschlussfassung des
Bebauungsplanentwurfes zur Offenlage gefolgt. Zur Gewahrleistung der wegemafigen
ErschlieBung der zuklnftigen Stellplatzflache erfolgt stattdessen die EinrAumung eines
Wegerechtes von der HansastralR3e aus lber den 6stlich angrenzenden stadtischen
Schulparkplatz.

Da die in einem friihen Planungsstadium vorgetragenen Anregungen insofern bertcksichtigt
wurden, bedarf es hierzu keines weiteren Abwagungsvorganges durch den Rat.

Gleiches gilt fiir die als Ergebnis der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung im Ausschuss fiir
Stadtentwicklung im Rahmen des Offenlagebeschlusses ebenfalls bekannt gegebene
Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienstes, der bei einem diffusen Verdacht auf
noch vorhandene Kampfmittelablagerungen im Plangebiet Verhaltensmaf3regeln im Falle
von Erdarbeiten empfiehlt. Da diese im Bebauungsplan nicht durch eine planungsrechtliche
Festsetzung gemal dem abschlieenden Festsetzungskatalog des § 9 BauGB zu regeln
sind, erfolgte im Bebauungsplanentwurf die Aufnahme eines entsprechenden Hinweises.
Gleichzeitig wurde der Antragsteller und voraussichtlich einzige zuktinftige Bauherr im
Plangebiet entsprechend informiert.

Zu 2)

Der Bebauungsplan dient der zukiinftigen baulichen Entwicklung eines bereits bebauten
Grundstickes im Innenbereich. Da die Voraussetzungen fiir die Durchfiihrung eines
Bebauungsplanaufstellungsverfahrens nach den Bestimmungen des § 13 a BauGB
(Bebauungsplane der Innenentwicklung) vorliegen, wird von diesen verfahrenserleichternden
Vorschriften Gebrauch gemacht. Dabei wird von einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4
BauGB Abstand genommen und auf die Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2a BauGB
verzichtet.

Der Bebauungsplan bereitet eine Nachnutzung des von der Stadt Emmerich am Rhein
verauRerten Grundstickes Gerhard-Storm-StralRe 56 in Form einer Wohnnutzung vor. Er

05 - 15 1052/2013 Seite 2 von 4



setzt daher ein Allgemeines Wohngebiet (WA) fest, welches sich jedoch nicht aus der
aktuellen Darstellung des Flachennutzungsplanes als ,Flache fiur Gemeinbedarf* entwickeln
lasst. Aus diesem Grunde wird unter Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB eine
Anpassung der FNP-Darstellung mit der Umwandlung in eine Wohnbauflachendarstellung im
Wege der Berichtung nach Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgen. Im Rahmen der
Abstimmung mit den Zielen der Raumordnung nach § 34 Abs. 1 und 5
Landesplanungsgesetz hat die Landesplanungsbehdrde bei der Bezirksregierung Diisseldorf
hierzu ihre Zustimmung erteilt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes ermdglichen einerseits eine Neubebauung nach
GrundsticksfreirAumung und halten andererseits die Mdglichkeit einer Sanierung des
Gebaudes Gerhard-Storm-Str. 56 mit Umgestaltung in Wohnraum offen. Die
Bauflachenausweisung fasst das bestehende Gebaude ein und dehnt sich zur Ermdglichung
eines zusatzlichen Querriegels langs der HansastralRe aus. Fir den Fall der Neubebauung
erfolgt zur Anpassung an die Bebauungsstrukturen in der Umgebung eine
Gebaudehthenbeschrankung durch Festsetzung von Trauf- und Firsthéhen, die sich an den
durchschnittlichen Gebaudehdhen der zweigeschossigen Bebauung in der Gerhard-Storm-
Stral3e zwischen van-Gilpen-Stral3e / GoebelstraRe und 's-Heerenberger Stral3e orientieren
und eine zeitgemalRe Ausnutzung der Dachgeschossebene Uber zwei Vollgeschossen
ermaoglichen.

Die immissionsschutzrechtliche Begutachtung der auf die zukiinftige Wohnnutzung
einwirkenden Larmimmissionen aus der Nutzung des Schulparkplatzes sowie aus dem
Fahrverkehr in den UmgebungsstralRen gelangt zu dem Ergebnis, dass dem Schutzanspruch
des zukunftigen Wohnens durch architektonische Selbsthilfe in Form passiver
SchallschutzmalRnahmen (Fenster mit entsprechender Schalldammung) entsprochen werden
kann. Im Bebauungsplan werden daher entsprechende Festsetzungen nach 8 9 Abs. 1 Nr.
24 BauGB getroffen.

Eine Realisierung des Bebauungsplanes in Form einer Neubauung lauft auf eine nahezu
vollstdndige Abrdumung des Grundstiickes hinaus. Lediglich die Gasreglerstation der
Stadtwerke Emmerich wird dabei erhalten bleiben. Nach § 13a BauGB gilt der durch die
Planung vorbereitete Eingriff in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung
bereits erfolgt. Auf der derzeitigen Freiflache im Bebauungsplanbereich stehen neun der
Baumschutzsatzung unterliegende Baume, deren Erhalt durch eine NeubaumaRhahme
groftenteils gefahrdet ware. Dies gilt auch fir mindestens zwei weitere grole Baume, die
ihrem Standort zwar am Rande des Schulparkplatzes unmittelbar an der Grenze zum
Verfahrensbereich haben, sich mit ihren Kronen aber teilweise bis zum bestehenden
Gebéaude ausdehnen. Im Rahmen der Baugenehmigung ist seitens des Antragstellers eine
entsprechende Féllgenehmigung zu beantragen, in der eine entsprechende
ErsatzmalRnahme nach Baumschutzsatzung gesichert werden wird.

Der beiliegende Bebauungsplanentwurf mit Begriindung und Gutachten wurde in dieser

Form offentlich ausgelegt und kann ohne Veranderung oder Erganzung nach 8§ 10 Abs. 1
BauGB als Satzung zu beschlossen werden.

05 - 15 1052/2013 Seite 3von 4



Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRBnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Malinahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 2.1.

Johannes Diks
BlUrgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1052 Bebauungsplanentwurf

Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1052 Textliche Festsetzungen - Hinweise
Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1052 Begriindung

Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1052 Schalltechnisches Gutachten
Anlage 5 zu Vorlage 05-15 1052 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

05 - 15 1052/2013
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Bebauungsplan E 7/7 -Gerhard-Storm-Strale / Nordost-

Bebauungsplanentwurf (Satzungsbeschluss)

Textliche Festsetzungen  (nach BauGB und BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB)
Gemal § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die im Allgemeinen Wohngebiet gemaR § 4 Abs. 3 Nrn. 2, 4 und
5 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

2. Garagen und Stellplatze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 und § 23 Abs. 3 BauNVO)
Stellplatze sind nur innerhalb der festgesetzten Giberbaubaren Grundstiicksflachen oder innerhalb der mit der
entsprechenden Signatur festgesetzten Stellplatzflachen zulassig.

3. Bauhdhenfestsetzung gem § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

3.1 Far das gesamte Plangebiet wird eine maximale Gebaudehéhe (OK) von 12,0 m bezogen auf den héchsten
Punkt des Gehweges in den angrenzenden éffentlichen Verkehrsflachen jeweils vor dem betroffenen Baukérper
festgesetzt.

3.2 Gemal § 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die maximale Gebaudehthe (OK)
nach Nr. 3.1 im WA 1 ausnahmsweise bis auf das Mal der vorhandenen Geb&udehdhe des zum Zeitpunkt der
Bebauungsplanaufstellung bestehenden Hauses Gerhard-Storm-Stral3e 56 (13,6 m Gber Gehweg) Uberschritten

werden kann, wenn die Uberschreitung im Zusammenhang mit einer Nachnutzung dieses Bestandsgebéudes
zustande kommt.

3.3 GemaR § 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die maximale Gebaudeh&he (OK)
nach Nr. 3.1 sowie deren nach Nr. 3.2 im Rahmen des Bestandes ausnahmsweise zugelassene Uberschreitung im

WA1 ausnahmsweise durch Schornsteine, Antennenanlagen sowie untergeordnete technische Aufbauten um bis zu
1,5 m Uberschritten werden kénnen.

3.4 Fir das gesamte Plangebiet wird eine maximale Traufhdéhe (TR) von 7,0 m bezogen auf den héchsten Punkt
des Gehweges in den angrenzenden o&ffentlichen Verkehrsflachen jeweils vor dem betroffenen Baukorper
festgesetzt. Als Traufhdhe gilt der Schnittpunkt der AulRenseite des aufgehenden Mauerwerks mit der AuRenhaut
der Dacheindeckung.

3.5 Gemal § 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die maximale Traufhéhe (TR) nach
Nr. 3.4 im WA 1 ausnahmsweise bis auf das Maf der vorhandenen Traufhéhe des zum Zeitpunkt der
Bebauungsplanaufstellung bestehenden Hauses Gerhard-Storm-Strale 56 (9,1 m Gber Gehweg) Uberschritten
werden kann, wenn die Uberschreitung im Zusammenhang mit einer Nachnutzung dieses Bestandsgeb&udes
zustande kommt.

3.6 GemaR § 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die maximale Traufhéhe (TR) nach
Nr. 3.4 ausnahmsweise um bis zu 2,5 m tberschritten werden kann, wenn die Uberschreitung durch die Errichtung
eines im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 Bauordnung NRW nicht als Vollgeschoss geltenden Staffelgeschosses als dritte
und gleichzeitig oberste Geschossebene zustande kommt und die zulassige maximale Gebaudehdhe nach Nr. 3.1
eingehalten wird.

4. Bauliche Vorkehrungen zum Schutz gegen Larm (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

GemaR der schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbiros Bernd Driesen vom 15.04.2013 ergeben sich im
Plangebiet im Einwirkungsbereich der Strafien und des Parkplatzes die Larmpegelbereiche Il - IV, die in der
Planzeichnung gekennzeichnet sind. In diesen Bereichen gilt, dass zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
die Aufenbauteile einschliellich der Fenster folgende bewertete Schallddmm-MaRle R'w,res nach Tab. 8 der DIN
4109* einzuhalten haben (Korrekturen nach Tab. 9 der DIN 4109 sind zu beachten).



Larmpegelbereich Belastung Aufenthaltsrdume in Wohnungen, Biirordume
AuRenlarmpegel Ubernachtungsraume,
Tag Unterrichtsraume
R'w,res R'w,res
LP dB(A) dB dB
11 61-65 35 30
v 66-70 40 35

R'w,res = bewertetes Bau-Schalldamm-Maf nach DIN 4109, Beiblatt 1, Abschn. 11, des gesamten AuRRenbauteiles (Wand +
Fenster + Rolladenkasten + Liftung u.dgl.). Die Werte gelten auch fir Dachflachen, sofern sie Aufenthaltsraume nach aufen
abschlieften.

* DIN 4109 und Beiblatt 1 zu DIN 4109, November 1989 zu beziehen beim Beuth-Verlag Berlin und bei der Stadt Emmerich am Rhein
im Fachbereich Stadtentwicklung einzusehen.

Fur besonders ruhebedurftige Schlafrdume und Kinderzimmer, die ausschlieRlich Fenster auf larmzugewandten
Gebaudeseiten (Larmpegelbereich 1l und héher) aufweisen, sind zusatzlich schallgedédmmte und méglichst motorisch
betriebene Liftungseinrichtungen notwendig, die auch bei geschlossenen Fenstern eine ausreichende Raumliiftung
gewabhrleisten. Fur Biiros u.&. sind ab einschliellich Larmpegelbereich IV solche Liftungseinrichtungen

zu empfehlen.

Hinweise

1. Bei Entdeckung archaologischer Bodenfunde und Befunde ist die Stadt Emmerich am Rhein als Untere
Denkmalbehdrde oder das Rheinische Amt fiir Bodendenkmalpflege, AuRenstelle Xanten, unverztiglich zu
informieren (§§15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW). Bodendenkmal und Fundstelle sind zundchst unverandert
zu erhalten.

2. Bei Durchfiihrung von Erdarbeiten kénnten ggf. Kampfmittelfunde auftreten. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst
(KBD) bei der Bezirksregierung Diisseldorf empfiehlt daher eine geophysikalische Untersuchung der
Grundstucksflachen, auf denen ein Eingriff in den Boden stattfinden soll.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc., ist
grundsatzlich eine Sicherheitsdetektion gemal dem ,Merkblatt flr das Einbringen von Sondierbohrungen” des KBD
durchzufihren.

3. Das Gutachten 'Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7
.Gerhard-Storm-Stralle/Nordost” der Stadt Emmerich' der StadtUmBau Ingenieurgesellschaft mbH, Kevelaer vom
30.03.2012 ist Bestandteil der Begriindung dieses Bebauungsplanes

4. Das 'Schalltechnische Gutachten fiir den Bebauungsplan E 7/7 “Gerhard-Storm-Stral3e / Nordost* der Stadt
Emmerich am Rhein' des Ingenieurbliros Bernd Driesen, Krefeld vom 15.04.2013 ist Bestandteil der Begriindung
dieses Bebauungsplanes.

5. Das Bebauungsplangebiet liegt innerhalb des potentiellen Uberschwemmungsgebietes des Rheines, welches
ohne die bestehenden Hochwasserschutzeinrichtungen im Hochwasserfall (HQ 100) tiberflutet ware.



STADT EMMERICH AM RHEIN

Der Biirgermeister
Fachbereich 5 - Stadtentwicklung

Begriuindung

Bebauungsplan E 7/7
sGerhard-Storm-StraRe/Nordost“

Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB

Planverfasser:

StadtUmBau
Ingenieurgesellschaft mbH

Stadtentwicklung - Umweliplanung - Bouwesen
Architektur - Stadtebau - Landschaftsplanung

03. Juni 2013



Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan E 7/7, Begriindung

Inhaltsverzeichnis:

1

6.1
6.2
6.3
6.4
6.5

8.1
8.2
8.3

10

11

111
11.2

12

Erforderlichkeit der Planung / Planungsabsichten...............cccoecncnccnnes 1
Raumlicher Geltungsbereich..........ccoiinnnnnn 2
Gegenwartiger Zustand...........c.cocoviiinnnnn s ——— 3
Planungsvorgaben ... 3
Ziele des Bebauungsplans ... 4
Planungsrechtliche Festsetzungen ..........cccovnnnnnnsnsnnnn: 4
Art der baulichen NUtZUNG...........coninn s ———— 4
MaR der baulichen NUtZUNG...........cocovnn s ——— 4
Uberbaubare GrundstickSTIACHEN.........coucvvuvvreessesssssssssseessssssessssssssssssssssssssanes 8
VerkehrsflaChen ... ———— 8
Grinflachen/StellplAtze..........ccovvrrrrnnnn s ———— 8
ErschlieBung........coconnnnnnsss s sssens 9
Ver- und EntSOrguUNQ .......cccovenmmmnnmsmsnnsssnsssssssssssssssssssssssssssssssssssssssssssens 9
Gas, WaSSEr, SIrOM ..o s sassnsnan 9
SCRMUEZWASSET ... 9
REGENWASSET ...t 9
Belange von Natur und Landschaft...........cccoonnniinnnnnnnnnnnne 10
ArtensSChUtz ... ——————— 10
Immissionsschutz...........c s ————— 11
-1 {1 o 1
[ 1 11
Denkmal- und Bodendenkmalpflege..........cccconmnrnnnnnnsnsscsnsnensnnsnnnnns 12

StadtUmBau I



Stadt Emmerich am Rhein

Bebauungsplan E 7/7, Begriindung

13 Altlasten und Altablagerungen...........cooonnnnn—.
14 Bodenordnende MaBNahmen .........ccccevrveerserrserssseessssesssssssssssssssssssssssesns
15 [0 T] (=T o

16 Satzungsbeschluss

StadtUmBau



Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan E 7/7, Begriindung

1 Erforderlichkeit der Planung / Planungsabsichten

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-
Strale/Nordost*. Der Geltungsbereich ist rund 1.866 m? grol?.

Ausloser flr die beabsichtigte Bauleitplanung ist die Absicht eines privaten Bauherrn, das derzeit noch
bestehende, aber nicht mehr genutzte ehemalige Schulgebaude abzureien und an der Stelle eine
Mehrfamilienhausbebauung mit rund 15 Wohneinheiten zu errichten. Optional besteht auch die Mog-
lichkeit von Erhalt, Sanierung und Umnutzung des Bestandsgebaudes.

Angesichts der damit verbundenen stadtebaulichen Herausforderungen und der aus dem Abwa-
gungsgebot resultierenden zu bericksichtigenden Belange ist die Aufstellung eines Bebauungsplans
erforderlich.

Das zur Bebauung vorgesehene Grundstlck befindet sich innerhalb eines noch aus den 1970er Jah-
ren bestehenden Altbebauungsplans mit der Bezeichnung E 7/1 ,Gerhard-Storm-Stralie / Hansastra-
e / Goebelstralle®. Dieser setzt flr das Grundstiick eine Gemeinbedarfsflache ohne weitere Konkreti-
sierung von Art und Mal} der baulichen Nutzung fest, so dass fiir das geplante Bauvorhaben in Gestalt
des Altplans keine planungsrechtliche Grundlage vorliegt.

Da andere Teilflachen des alten Bebauungsplans E 7/1 bereits geandert wurden und ohne das hier
vorgesehene Baugrundstlick nur noch eine Teilflache der Turnhalle des angrenzenden Willibrord-
Gymnasiums und der Schulparkplatz sowie einige inzwischen bestehende StralRenflachen von dem
Altplan abgedeckt werden, wiirde dieser zukiinftig nur noch einen geringen planungsrechtlichen Be-
stimmungsgehalt aufweisen. Aus diesem Grund soll fiir den Altplan parallel zur vorliegenden Planauf-
stellung ein formelles Aufhebungsverfahren durchgefiihrt werden.

Die vorliegende Bauleitplanung wird im beschleunigten Verfahren gem. §13a BauGB durchgefiihrt.
Diese Regelung bezieht sich auf Bebauungsplane der Innenentwicklung und dient dabei u.a. der Wie-
dernutzbarmachung von Flachen und der Nachverdichtung. Der vorliegende Plan erfilllt alle Voraus-
setzungen, die flr die Anwendung des beschleunigten Verfahrens gelten:

Es handelt sich um ein Vorhaben im Innenbereich, das somit der Innenentwicklung dient. Die zulassi-
ge Grundflache ist kleiner als 20.000 m2. Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr.
7 Buchstabe b genannten Schutzguter (Belange des Umweltschutzes einschlielich des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege) liegen nicht vor. Deshalb ist gemaf § 13 a Abs. 3 BauGB keine Um-
weltprifung und kein Umweltbericht erforderlich.

Die vorliegende Flache tragt dem Leitbild ,Innenentwicklung vor Auenentwicklung“ Rechnung. Die
Nachverdichtung bereits erschlossener Siedlungsquartiere ist einer Ausdehnung von Wohn-, Gewer-
be- und Verkehrsflachen in den AuBenbereich vorzuziehen.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll die zukUnftige bauliche Entwicklung der Flache so ge-
lenkt werden, dass eine stadtebaulich und gestalterisch harmonische Fortentwicklung der bestehen-
den Bebauungsstruktur gewahrleistet wird.

Mit der Erarbeitung dieses Bebauungsplans wurde die StadtUmBau GmbH beauftragt.

StadtUmBau 1



Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan E 7/7, Begriindung

2 Raumlicher Geltungshereich

Das Plangebiet ist rund 1.864 m? groR und befindet sich zentral im Stadtgebiet Emmerichs. Es befin-
det sich innerhalb eines durch die Hansastralke und die Gerhard-Storm-StralRe gebildeten Dreiecks.

Das Plangebiet umfasst einen Teilbereich des derzeit noch rechtskraftigen Bebauungsplans E 7/1 und
beinhaltet in der Gemarkung Emmerich, Flur 7 das Flurstlick 1429. Es wird begrenzt

- im Norden und Osten durch die Std- und Westgrenze des Flurstiicks 1430 in der Flur 7 der Gemar-
kung Emmerich

- im Suiden durch die Nordgrenze der Hansastrale

- im Westen durch die dstliche Grenze der Gerhard-Storm-Strale

Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines raumlichen Geltungsbereichs entsprechend der Plan-
zeichnung eindeutig fest.

Abb
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan E 7/7, Begriindung

3 Gegenwartiger Zustand

Die Planflache liegt inmitten des Emmericher Stadtgebietes an der Schnittstelle Gerhard-Storm-Strale
und Hansastrafe.

Innerhalb des Plangebiets befindet sich ein nicht mehr genutztes ehemaliges Schulgebaude, welches
in der Folgezeit unterschiedlichen offentlichen Nutzungen zugefiihrt wurde. Dieses Gebaude grenzt
direkt an die Gerhard-Storm-Strafle an. Von der HansastralRe aus sind Haupt- und Seiteneingang zu
erreichen. An der Nordseite des Gebaudes befinden sich ein kleiner Anbau, der eine Gasstation be-
herbergt, und zwei Garagen. Von Nordosten nach Westen umgibt eine Grunflache das Gebaude. Die-
ser Bereich ist mit einem Bauzaun versehen. Dort sowie im Suden, findet man mehrere, z. T. grokro-
nige Laubbaume. Der Untergrund der Grunflache stellt eine ehemalige Rasenflache dar und ist in der
Nahe des Gebaudes, im Schatten der grokronigen Baume, z. T. mit Efeu bewachsen.

Entlang der HansastraBe umgeben kleinere Rabatten mit niedrigen Stauden und Strauchern das Ge-
baude. In der Nahe des Seiteneingangs befindet sich eine Parkflache. Die Parkplatze des Willibrord-
Gymnasiums grenzen direkt an. Die nahere Umgebung ist gepragt von mehrgeschossigen stralen-
standigen Hausern und Einfamilienhausern mit Garten.

4 Planungsvorgaben

Gebietsentwicklungsplan / Flachennutzungsplan

Im Regionalplan des Regierungsbezirks Disseldorf ist das Plangebiet dem Allgemeinen Siedlungsbe-
reich (ASB) zugeordnet.

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich ist der Geltungsbereich als Flache fir den Gemeinbe-
darf dargestellt.

Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB kann auf die Anderung des Flachennutzungsplans
verzichtet werden. Stattdessen wird die der geplanten Wohngebietsfestsetzung entgegenstehende
Darstellung mittels einer redaktionellen Berichtigung angepasst. Im Rahmen der Anpassung der Bau-
leitplanung an die Ziele der Raumordnung nach § 32 Abs. 1 Landesplanungsgesetz NW hat die Be-
zirksregierung Dusseldorf hierzu ihr Einvernehmen erklart.

Insofern kann durch das gewahlte Planverfahren dem Entwicklungsgebot des Baugesetzbuchs ent-
sprochen werden.

Landschaftsplan
Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbereich eines Landschafts-

plans.

Schutzgebiete oder geschiitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutzrechts existieren im
Plangebiet nicht.

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Européische Vogelschutzgebiete liegen im Plange-
biet oder seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraumtyp nach der Fauna-Flora-
Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie).
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5 Ziele des Bebauungsplans

Ziel der Bauleitplanung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung
einer Wohnbauflache und deren ErschlieBung zur Versorgung der Wohnbevolkerung mit bedarfsge-
rechtem Wohnraum.

Insgesamt bietet die zur Bebauung vorgesehene Flache Platz fir rund 15 Wohneinheiten.

Ein weiteres Ziel ist die Wiedernutzbarmachung einer brachliegenden, aber voll erschlossenen inner-
stadtischen Bauflache.

Dartber hinaus ist die Stadt Emmerich am Rhein bestrebt, verstarkt Nachverdichtungspotenziale im
Bestand zu entwickeln und bereits erschlossene Flachen wieder nutzbar zu machen, um die Flachen-
inanspruchnahme im Aullenbereich zu reduzieren. Wenn der Umgang mit der Flache nachhaltig orga-
nisiert werden soll - so die Zielsetzung der Bundesregierung - muss das Wachstum der fr Siedlungen
und Verkehr in Anspruch genommenen Flachen von 120 ha/Tag im Durchschnitt der letzten 10 Jahre
auf 30 ha/Tag im Jahre 2020 zurlickgefiihrt werden (Angaben des Umweltbundesamtes). Die Bedeu-
tung des Themas wird auch daran deutlich, dass der sparsame Umgang mit Grund und Boden in die
beiden fir die raumliche Planung mafigeblichen Bundesgesetze (§ 2 Abs. 2, Nr. 8 Raumordnungsge-
setz (ROG) und § 1a Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)) aufgenommen wurde.

Direkt mit dem Thema Boden- und Freiraumschutz in Verbindung steht das Thema Klimaschutz, wel-
ches gem. 1 a Abs. 5 BauGB in der Abwéagung zu berticksichtigen ist.

Durch die Konzentration der Stadt- und Siedlungsstrukturen, wie sie im Zuge von Bebauungsplanen
der Innenentwicklung gefordert wird, kdnnen u. a. klimaschadliche Individualverkehre verringert wer-
den. Zudem ist das Plangebiet tber die Buslinien 91, 92 und 94 gut an den OPNV angebunden. Die
Kopplung der Siedlungsentwicklung an eine giinstige OPNV-Anbindung ist als sinnvolle MaBnahme
aus Sicht des Klimaschutzes anzusehen.

6 Planungsrechtliche Festsetzungen

6.1 Art der baulichen Nutzung

Das Plangebiet wird entsprechend der vorgesehenen Nutzung als Allgemeines Wohngebiet festge-
setzt.

Die in Allgemeinen Wohngebieten gemal § 4 Abs. 3 Nr. 2, 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulassi-
gen Nutzungen werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans, weil diese Nutzungen der Lage inner-
halb des Stadtgebiets nicht entsprechen bzw. diese Nutzungen groRere Flachenanspriche auswei-
sen, die im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet nicht erflllt werden kdnnen. Fur diese Nutzungen
stehen an anderer Stelle im Stadtgebiet entsprechende Bauflachen zur Verfligung.

6.2 MaR der baulichen Nutzung

Das MaR der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan durch die Grundflachenzahl
(GRZ), die Zahl der Vollgeschosse sowie die Gebaudehohenfestsetzungen zu Traufe (TH) und maxi-
maler Gebaudehdhe (OK) bezogen auf den hdchsten Punkt des Gehweges vor dem Grundstiick be-
stimmt.
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Grundflachenzahl (GRZ)

Die nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) flr Allgemeine Wohngebiete vorgesehene Ober-
grenze fur die GRZ von 0,4, wird eingehalten.

Zahl der Vollgeschosse

Die Zahl der Vollgeschosse wird flr den neu zu bebauenden Bereich auf zwei Vollgeschosse als
Hochstmal begrenzt. Dadurch soll eine stadtebauliche Einbindung in das bauliche Umfeld erreicht
werden.

Gebaudehohen (TH / OK)

Fur die Bebauung im Plangebiet er6ffnet der Bebauungsplan die Optionen einer Sanierung des beste-
henden Gebaudes Gerhard-Storm-Str. 56 oder einer kompletten Neubebauung nach Grundstucksfrei-
legung. Die stadtebauliche Anpassung der zukunftigen baulichen Entwicklung im Planbereich soll
dabei auch durch Hohenvorgaben fir die Gebaude gesteuert werden. Als pragend hierfur gilt die
zweigeschossige Wohnbebauung an der Gerhard-Storm-StralRe aulerhalb des Plangebietes zwi-
schen van-Giilpen-Strale / GoebelstraBe und 's-Heerenberger StraRe. Ahnliche Strukturen finden
sich auch auf der Westseite der 's-Heerenberger Strale rund um den an das Plangebiet anschlielen-
den Kreisverkehr.

Die benannte Nachbarschaftsbebauung zeichnet sich aus durch eine zweigeschossige Doppelhaus-
und Hausgruppenbauweise mit jeweiliger Gebaudestellung an der StraBengrenze. Diese Bebauung
verflgt einheitlich Giber Satteldacher mit Firstrichtung parallel zur StraRengrenze. Die Gebaude weisen
in etwa einen gleichen Hohenversatz der ErdgeschossfuRbodenhéhen gegeniiber dem Strallenniveau
auf. Da die jeweilige Dachgeschossebene ohne Drempel auf dem zweiten Vollgeschoss aufsetzt, hal-
ten die Trauflinien langs des gesamten Straenabschnittes nahezu die gleiche Hohe ein. Insgesamt
ergibt sich damit ein harmonisches Ortsbild.

Aus den vorliegenden Baugenehmigungsunterlagen zu den betroffenen Gebauden sind folgende Ho-
hen bezogen auf die StraRenhdhe vor dem Antragsgrundstiick (Gehweg) zu entnehmen:

Ermittlung der mittleren Gebaudehohen in der Nachbarschaft
aus den Baugenehmigungsunterlagen

Geschossig- Traufe  Firsthéhe

Stralle HsNr. keit (TR) (FH) Dachneigung

m (ber Gehweg °
Gerhard-Storm-Strafie 17 Il 6,98 10,88 45/32
Gerhard-Storm-Strafie 19 1 6,45 11,74 41
Gerhard-Storm-Strafle 23-25 Il 6,08 11,90 45
Gerhard-Storm-Strafie 27-29 Il 6,60 11,60 45
Gerhard-Storm-Strafle 31-33 Il 6,50 11,00 38
Gerhard-Storm-Strale 35 I 6,90 12,16 52
Gerhard-Storm-Strafie 39 Il 6,60 13,72 45
Gerhard-Storm-Strale 41 I 6,60 12,99 45
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Gerhard-Storm-Strale 43 I 6,40 12,40 45
Gerhard-Storm-Strafie 45-47 Il 6,35 12,15 48
Gerhard-Storm-Strafle 46 Il 6,65 11,65 48
Gerhard-Storm-Strafie 48 Il 6,36 11,36 48
Gerhard-Storm-Strafie 49 Il 5,98 11,78 45
Gerhard-Storm-Strale 50 Il 6,35 9,80 30
Gerhard-Storm-Strafie 52 Il 6,35 9,85 30
Gerhard-Storm-Strale 94 I 5,85 10,35 41
Nollenburger Weg 1a, 1b I 6,25 9,65 30
s-Heerenberger Str. 75 Il 6,05 11,25 54
s-Heerenberger Str. 81 Il 5,60 11,15 45
s-Heerenberger Str. 83 Il 5,60 11,56 45
Mittlere Héhen 6,33 11,45

Gerhard-Storm-StraRe 56 I 9,10 13,60 45

Dem gegenuber weist das Bestandsgebaude Gerhard-Storm-Stralie 56 bereits eine groRere Gesamt-
gebaudehdhe und wegen der Uberhohen Geschosshohen in Verbindung mit einer Hochparterrelage
auch eine erheblich hohere Trauflage als die Umgebungsbebauung auf. Eine Aufstockung des Hau-
ses im Falle der Gebaudesanierung, z.B. durch Umgestaltung der Dachgeschossebene wirde auch
bei der in Bezug auf die nahere Umgebung isolierten Gebaudestellung zu einer den Gesamtbereich
UbermaRig pragenden Bebauung flhren. Daher soll der Bebauungsplan einerseits zur Nachnutzung
des vorhandenen Gebaudes eine Bestandsfestsetzung im Rahmen der vorhandenen Kubatur treffen,
wahrend die Neubebauung des Planbereiches nach Gebaudeabriss andererseits dem Planungsziel
der stadtebaulichen Anpassung folgend insbesondere wegen ihres erweiterten Umfanges und wegen
des Uberganges zu der eingeschossigen Bebauung auf der Siidseite der HansastraRe auf die vor-
handenen Hohenmale der zweigeschossigen Umgebungsbebauung beschrankt wird. Die oben auf-
geflhrten Gebaudehohen sind in der nachfolgenden Planskizze in ihrer raumlichen Anordnung darge-
stellt.
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Gebaudehdhen im Umfeld des Bebauungsplanes
Nr. E 7/7 -Gerhard-Storm-StraRe / Nordost-

1LY

Die mittlere Traufhdhe der zweigeschossigen Umgebungsbebauung umfasst 6,33 m und die mittlere
Firsthohe 11,45 m jeweils Uber Gehwegniveau. Auf der Grundlage dieser Vergleichswerte sollen im
Bebauungsplan mit einer max. Traufhdhe (TR) von 7,0 m und einer max. Gebaudehdhe (OK) von
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12,0 m jeweils Uber dem hochsten Punkt des Gehweges vor der betroffenen Bauflache geringflgig
grofere Hohen festgesetzt werden. Dies ermoglicht im Sinne einer Nachverdichtung bei geneigten
Dachflachen eine Dachraumnutzung unterhalb der Vollgeschossigkeit, die in der Umgebung in dieser
Form bislang uberwiegend nicht vorhanden ist.

Die gewahlten Hohenfestsetzungen beziehen sich auf die Neubebauung im Plangebiet, sei es nach
einer Grundstuckfreirdaumung fur den Gesamtplanbereich oder sei es flr die mdgliche Bebauungser-
weiterung langs der HansastraBe. Da das Gebaude Gerhard-Storm-Stralle 56 in seiner Hohenent-
wicklung hiervon abweicht, werden zu dessen Bestandssicherung Ausnahmeregelungen von den
vorgenannten Hohenfestsetzungen getroffen, mit denen der Sanierungsfall planungsrechtlich ermog-
licht wird.

Da der Vorhabentrager anhand seiner Bebauungsvorentwirfe hat erkennen lassen, dass er Wohn-
raum in drei Geschossebenen errichten will, soll die Mdglichkeit der Errichtung eines Staffelgeschos-
ses im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 BauO NRW eingeraumt werden, welches von der Festsetzung der
Traufhdhe abweichen wiirde. Eine solche Abweichung soll unter der Voraussetzung der Einhaltung
der Gesamtgebaudehohe ebenfalls als Ausnahme zugelassen werden.

Durch untergeordnete Bauteile und Anlagen, wie Schornsteine oder Antennenanlagen, die der Nut-
zung des betroffenen Gebaudes dienen, sowie sonstige untergeordnete technische Aufbauten, z. B.
genehmigungsfreie Solaranlagen, kann es in geringem Umfang zu Uberschreitungen der zuldssigen
Gebaudefirsthdhe / -oberkante kommen. Solche Bauteile, Anlagen und Aufbauten sind stadtebaulich
dann unbedenklich, wenn sie eine nur eine geringfiigige Uberschreitung der Gebaudehdhe verursa-
chen. Da sie im Falle einer Ausnutzung der Gebaudehdhenfestsetzung durch das Hauptgebaude eine
Abweichung vom Bebauungsplan verursachen wiirden, sollen sie ebenfalls per Ausnahme zugelassen
werden.

6.3 Uberbaubare Grundstiicksflichen

Die Uberbaubare Grundstiicksflache ist durch eine Baugrenze festgesetzt. Diese gewahrleistet auf der
einen Seite die Einhaltung eines stadtischen Ordnungsrahmens und bel@sst dabei dem Bauherrn ei-
nen individuellen Spielraum zur Verwirklichung seines Bauvorhabens.

6.4 Verkehrsflachen

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans befinden sich keine offentlichen Verkehrsflachen.

6.5 Griinflachen/Stellplatze

Die um das kinftige Gebaude verbleibenden Freiflachen werden zum Teil als Grinflachen gestaltet,
innerhalb derer die flr den Neubau wegfallenden Badume zum Teil ersetzt werden kdnnen.

Im Norden und im Sudosten des Plangebiets sind zwei Bereiche fur Stellplatze inkl. Zufahrten vorge-
sehen. Hier ist Platz fur rund 17 PKW-Stellplatze. Die zusatzliche Versiegelung durch diese Flachen
uberschreitet die festgesetzte GRZ fur WA, bleibt aber innerhalb des gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauN-
VO zulassigen Rahmens. Die Gesamtversiegelung von rund 60 % geht nicht wesentlich tber den
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bereits versiegelten Bestand hinaus und ist aufgrund der Innenstadtlage und im Hinblick auf das stad-
tebauliche Ziel der Nachverdichtung gerechtfertigt.

7 ErschlieBung

Die Erschliefung des Plangebiets erfolgt von Westen Uber die Gerhard-Storm-Stralle und von Stdos-
ten Uber die HansastraBe. Zudem ist im Hinblick auf die PKW-Erschliefung eine riickwartige Anfahrt
uber den Parkplatz der nordlich angrenzenden Turnhalle bzw. des Schulgelandes moglich. Dies vor
dem Hintergrund, dass eine direkte Zufahrt zu diesem Bereich Uber die Gerhard-Storm-Strafle im
Einwirkungsbereich des angrenzenden Kreisverkehrs in der s’Heerenberger Stralle gelegen ware und
daher zur Vermeidung verkehrsrechtlicher Probleme ausgeschlossen werden muss.

8 Ver-und Entsorgung

8.1 Gas, Wasser, Strom

Die Versorgung des Plangebiets mit Strom, Gas und Wasser ist vorhanden.

Gleiches gilt fiir die Léschwasserversorgung.

Innerhalb des Plangebiets befindet sich eine Gasreglerstation der Stadtwerke Emmerich. Uber das
Grundstlick verlaufen mehrere Gasleitungen, die im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung (iber
ein Leitungsrecht inkl. eines Schutzstreifens von 1 m beidseits der Trasse planungsrechtlich gesichert
werden.

8.2 Schmutzwasser

Das anfallende Schmutzwasser wird in das vorhandene Kanalnetz in der Gerhard-Storm-Strafie ein-
geleitet.

8.3 Regenwasser

Nach § 51a Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) sind im Rahmen der Dachentwasserung samtliche
anfallenden Abwésser sowie nicht schadlich verunreinigte Abwasser der versiegelten Flachen (Zufahr-
ten, Stellplatze etc.) bei Grundstiicken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder
an die Offentliche Kanalisation angeschlossen werden, auf dem eigenen Baugrundstiick nach den
anerkannten Regeln der Technik zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewasser einzulei-
ten.

Diese Regelung greift im vorliegenden Fall nicht, da das Grundstiick zum genannten Stichtag bereits
bebaut war.

Das anfallende Niederschlagswasser wird wie das anfallende hausliche Schmutzwasser der 6rtlichen
Kanalisation zugefiihrt.

Einzelheiten zur Entwasserung werden im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsplanung festge-
legt.
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9 Belange von Natur und Landschaft

Bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungsplanen sind die Belange des Umweltschutzes so-
wie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu bericksichtigen (§ 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB).
Die Abwagung dieses allgemeinen Planungsleitsatzes wird durch die Regelung des § 1 a BauGB kon-
kretisiert.

Die vorliegende Anderung wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgefiihrt. Da die
Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 erfilllt sind (die im Rahmen der Anderungsplanung
festgesetzte zulassige Grundflache betragt weniger als 20.000 gm), gelten Eingriffe, die auf Grund
dieser Anderung zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen
Entscheidung erfolgt oder zulassig. Eine Bilanzierung eventueller Eingriffe in Natur und Landschaft ist
daher im Rahmen der vorliegenden Planung nicht erforderlich.

Eine zusatzliche Bodenversiegelung wird durch die Bauleitplanung nicht in signifikanter Weise vorbe-
reitet, da das Gelande bereits teilweise bebaut bzw. versiegelt ist.

Im Plangebiet befinden sich einige durch die Baumschutzsatzung der Stadt Emmerich am Rhein ge-
schitzte Baume. Gemal § 3 der Baumschutzsatzung sind Baume mit einem Stammumfang von min-
destens 80 cm, gemessen in einer Hohe von 1 m dber dem Erdboden, geschitzt. GemaR § 7 der
Baumschutzsatzung hat fir geféllte geschiitzte Baume eine Ersatzpflanzung zu erfolgen.

Die Anzahl der Ersatzbdume bemisst sich nach dem Stammumfang der entfernten Baume und ist in
§ 7 Abs. 3 geregelt.

Die Bestimmungen der Baumschutzsatzung kommen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens
zur Anwendung.

10 Artenschutz

Im Rahmen des § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG ist eine artenschutzrechtliche Priifung flr Planungs- und
Zulassungsverfahren vorgeschrieben. Dabei stehen der Erhalt der Populationen einer Art sowie die
Sicherung der 6kologischen Funktion der Lebensstatten im Vordergrund. Insgesamt konzentriert sich
das Artenschutzregime bei Planungs- und Zulassungsverfahren auf die europaisch geschitzten FFH-
Anhang-IV-Arten und die europaischen Vogelarten.

Das Planungsbiro StadtUmBau GmbH wurde beauftragt, in einer Vorpriifung festzustellen, ob durch
die Realisierung der Planung planungsrelevante Arten betroffen sein kénnten.

Dazu wurde in einem ersten Schritt das relevante Artenspektrum Uber das nordrhein-westfalische
Artenschutzfachinformationssystem ausgewertet.

Auf dieser Grundlage wurde am 23. Marz 2012 eine Ortsbesichtigung durchgefiihrt.

Von den planungsrelevanten Arten fir das Messtischblatt 4103 finden die allermeisten Arten im Ein-
griffsgebiet keinen adaquaten Lebensraum.

Wahrend der Ortsbesichtigung wurden auf der Eingriffsflache 11 Vogelarten Arten angetroffen. Pla-
nungsrelevante Arten waren nicht darunter.

Bei den angetroffenen Vogelarten handelte es sich um in NRW weit verbreitete Vogelarten und solche
der Vorwarnliste, so dass sie flr die Artenschutzrechtliche Vorprifung keine Relevanz haben.

Die Realisierung des Bebauungsplans hat somit keine Beeintrachtigung einer lokalen Population oder
einer besonders streng geschitzten Vogelart zur Folge.
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Laichhabitate oder wertvolle Landhabitate von Amphibien und Reptilien sind nicht betroffen, so dass
negative Auswirkungen auszuschlieRen sind.

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Innerhalb des Gebaudes sind keine Strukturen vorgefun-
den worden, die das Vorkommen von Fledermausen wahrscheinlich erscheinen lassen.

Mdgliche Areale zur Nahrungssuche oder Zugstraen werden durch den Eingriff nicht entwertet. Auch
fr Fledermause ergeben sich demzufolge keine negativen Auswirkungen.

Die Gutachterin kommt abschlieBend zu der Einschatzung, dass es keine Hinweise darauf gibt, dass
lokale Populationen von den geplanten MalRnahmen negativ betroffen werden konnten. Insbesondere
bleibt die nach § 44 Abs. 5 BNatSchG zu schitzende ,0kologische Funktion® der Fortpflanzungs- und
Ruhestatten (s. 0.) durch die Planungen fir alle planungsrelevanten Arten erhalten.

Um das Brutgeschaft innerhalb des Plangebietes und seiner direkten Umgebung zu sichern, sind aber
als Vermeidungsmafinahme die Erschlieungsarbeiten auBerhalb der Fortpflanzungszeit durchzufih-
ren.

Selbst wenn Brutvorkommen nicht wahrscheinlich sein sollten, unterliegen dem Verbot der Tétung
auch alle anderen européischen Vogelarten (§ 44 Abs. 1 BNatSchG). AuszuschlieRen sind solche
Verbotstatbestande nur auferhalb der Brutzeit.

Die im Eingriffsgebiet stehenden Baume, die nicht von einer Fallung betroffen sind, sind vor Bescha-
digungen durch den Baubetrieb mittels Absperrungen zu schitzen.

11 Immissionsschutz
11.1 Geruch

In der naheren Umgebung des Plangebiets befinden sich keine geruchsimmissionsrelevanten land-
wirtschaftlichen Betriebe mit Viehhaltung. Eine spezielle Geruchsuntersuchung mit Uberpriifung der in
der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) genannten Immissionswerte ist im Rahmen des vorliegenden
Bebauungsplans nicht erforderlich.

11.2 Larm

Um die im Plangebiet zu erwartende Verkehrslarmsituation zu prognostizieren und nach DIN 18005
,ochallschutz im Stadtebau“ zu bewerten, wurde das Ingenieurblro Bernd Driesen mit einer Schall-
technischen Untersuchung' beauftragt.

In dem Gutachten wird fiir die Gerhard-Storm-Strale eine tagliche Verkehrsbelastung von 5.894 Kfz
und fir die s’Heerenberger Stralle eine tagliche Verkehrsbelastung von 5.985 Kfz zugrunde gelegt.
Die zulassige Geschwindigkeit betragt hier 50 km/h, im Kreisverkehr 30 km/h. Der LKW-Anteil betragt
3,6 %.

In die Ausbreitungsrechnung wurde neben dem genannten StraRenverkehrslarm auch der Parkplatz
von Schule und Turnhalle mit 82 Stellplatzen einbezogen.

Als Ergebnis der Ausbreitungsrechnung des Gutachters ist festzuhalten, dass das Plangebiet in 4 m
Hohe bei freier Schallausbreitung mit Pegeln zwischen 57 und 66 dB(A) tags und zwischen 51 und 59

1 Ingenieurbliro Bernd Driesen: Schalltechnisches Gutachten fiir den Bebauungsplan E 7/7 " Gerhard-Storm-Strafte/Nordost™ der Stadt
Emmerich am Rhein,, Krefeld, 15.04.2013
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dB(A) nachts belastet ist. Hiermit werden die Orientierungswerte fir Allgemeine Wohngebiete von 55
dB(A) tagstber und 45 dB(A) in der Nacht an den larmzugewandten Fassaden Uberschritten.

Als Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist festzuhalten, dass entsprechend der ermittelten
Immissionswerte im Bebauungsplan Larmpegelbereiche (LPB) festzusetzen sind, innerhalb derer
bestimmte Bau-Schalldamm-Mafe einzuhalten sind.

Fur das Plangebiet ergeben sich laut Gutachten die Larmpegelbereiche Ill und IV.

In den festgesetzten Larmpegelbereichen gilt, dass zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
von Aufenbauteilen einschlieBlich der Fenster Schalldamm-Mafe R'w,res nach Tab. 8 der DIN 4109
einzuhalten sind. Korrekturen nach Tab. 9 der DIN 4109 sind zu beachten. Die DIN 4109 liegt im Rat-
haus der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich 5 Stadtentwicklung zur Einsicht aus.

Der Bebauungsplan setzt entsprechend den genannten Ergebnissen der Ausbreitungsrechnung
zeichnerisch die genannten Larmpegelbereiche fest und enthalt zusatzlich konkretisierende textliche
Festsetzungen.

Neben dem Larm durch die benachbarten Stralen und den Parkplatz wird in dem Gutachten auch
untersucht, inwieweit durch den Betrieb der Turnhalle eine Beeintrachtigung der umliegenden Wohn-
nutzungen zu erwarten ist. Der Gutachter kommt hier zu dem Ergebnis, dass durch die Turnhalle auf-
grund der guten Schallddmmung der Hallenumfassungsflachen im Plangebiet keine relevanten Immis-
sionen zu erwarten sind und eine Detailuntersuchung daher entbehrlich ist.

Insgesamt ist unter der Voraussetzung der Realisierung der vom Schallgutachter empfohlenen Schall-
schutzmalRnahmen davon auszugehen, dass der Realisierung des Bebauungsplans keine schall-
schutzfachlichen Belange entgegenstehen. Die Gewahrleistung eines ausreichenden Immissions-
schutzes istim Rahmen der Baugenehmigungsverfahren sicherzustellen.

12 Denkmal- und Bodendenkmalpflege

Belange des Denkmalschutzes sind nicht betroffen. Auch Uber das Vorhandensein von Bodendenk-
malern ist nichts bekannt.

13 Altlasten und Altablagerungen

Auf Anfrage bei der Abteilung Bauen und Umwelt der Kreisverwaltung Kleve wurde mit Schreiben vom
08.02.2012 mitgeteilt, dass zu dem vorliegenden Grundstlck keine Eintragungen in das Altlastenka-
taster vorhanden sind.

Fur die Flache liegt laut Kampfmittelbeseitigungsdienst der Bezirksregierung Disseldorf ein diffuser
Kampfmittelverdacht vor.

Vor Baubeginn ist eine geophysikalische Untersuchung der zu Gberbauenden Flache durchzufiihren.
Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort einzustellen und die nachstgelege-
ne Polizeidienststelle oder der Kampfmittelrdumdienst zu verstandigen. Bei Erdarbeiten mit erhebli-
chen mechanischen Belastungen wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

14 Bodenordnende MaRnahmen

Bodenordnende MaRnahmen sind im Rahmen der Anderung des Bebauungsplans nicht erforderlich.
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15 Kosten

Herstellungskosten fur die Errichtung baulicher Anlagen fallen fur die Stadt Emmerich am Rhein nicht
an. Samtliche anfallenden Planungs-, ErschlieBungs- und Baukosten werden vom Bauherrn Uber-
nommen.

Erarbeitet:

StadtUmBavu
Ingenieurgesellschaft mbH
Stadtentwicklung - Umweltplanung - Bauwesen
Architektur - Stédtebau - Llandschaftsplanung

03. Juni 2013

16 Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. E 7/7 -Gerhard-
Storm-Stralle / Nordost- mit der Entwurfsbegriindung in seiner Sitzung am ............. gemaR § 10 Abs.
1 BauGB als Satzung beschlossen.

Emmerich am Rhein,
Der Blrgermeister

Johannes Diks
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1+2 Larmkarte Tag und Nacht: Beurteilungspegel StraBe + Parkplatz nach
RLS 90, freie Schallausbreitung im Plangebiet, Berechnungshéhe h =4 m

3+4 Larmkarte Tag und Nacht: Beurteilungspegel StraBe und Parkplatz nach RLS 90
mit vorhandener Bebauung im Plangebiet, Berechnungshéhe h =4 m

5 Larmpegelbereiche — streng nach DIN 4109 -, Beurteilungspegel der Verkehrsge-
rausche + 3 dB(A), ohne Bebauung im Plangebiet, Berechnungshdhe
h=4m

6+7 Larmpegelbereiche an den Fassaden der vorhandenen Bebauung streng nach
DIN 4109, Beurteilungspegel der Verkehrsgerausche tagsiber + 3 dB(A)
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Erlauterung der verwendeten Formelzeichen und Abklrzungen

Formelzeichen

Bedeutung

Lm,E

Lr,T

Lr,N
LAF,max
LY/L*

S

S

le,res
R’WR/ RWR
R’WP/ RWP
R/R

erf. Ry res
Dn.e,w
S(W+F)
Sw)

OK

Ao
DTVw
M/ DTV

IRW / OW
IP/IAP
LBP

Emissionspegel in 25 m Abstand von StraBenachse nach RLS-90 in dB(A)

Beurteilungspegel fir den Tag in dB(A)
Beurteilungspegel fir die Nacht in dB(A)
Spitzenschallpegel in dB(A)

spezifische Schallpegel je m/je m2 QuellengréBe in dB(A)/m; dB(A)/m?2

Messabstand, Abstand Quelle - Aufpunkt in m
Messflache/Bauteilflache, in m2

Bewertetes resultierendes Bau-Schalldamm-MaB nach DIN 4109 in dB

Bewertetes Schalldamm-MaB, Rechenwert nach DIN 4109 in dB
Bewertetes Schalldamm-MaB (DIN 52210), Laborwert in dB
Schallddmm-MaB fir eine Oktavmittenfrequenz, in dB
erforderliches resultierendes Schallddmm-MaB (Anforderung)
Norm-Schallpegeldifferenz, in dB

Gesamtflache aller AuBenbauteile eines Aufenthaltsraumes in m2
Grundflache eines Aufenthaltsraumes in m2

Oberkante

Aquivalente Schallabsorptionsflache eines Normraumes in m?
Durchschnittliche tagliche Verkehrsstérke an Werktagen in Kfz/24h
Umrechnungsfaktor zur Ermittlung von M aus den DTV-Werten
Durchschnittliche stiindliche Verkehrsstérke am Tag in Kfz/h
Durchschnittliche stiindliche Verkehrsstérke in der Nacht in Kfz/h
Korrektur fir unterschiedliche StraBenoberflachen in dB(A)

prozentualer Lkw-Anteil Tag/Nacht in %
Geschwindigkeit in km/h

Anzahl der Fahrzeugbewegungen pro Stellplatz und Stunde
oder Ereignisse pro Tag oder pro Stunde

Anzahl der Stellplatze

Hbéhe in m

Hohe der Schallquelle tber Gelande in m
Hohe des Aufpunktes Uber Gelande in m
Abstand zwischen Quelle und Aufpunkt in m
Immissionsrichtwert / Orientierungswert
Immissionsaufpunkt

Larmpegelbereich nach DIN 4109
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Zusammenfassung

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Aufstellung des Bebauungsplanes E 7/7 -
"Gerhard-Storm-StraBBe / Nordost". Innerhalb des Plangebietes befindet sich auf der
Gerhard-Storm-StraBe 56 ein 2-geschossiges Gebaude. Es ist derzeit noch nicht
festgelegt, ob das Gebaude abgerissen oder saniert werden soll.

Auf der Grundlage von Verkehrsbelastungszahlen fir die benachbarten StraBen,
werden die flr einen absehbaren Planungszeitraum zu erwartenden Verkehrsge-
rauschimmissionen prognostiziert und in Larmkarten dargestellt. Hierbei sind auch
die Gerauschimmissionen von dem Parkplatz des Stadtischen Willibrord-
Gymnasiums und der Turnhalle mit zu bericksichtigen. Der Parkplatz ist auf Grund-
lage der DIN 18005 als éffentlicher Parkplatz zu berlcksichtigen.

Die Gerauschimmissionen der Turnhalle sind nach der 18. BImSchV (Sportanla-
gen-Larmschutzverordnung) zu prognostizieren und zu bewerten. Aufgrund der gu-
ten Schallddmmung der Hallenumfassungsflachen der Sporthalle sind im B-Plange-
biet keine relevanten Gerauschimmissionen zu erwarten. Auf eine Detailuntersu-
chung der Sporthalle wurde daher verzichtet.

In den Larmkarten, Anlage 1 und 2, sind die von den Verkehrsgerauschen der Stra-
Ben und des Parkplatzes bei freier Schallausbreitung (ohne Bebauung im Plange-
biet) und in Anlage 3 und 4 die mit dem vorhandenen Gebaude im Plangebiet zu
erwartenden Beurteilungspegel fir 4 m Berechnungshéhe Gber Gelande fir den
Tag- und Nachtzeitraum wiedergegeben.

Bei freier Schallausbreitung im Plangebiet liegen die Beurteilungspegel der Ver-
kehrsgerausche tagstber zwischen 57 und 66 dB(A) und nachts zwischen 51 und
59 dB(A). Die schalltechnischen Orientierungswerte flir die stadtebauliche Planung
Tag/Nacht in Allgemeinen Wohngebiet (WA) von 55/45 dB(A) werden an den larm-
zugewandten Fassaden Uberschritten.

Die Larmpegelbereiche ergeben sich aus den maBgeblichen AuBenlarmpegeln
geman Tabelle 8 der DIN 4109, das sind die Beurteilungspegel aller Verkehrsge-
rausche am Tag + 3 dB(A) Zuschlag. In Anlage 5 sind die Larmpegelbereiche —
streng nach DIN 4109 - bei freier Schallausbreitung im Plangebiet fir eine Berech-
nungshéhe von 4 m Uber Gelande dargestellt. Bei freier Schallausbreitung liegt der
gesamte Bereich , der heute bebaut ist, im Larmpegelbereich IV oder Il.

Die Gebaudelarmkarten mit den Larmpegelbereichen an den Fassaden sind in den
Anlagen 6 und 7 wiedergegeben. Die den StraBen zugewandten Seiten liegen in
den Larmpegelbereichen Il und IV. Die den StraBen abgewandten Seiten liegen im
Larmpegelbereich I.
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Durch Festsetzung baulicher MaBnahmen wird eine ungestdrte Nutzung von Auf-
enthaltsraumen bei geschlossenen Fenstern gewahrleistet.

Wird das Gebaude erhalten und saniert, empfehlen sich die in den Anlagen 6 und 7
angegebenen Larmpegelbereiche an den Fassaden zu berlicksichtigen.

Bei Abriss des bestehenden Gebaudes sind die bei freier Schallausbreitung ermit-
telten Larmpegelbereiche (vgl. Anlage 5) zugrunde zu legen. Von den Festsetzun-
gen kann nur abgewichen werden, wenn aufgrund von Eigenabschirmungen ausge-
fihrter Gebaudekdrper oder Abschirmwéanden u.dgl. nachweislich geringere maB-
gebliche AuBenlarmpegel als in der Anlage 5 dargestellt auftreten.
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1. Aufgabenstellung

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Aufstellung des Bebauungsplanes
E 7/7 - "Gerhard-Storm-StraBe / Nordost". Das Plangebiet liegt im Einwir-
kungsbereich der Gerhard-Storm-StraBe und der s’"Heerenberger StraBe.
Nordlich des Plangebietes befindet sich auf der HansastraBe 3 das Stadti-
sche Willibrord-Gymnasium fur die Sekundarstufen | und Il mit einer unmit-
telbar dem Plangebiet gegentberliegenden Turnhalle sowie ein 6ffentlicher
Parkplatz.

Innerhalb des Plangebietes befindet sich das ehemalige AWo-Gebaude.
Hierbei handelt es sich um ein 2-geschossiges Gebaude. Es ist derzeit noch
nicht festgelegt, ob das Gebaude auf der Gerhard-Storm-StraBe 56 abgeris-
sen oder saniert werden soll.

Nachstehend ist eine Luftbildaufnahme mit Kennzeichnung des Plangebietes
mit dem vorhandenen Geb&aude wiedergegeben.

-
C —

Parkplatz

-

B-Plan E 7/7
/. . »

- .
R

\'I.,

. Gerhard-Storm-Str. |

Abb. 1:  Luftbildaufnahme mit Kennzeichnung des Plangebietes '

Neben den Verkehrsgerauschen ist auch der Parkplatz HansastraBBe und die
Turnhalle des Stadtischen Willibrord-Gymnasiums, Sekundarstufen | und Il,
HansastraBe 3 mit zu bericksichtigen.

' Bing.com
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2.1

2.2

Die in einem absehbaren Planungszeitraum im Plangebiet auftretenden Ver-
kehrsgerdauschimmissionen sind zu prognostizieren, nach den galtigen Im-
missionsschutzvorschriften zu bewerten und in Larmkarten darzustellen.
Hierbei sind die Berechnungsergebnisse fur freie Schallausbreitung und un-
ter Berlcksichtigung des vorhandenen Geb&udes im Plangebiet darzustel-
len.

Des Weiteren ist zu untersuchen, ob bei Veranstaltungen in der benachbar-
ten Turnhalle Konflikte an der vorhandenen bzw. geplanten Bebauung im B-
Plangebiet E 7/7 zu erwarten sind.

Die durch den allgemeinen Verkehr verursachten Gerauschimmissionen an
den Fassaden des ehemaligen AWo-Gebaudes sind als Geb&audelarmkarten
mit Kennzeichnung der Larmpegelbereiche anzuzeigen.

Konflikte sind aufzuzeigen und MaBnahmen zur Konfliktbewaltigung zum

Schallimmissionsschutz, die im Rahmen der Bauleitplanung festzusetzen
sind, vorzuschlagen.

Grundlagen

Richtlinien, Normen und Studien

- RLS-90, Richtlinien flr den Larmschutz an StraBen, Ausgabe 1990,
Der Bundesminister fiir Verkehr

- DIN 18005-1, Juli 2002, Schallschutz im Stadtebau, Teil 1: Hinweise fur
die Planung

- DIN 18005, Beiblatt zu Teil 1, Mai 1987, Schallschutz im Stédtebau,
schalltechnische Orientierungswerte fir die stadtebauliche Planung

- DIN 4109, November 1989, Beiblatt 1, Schallschutz im Hochbau, Ausfiih-
rungsbeispiele und Rechenverfahren

- Parkplatzlarmstudie, Bayerisches Landesamt fir Umwelt, 6. Auflage 2007

Plane

- Bebauungsplan " Gerhard-Storm-StraBBe / Nordost " der Stadt Emmerich,
Vorentwurf 03 als pdf-Datei, zur Verfligung gestellt von der Stadt Emme-
rich am Rhein, Fachbereich 5 -Stadtentwicklung-, E-Mail vom 07.03.2013



Seite - 8 - zum Schalltechnischen Gutachten 12-66-1676 vom 15.04.2013

- Bebauungsplan " Gerhard-Storm-StraBBe / Nordost " der Stadt Emmerich,
Vorentwurf 03 und Vermessungsplan Gemeinde: Emmerich, Gemarkung:
Emmerich, Flur 7, Dipl.-Ing. Klaus te Laak (Zeichnung 11102-10454-

8 ACAD2004.dxf) als dxf-Datei, zur Verfligung gestellt von der StadtUm-
Bau GmbH Ingenieurgesellschaft, E-Mail vom 08.03.2013

- Liegenschaftskarten, Lageplane und Luftbilder aus BING.com und TIM-
online.de

2.3 Verkehrsbelastungszahlen

- Verkehrsbelastungszahlen 2001 fir die Gerhard-Storm-StraBe und fir die
's-Heerenberger StraBe, zur Verfligung gestellt von der Stadt Emmerich
am Rhein, Fachbereich 5 -Stadtentwicklung-, E-Mail vom 07. und
20.03.2013

- Verkehrsbelastungszahlen 2013 flr die s"-Heerenberger StraBe, zur Ver-
flgung gestellt von der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich 5 —Stadt-
entwicklung-, E-Mail vom 11.04.2013

2.4  Sonstiges

- Eingehende Ortsbesichtigung mit Fotoaufnahmen am 20.03.2013

- Schreiben der Stadt Emmerich zu Bewertungsgrundlagen flr den Park-
platz HansastraBe und Turnhallenbelegungsplan fir Wochentage und
Wochenende als Excel-Dateien, Stadt Emmerich am Rhein, E-Mail vom
07.03.2013

3. Ortliche Verhiltnisse, Planung

Die Lage des Bebauungsplangebietes (B-Plan E 7/7 - "Gerhard-Storm-
StraBe / Nordost") liegt im Einwirkungsbereich der Gerhard-Storm-StralBe
und der s’"Heerenberger StraBe. Ausgewiesen ist der Planbereich als Allge-
meines Wohngebiet (WA).

In Abbildung 2 ist ein Ubersichtsplan mit Kennzeichnung des B-Plangebietes
wiedergegeben.
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Germeinde: Ermmerich
=emarkung: Emmeric
Flur 7

MaRstab: 1:300

Turnhalle

2eg

Abb. 2:  Ubersichtsplan mit Kennzeichnung des B-Plangebietes

Abbildung 3 zeigt den Parkplatz und das Geb&aude im Plangebiet aus nord-
dstlicher Richtung.

Abb. 3: Geb&ude im Plangebiet aus norddstlicher Richtung
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4. Schalltechnische Orientierungswerte

Schalltechnische Orientierungswerte fir die stadtebauliche Planung nennt
die DIN 18005 im Beiblatt 1. Danach sollen in Wohngebieten durch allge-
meine Verkehrsgerauschimmissionen die folgenden Beurteilungspegel
Tag/Nacht nicht Gberschritten werden:

55 /45 dB(A) in Allgemeinen Wohngebieten (WA)
Hierzu heiBt es in Beiblatt 1 der DIN 18005 (Zitat):

Die Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte oder deren Unter-
schreitung ist wiinschenswert, um die mit der Eigenart des betreffenden
Baugebietes oder der betreffenden Baufldche verbundene Erwartung auf
angemessenen Schutz vor Ldrmbelastungen zu erflillen.

Die Orientierungswerte sollten bereits auf den Rand der Baufldchen oder der
liberbaubaren Grundstticksfldchen in den jeweiligen Baugebieten oder der
Fldchen sonstiger Nutzungen bezogen werden.?

Die genannten Orientierungswerte sind als eine sachverstdndige Konkreti-
sierung der Anforderungen an den Schallschutz im Stadtebau aufzufassen.
Der Belang des Schallschutzes ist bei der in der stddtebaulichen Planung er-
forderlichen Abwégung der Belange als ein wichtiger Planungsgrundsatz ne-
ben anderen Belangen - z.B. dem Gesichtspunkt der Erhaltung (berkom-
mener Stadlstrukturen - zu verstehen. Die Abwédgung kann in bestimmten
Féllen bei Uberwiegen anderer Belange - insbesondere in bebauten Gebie-
ten - zu einer entsprechenden Zurlickstellung des Schallschutzes fihren.

Die Beurteilungspegel der Gerdusche verschiedener Arten von Schallquellen
sollen wegen der unterschiedlichen Einstellung der Betroffenen zu verschie-
denen Arten von Gerduschquellen jeweils fiir sich allein mit den Orientie-
rungswerten verglichen werden und nicht addiert werden.

In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, be-
stehenden Verkehrswegen und in Gemengelagen, lassen sich die Orientie-
rungswerte oft nicht einhalten. Wo im Rahmen der Abwédgung mit plausibler
Begriindung von den Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil an-
dere Belange Uberwiegen, sollte méglichst ein Ausgleich durch andere ge-
eignete MaBnahmen (z.B. geeignete Gebdudeanordnung und Grundrissge-
staltung, bauliche SchallschutzmaBnahmen - insbesondere fiir Schlafrdume)
vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert werden.

2 Wegen der Aufgabenstellung werden die ,allgemeinen Verkehrsgerausche® zusammengefasst
und dargestellt.
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5.1

5.1.1

Anmerkung:

Bei Beurteilungspegeln liber 45 dB(A) ist selbst bei nur teilweise gedffneten
Fenstern ungestérter Schlaf hdufig nicht mehr méglich.

Die Mindestzielsetzung sollte zumindest die Einhaltung des Orientie-
rungswertes 55 dB(A) am Tag in AuBenwohnbereichen sein.

AuBenwohnbereiche sind Terrassen, Balkone und Loggien.

Uberschreitungen bis zu 5 dB(A) sind i.d.R. abwégungsfahig. Gesundheits-
beeintrachtigungen sind ab ca. 65/55 dB(A) zu erwarten®.

Gerauschemissionen und Einwirkzeiten

Verkehrsgerdusche

StraBen

GemaB den Ergebnissen der Verkehrszéhlungen im Jahre 2001 waren fur
die Gerhard-Storm-StraBe 4.070 Kfz/24h und fiir die s’-Heerenberger Stralle
4.133 Kfz/24h zu bertcksichtigen. Der prozentuale Lkw-Anteil war fir beide
StraBen fir die Tag- und Nachtzeit mit pr = 2,9% und pn = 2,9% zugrunde zu
legen.

Bei Verkehrszahlungen auf der s"-Heerenberger StraBe im April 2013 wur-
den 5.985 Kfz/24h mit einem Lkw-Anteil von 3,6% ermittelt.

Nach Ricksprache mit dem Fachbereich 5 — Stadtentwicklung — der Stadt
Emmerich, ist fir die Prognose die Verkehrszunahme von ca. 45 % und der
hdhere Lkw-Anteil auch fur die Gerhard-Storm-StraBBe zu berticksichtigen.

Far die Gerhard-Storm-StraBe wird fir die Prognose eine Verkehrsbelastung
von 5.894 Kfz/24h berlcksichtigt. Fir beide StraBen ist der prozentuale Lkw-
Anteil Tag und Nacht mit 3,6% zugrunde zu legen. Fir den StraBenbelag
"Asphalt" wird kein Korrekturwert Dsyo berlicksichtigt. Fir die beiden StraBen
betragt die zulassige Héchstgeschwindigkeit vimax = 50 km/h. Fir den Kreis-
verkehr, in den beide StraBen einmiinden, wird flr jeden der vier Teilberei-
che eine Verkehrsbelastung von 2.970 Kfz/24h zugrunde gelegt. Die
Hoéchstgeschwindigkeit im Kreisverkehr wird mit vinax = 30 km/h berlcksich-
tigt.

3 Silent City, Seite 6ff, Umwelt-Bundesamt und Européische Akademie fir stadtische Umwelt,
Berlin 2008
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51.2

5.2

Die Verkehrsbelastungszahlen und die daraus nach RLS-90 berechneten
Emissionspegel Tag/Nacht sind in nachstehender Tabelle 1 aufgeflhrt:

DTV Vimax Lkw-Anteil in % Lme in dB(A)
Kfz/24h | km/h pr PN Tag Nacht
Gerhard-Storm-Str. 5.894 50 3,6 3,6 58,7 51,4
Kreisverkehr 2.970 30 3,6 3,6 53,3 46,0
s’-Heerenberger Str. | 5.985 50 3,6 3,6 58,8 51,4

Tab.1:

Basis flr Berechnung der Emissionspegel Lm,E nach RLS-90 in dB(A).

Parkplatz (Schule/Turnhalle)

Der Parkplatz der Turnhalle und des stadtischen Willibrord-Gymnasiums ist
mit in die Untersuchung einzubeziehen. Die Anzahl der Stellplatze wurde bei
einem Ortstermin mit 82 bestimmt. GemaB dem Schreiben der Stadt Emme-
rich vom 07.03.2013 ist dieser Parkplatz auf Grundlage der DIN 18005 als
Offentlicher Parkplatz zu bewerten.

Die Gerauschemissionen des 6ffentlichen Parkplatzes werden geman der
RLS-90 in Verbindung mit der Parkplatzlarmstudie ermittelt.

GemanB dem Belegungsplan der Turnhalle sind wochentags bis zu 3 Veran-
staltungen in der Turnhalle in der Zeit von 8 bis 22 Uhr zu berutcksichtigen.
Geht man im Rahmen einer ungunstigen Abschatzung davon aus, dass der
Parkplatz immer zu 100% belegt ist und alle Stellplatze nur durch Nut-
zer/Besucher der Sporthalle genutzt wird, ergibt sich eine maximale Bewe-
gungshaufigkeit n von Tag/Nacht 0,313 / 0,125 pro Stellplatz und Stunde.
Diese Bewegungshaufigkeit entspricht dem eines P&R-Parkplatzes in der
Innenstadt. Im Weiteren werden im Rahmen eines vorbeugenden Immissi-
onsschutzes diese Maximalwerte zugrunde gelegt. Danach ergeben sich fur
den Parkplatz an der Turnhalle mit 82 Stellplatzen folgende Emissionspegel
Tag I—mE,(T) bzw. Nacht I—mE, (N)-

Parkplatz

Lme,m = 51,1 dB(A) Lmg,m = 47,1 dB(A)

Turnhalle (Sportanlage)

In dem Gebé&ude sind zwei Turnhallen vorhanden. Die Innenrdume der bei-
den Turnhallen sind schallisoliert. Nach auBen sind im Dach und in den Fas-
saden keine Offnungen oder sonstigen akustischen Schwachstellen wie z.B.
Liftungséffnungen, Fenster, Tlren etc. vorhanden
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6.1

Nachstehendes Foto zeigt den Eingangsbereich der Turnhalle (die Sport-
raume liegen dahinter).

Abb. 4: Aufnahme aus stdéstlicher Richtung, Eingangsbereich der Turnhalle

Bei gerduschintensiven Stadtmeisterschaften oder sonstigen Sportveran-
staltungen die nur tagsuber stattfinden, sind zeitweise hohe Rauminnenpegel
von bis zu 95 dB(A) zu erwarten. Aufgrund der guten Schallddmmung der
Fassaden und des Daches im Bereich der beiden Sporthallen ergeben sich
auBerhalb der Hallenumfassungsflachen jedoch nur unwesentliche Ge-
rauschimmissionen.

Die Be- und Entliftung der Sporthalle erfolgt mechanisch. Die Anlagen sind
innerhalb des Gebaudes aufgestellt. Auch von diesen Anlagen konnten au-
Berhalb des Gebaudes keine relevanten Gerauschimmissionen ermittelt wer-
den.

Veranstaltungen innerhalb der Sporthalle finden nur tagsiber statt. Rele-
vante Gerauschimmissionen im B-Plangebiet sind nicht zu erwarten. Nach
der Einschatzung des Gutachters und nach Ricksprache mit dem Fachbe-
reich 5, Stadtentwicklung der Stadt Emmerich, ist eine Berlicksichtigung der
Sporthalle aufgrund der geringen Gerauschimmissionen nicht erforderlich.

Prognose der Verkehrsgerauschimmissionen

Berechnung der Beurteilungspegel nach RLS-90

Die Berechnungen der Verkehrsgerduschimmissionen erfolgen nach den Be-
rechnungsvorschriften der RLS-90 in Verbindung mit einem digitalen
Schallausbreitungsmodell und dem Schallausbreitungsprogramm "Sound-
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6.2

PLAN, Version 7.1". Dabei werden alle auf den Schallausbreitungswegen
vorhandenen maBgeblichen Einflisse (Gebaude, Abschirmungen, Reflexio-
nen, Meteorologie usw.) berticksichtigt. Die entsprechenden Objekte sind in
den Larmkarten dargestellt. Grundlage bilden die zur Verfligung gestellten
Plane, Erkenntnisse aus einer Ortsbesichtigung und die Verkehrsbelas-
tungszahlen von 2001 und far 2013.

Die berechneten Immissionsanteile aus StraBenverkehr und Parkvorgangen
(6ffentlicher Parkplatz) werden energetisch addiert. Die Berechnungen erfol-
gen flachendeckend fliir den Geltungsbereich des Plangebietes fiir ein Raster
von 1 x 1 m?2 und fir 4 m Berechnungshéhe fir freie Schallausbreitung und
mit der bestehenden Bebauung im Plangebiet. Die Ergebnisse werden in
Form von Kurven gleicher Beurteilungspegel und als Larmkarten dargestellt.

Die Larmpegelbereiche nach DIN 4109 werden flachig ohne vorhandene Be-

bauung im Untersuchungsbereich des Plangebietes und an den Fassaden
des vorhandenen Gebaudes dargestellt.

Ergebnisse und Bewertung

In den Larmkarten, Anlage 1 und 2, sind die von den Verkehrsgerduschen
der StraBen und des Parkplatzes bei freier Schallausbreitung (ohne Bebau-
ung im Plangebiet) und in Anlage 3 und 4 mit dem vorhandenen Geb&ude
im Plangebiet zu erwartenden Beurteilungspegel fir 4 m Berechnungshéhe
Uber Gelande fur den Tag- und Nachtzeitraum wiedergegeben. Die bei freier
Schallausbreitung im Plangebiet von den Verkehrsgerdauschen zu erwarten-
den Beurteilungspegel liegen tagsiber zwischen 57 und 66 dB(A) und
nachts zwischen 51 und 59 dB(A).

Mit dem vorhandenen Gebaude ergeben sich an der stidwestlichen Seite
(der Gerhard-Storm-StraBe zugewandt) tagstber Beurteilungspegel von

68 dB(A) und nachts zwischen 60 und 61 dB(A). An der Nordwest- und Sid-
ostseite des Gebaudes ergeben sich tagsiber zwischen 59 und 66 dB(A)
und nachts zwischen 53 und 59 dB(A). In dem vom Gebaude gegentiber den
StraBen abgeschirmten Bereich (Nordostseite) liegen die Beurteilungspegel
tagsiber bei 51 dB(A) und nachts zwischen 46 und 47 dB(A).

Die Larmpegelbereiche ergeben sich aus den maBgeblichen AuBenlarmpe-
geln geman Tabelle 8 der DIN 4109, das sind die Beurteilungspegel aller
Verkehrsgerausche am Tag + 3 dB(A) Zuschlag. In Anlage 5 sind die Larm-
pegelbereiche — streng nach DIN 4109 - bei freier Schallausbreitung im Plan-
gebiet flr eine Berechnungshéhe von 4 m Uiber Gelande dargestellt. Bei frei-
er Schallausbreitung liegt der gesamte Bereich der heute bebaut ist im Larm-
pegelbereich [V und Il
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Die Gebaudelarmkarten mit den Larmpegelbereichen an den Fassaden sind
in den Anlagen 6 und 7 wiedergegeben. Die den StraBen zugewandten Sei-
ten liegen in den Larmpegelbereichen Il und IV. Die den StraBen abge-
wandten Seiten liegen im Larmpegelbereich .

Bei Abriss des bestehenden Gebaudes wird empfohlen, die auf Basis der
Beurteilungspegel ermittelten Larmpegelbereiche (vgl. Anlage 5) zugrunde
zu legen.

Wird das Gebaude erhalten und saniert, empfehlen sich die in den Anlagen 6
und 7 angegebenen Larmpegelbereiche an den Fassaden zu bertcksichti-
gen.

Die schalltechnischen Orientierungswerte fir die stadtebauliche Planung
Tag/Nacht in Allgemeinen Wohngebiet (WA) von 55/45 dB(A) werden an den
larmzugewandten Fassaden Uberschritten.

In Larmpegelbereichen ab einschlieBlich Il sind gesunde Wohnverhéltnisse
in Aufenthaltsrdumen in der Regel nur bei geschlossenen Fenstern herzu-
stellen. Das gleiche qilt flir Arbeitsraume ab einschlieBlich Larmpegelbereich
IV. FUr solche ruhebedirftigen Nutzungen werden deshalb bauliche Schall-
schutzmaBnahmen im Bebauungsplan festzusetzen sein, die bei geschlos-
senen Fenstern die ungestdrte Nutzung von Aufenthaltsrdumen sicherstel-
len.

Hiervon betroffen sind in dem bestehenden Gebaude alle StraBenfassaden
mit Aufenthaltsrdumen in den in Anlage 5 bzw. 6 und 7 dargestellten Larm-
pegelbereiche Il bis IV.

MaBnahmen

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine innerstadtische Bebauung am
StraBenrand der Gerhard-Storm-StraBe. Abschirmende MaBnahmen kom-
men nicht in Betracht. Zum Schutz von Aufenthaltsrdumen werden deshalb
bauliche (passive) MaBnahmen vorgeschlagen.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen nennt die DIN 4109 Min-
destwerte fur die Luftschallddmmung von AuBenbauteilen in Abh&ngigkeit
vom mafgeblichen AuBenlarmpegel.

In der nachstehenden Tabelle 2 sind die Anforderungen an die AuBBenbau-
teile gemanB DIN 4109, Tabelle 8, wiedergegeben:
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Larmpegel- MaBgeblicher Aufenthaltsraume in | Blroraume
bereich AuBenlarmpegel | Wohnungen, Uber-
dB(A) nachtungsraume,
Unterrichtsraume
R’'w,res R’'w,res

dB dB

I bis 55 30 30

Il 56-60 30 30

]| 61-65 35 30

v 66-70 40 35

Vv 71-75 45 40

Tab. 2: Anforderungen an die Luftschallddmmung von AuBenbauteilen
nach DIN 4109

R'wres = bewertetes Bau-Schalldamm-MaB nach Beiblatt 1 der DIN 4109
(Abschn. 11) des gesamten AuBenbauteiles (Wand + Fenster + Rolladen-
kasten + LOftung u.dgl.)

Die Werte gelten auch fur Dachflachen, sofern sie Aufenthaltsrdume nach
auBen abschlieBen.

[ ] = tbliche AuBenbauteile erfilllen die Anforderungen R'w,res = 30 dB

Die Zuordnung der Larmpegelbereiche kann fir die vorhandene Bebauung di-
rekt aus den Gebaudelarmkarten, Anlagen 6 und 7, erfolgen. Bei Abriss des
Gebaudes sind die Larmpegelbereiche in Anlage 5 zugrunde zu legen.

Fir besonderes ruhebedurftige Schlafrdume und Kinderzimmer, die aus-
schlieBlich Fenster auf larmzugewandten Gebaudeseiten (LArmpegelbereich
[l und héher) aufweisen, sind zuséatzlich schallgedammte und mdéglichst mo-
torisch betriebene Luftungseinrichtungen notwendig, die auch bei ge-
schlossenen Fenstern eine ausreichende Raumliftung gewéhrleisten. Fur
Blroraume sind solche MaBnahmen ab einschlieBlich Larmpegelbereich IV
zu empfehlen.

Das Eigengerausch der Lufter darf in der Betriebsstufe mit ausreichender
Luftzufuhr in einem méblierten Raum (Ao = 10 m2) nicht mehr als 30 dB(A)
betragen®.

Ubliche AuBenbauteile in Form dicht schlieBender Fenster mit 2-Scheiben-
Isolierverglasung und massiver oder mehrschaliger Baukonstruktionen er-
flllen die Anforderung in den LPB I und Il. In diesen LPB sind deshalb keine
besonderen Festsetzungen zum baulichen Schallschutz erforderlich.

* A, ist die aquivalente Schallabsorptionsflache eines Normraumes
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8. Festsetzungsvorschlag

Nach § 9 Abs. 24 BauBG wird vorgeschlagen folgende MaBnahmen festzu-
setzen:

GemasB der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung ergeben sich im
Plangebiet im Einwirkungsbereich der StraBen und des Parkplatzes die
Larmpegelbereiche Il bis 1V, die in Anlage 5, gekennzeichnet sind. Hier gilt,
dass zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen die AuBenbauteile
einschlieBlich der Fenster folgende bewertete Schallddmm-MaBe R'y res Nach
Tabelle 8 der DIN 4109” einzuhalten haben (Korrekturen nach Tabelle 9 der
DIN 4109” sind bei der Raumplanung zu beachten):

Larmpegel- Belastung Unterrichtsraume, Biiro-
bereich AuBenlarmpegel |  Aufenthaltsraume in raume
Tag Wohnungen, Uber-
nachtungsraume
R’w,res R’w,res
dB(A) dB dB
1] 61-65 35 30
v 66-70 40 35
R'wres = bewertetes Bau-Schallddmm-MaB nach DIN 4109, Beiblatt 1, Abschn. 11,
des gesamten AuBenbauteiles (Wand + Fenster + Rolladenkasten + Luftung
u.dgl.). Die Werte gelten auch fir Dachflachen, sofern sie Aufenthaltsraume
nach auBen abschlieBen.

) DIN 4109 und Beiblatt 1 zu DIN 4109, November 1989 zu beziehen beim Beuth-Verlag
Berlin und bei der Stadt Emmerich im Fachbereich ............ einzusehen.

Fir besonders ruhebedurftige Schlafrdume und Kinderzimmer, die aus-
schlieBlich Fenster auf larmzugewandten Gebaudeseiten (LArmpegelbereich
[l und héher) aufweisen, sind zuséatzlich schallgedammte und mdéglichst mo-
torisch betriebene Liftungseinrichtungen notwendig, die auch bei ge-
schlossenen Fenstern eine ausreichende Raumliftung gewéhrleisten. Fur
Biros u.d. sind ab einschlieBlich Larmpegelbereich 1V solche Liftungsein-
richtungen zu empfehlen.

Durch Festsetzung baulicher MaBnahmen wird eine ungestérte Nutzung von
Aufenthaltsraumen bei geschlossenen Fenstern gewéhrleistet.

Wird das Gebaude erhalten und saniert, kénnen auch die in den Anlagen 6
und 7 angegebenen Larmpegelbereiche an den Fassaden festgesetzt wer-
den.
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Wegen der Planungssicherheit und der allgemeinen Galtigkeit wird die Fest-
setzung der Larmpegelbereiche nach Anlage 5 empfohlen.

Von den Festsetzungen kann nur abgewichen werden, wenn aufgrund von
Eigenabschirmungen ausgefihrter Gebaudekdrper oder Abschirmwéanden
u.dgl. nachweislich geringere maBgebliche AuBBenlarmpegel als in Anlage 5
dargestellt auftreten.

B DNnn-

Dipl.-Ing. B. Driesen VDI

Beratender Ingenieur
Freier Sachverstandiger flir
Umweltlarm und Larmbekampfung

i Bl

Udo Bohn

(Projektbearbeitung)
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-
StralRe/Nordost der Stadt Emmerich

1 Einleitung

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7
,Gerhard-Storm-StralRe/Nordost®. Ausldser fur die beabsichtigte Bauleitplanung
ist die Absicht eines privaten Bauherrn, das derzeit noch bestehende, aber
nicht mehr genutzte Schulgebaude abzureiRen und an dieser Stelle ein Mehr-
familienhaus mit rund 15 Wohneinheiten zu errichten. Optional besteht auch die
Mdglichkeit von Erhalt, Sanierung und Umnutzung des Bestandsgebaudes.

Das Plangebiet befindet sich mitten in der Stadt Emmerich am Rhein, direkt am
Schnittpunkt Georg-Storm-Stral’e / Hansastral3e.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Flache von 1.864m>.

Die StadtUmBau Ingenieurgesellschaft, Kevelaer wurde beauftragt, in einer Ar-
tenschutzrechtlichen Prifung festzustellen, ob durch den geplanten Eingriff pla-
nungsrelevante Arten betroffen sein konnten und weitere Prifungen notwendig
werden.

i ';‘*17 e+ o i b\ *a‘ ¥
Abb. 1: Luftbild des Plangebietes und seiner Umgebung.
Der rote Kreis markiert das Plangebiet.

StadtUmBau GmbH
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2 Rechtliche Grundlagen

Durch die vorliegende Planung wird eine Nutzungsanderung planungsrechtlich
vorbereitet, bei denen die Belange des Artenschutzes im Sinne des Bundesna-
turschutzgesetzes (BNatSchG) zu berucksichtigen sind. Ziel des Gesetzgebers
ist, die natlrlichen Lebensraume und die Populationen wildlebender und in ih-
rem Bestand bedrohter Tier- und Pflanzenarten zu schitzen und somit die bio-
logische Vielfalt zu erhalten. Ziel dabei ist, die 0kologische Funktion der vom
Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten sicherzustellen. Dabei
stehen der Erhalt der Populationen einer Art sowie die Sicherung der 6kologi-
schen Funktion der Lebensstatten im Vordergrund.

FUr Planungs- und Zulassungsverfahren ist gemal § 44 Abs. 1 und 5
BNatSchG eine Artenschutzrechtliche Prufung vorgeschrieben. Insgesamt
konzentriert sich das Artenschutzregime bei Planungs- und Zulassungsverfah-
ren auf die europaisch geschutzten FFH-Anhang-IV-Arten und die europai-
schen Vogelarten.

Das Landesamt fur Natur, Umwelt, und Verbraucherschutz NRW (LANUV) hat
fur Nordrhein-Westfalen eine naturschutzfachliche Auswahl derjenigen Arten
getroffen, die bei der Artenschutzrechtlichen Prifung im Sinne einer Art-fur-Art-
Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind (Kiel 2005a). Diese Arten werden in
NRW planungsrelevante Arten genannt. Sofern in einem Untersuchungsraum
diese planungsrelevanten Arten vorkommen und durch ein genehmigungs-
pflichtiges Vorhaben eine Verletzung der Schadigungs- bzw. Stérungsverbote
des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwarten ist oder erfolgt, ist eine Einzelpri-
fung der betroffenen Arten durchzufuhren.

In Nordrhein-Westfalen unterliegen derzeit 213 Tier- und Pflanzenarten der
Verpflichtung einer artbezogenen Einzelprifung. Die grof3te Artengruppe wird
hierbei mit 134 Arten von den Vdgeln eingenommen, Saugetiere sind mit der-
zeit 23 Arten, die Gruppe der Amphibien und Reptilien mit 13 Arten vertreten.
Von den uber 30.000 wirbellosen Tierarten gelten lediglich 34 Arten als pla-
nungsrelevant; die Anzahl der Farn- und Blutenpflanzen ist im Verhaltnis zu
ihrem Gesamtartenbestand in Nordrhein-Westfalen mit nur 9 planungsrelevan-
ten Arten relativ gering.

3 Regionalplan und Flachennutzungsplan

Das Plangebiet ist im Regionalplan fir den Regierungsbezirk Dusseldorf dem
Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) zugeordnet. Die Bauleitplanung wider-
spricht somit nicht den Zielen des Regionalplans.

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich ist der Geltungsbereich als Fla-
che fur den Gemeinbedarf dargestellt. Zielsetzung ist die Darstellung als
Wohnbauflache.

StadtUmBau GmbH
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4 Landschaftsplan und Vorgaben des Naturschutzrechts

Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbe-
reich eines Landschaftsplans.

Die Planflachen beinhalten weder Schutzgebiete noch geschutzte Objekte im
Sinne des nationalen Naturschutzrechts.

Im Plangebiet selbst oder seinem unmittelbaren Umfeld liegen weder Gebiete
von gemeinschaftlicher Bedeutung noch kommen Europaische Vogelschutzge-
biete wie ein Lebensraumtyp nach der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (FFH-
Richtlinie) vor.

5 Auswertung des Fachinformationssystems

Um eine einheitliche Bearbeitung der Artenschutzthematik zu ermdglichen, hat
das Land Nordrhein-Westfalen alle relevanten Informationen zu den geschutz-
ten Arten im Fachinformationssystem (FIS) ,Geschutzte Arten in NRW* aufbe-
reitet (Kiel 2005a, 2007b, LANUV 2007a).

Eine  Abfrage des  Fachinformationssystems  Nordrhein-Westfalens
(http://www.naturschutz-fachinformationssysteme-nrw.de/artenschutz/content/de/index.html)
am 26.03.2012 fur die TK25 4103. (Emmerich) ergab das in Tabelle 2 im An-
hang dargestellte Artenspektrum.

6 Artenschutzrechtliche Prufung

6.1 Ortsbesichtigung

Am 23.03.2012 wurde eine Ortsbesichtigung des geplanten Eingriffsgebietes
zur Erfassung der im Plangebiet planungsrelevanten Arten durchgefuhrt. Das
an diesem Tag nicht zugangliche Gebaude wurde am 30.03.2012 auf ein even-
tuelles Vorhandensein von Fledermausen untersucht.

6.2 Beschreibung des Plangebiets und seiner Umgebung

Die Planflache liegt inmitten des Emmericher Stadtgebietes an der Schnittstelle
Gerhard-Storm-Stralle und HansastraRe. Innerhalb des Plangebiets befindet
sich ein nicht mehr genutztes Schulgebaude (Foto 1). Das Gebaude grenzt
direkt an die Gerhard-Storm-Strae (Foto 6). Von der Hansastrale aus sind
Haupt- und Seiteneingang zu erreichen (Foto 1). An der Nordseite des Gebau-
des befinden sich ein kleiner Anbau und zwei Garagen (Foto 4). Von Nordos-
ten hin nach Westen umgibt eine Grunflache das Gebaude (Foto 3,4,5). Dieser
Bereich ist mit einem Bauzaun versehen. Dort, sowie im Suden der Planflache,
findet man mehrere, z. T. gro3kronige Laubbaume (Foto 1,3,4,5,7). Der Unter-
grund der Grinflache stellt eine ehemalige Rasenflache dar und ist in der Nahe
des Gebaudes, im Schatten der grof3kronigen Baume, z. T. mit Efeu bewach-
sen (Foto 3,4,5).

StadtUmBau GmbH
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Entlang der Hansastralle umgeben kleinere Rabatten mit niedrigen Stauden
und Strauchern das Gebaude (Foto 1,2,7). In der Nahe des Seiteneingangsbe-
reiches befindet sich eine Parkflache (Foto 1). Es grenzen direkt die Parkplatze
des Willibrord-Gymnasiums an. Die nahere Umgebung der Planflache ist ge-
pragt von mehrgeschossigen Hausern und Einfamilienhausern mit Garten.

6.3 Methode

Das Plangebiet wurde im Rahmen einer Vogelkartierung begangen und Vogel
aufgrund von Sichtbeobachtungen und Lautdul3erungen erfasst. Die nahere
Umgebung wurde auf mégliche Horste abgesucht. Gleichzeitig wurde das Un-
tersuchungsgebiet als Landlebensraum maoglicher Amphibien- und Reptilienar-
ten abgegangen.

Wahrend der zweiten Ortsbegehung wurde das Gebaude per Sichtkontrolle auf
Strukturen und Spuren (Kot und Fralireste) abgesucht, die das Vorkommen
von Fledermausen wahrscheinlich erscheinen lassen.

6.4 Ergebnisse - Vogel

Im Untersuchungsgebiet konnten wahrend des Beobachtungszeitraumes ins-
gesamt 11 verschiedene Vogelarten nachgewiesen werden (s. Tabelle 1). Von
den fur das Messtischblatt 4103 (s. Anhang Tabelle 2) bislang nachgewiese-
nen planungsrelevanten Arten finden die allermeisten Arten direkt im Plange-
biet keinen adaquaten Lebensraum.
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Tabelle 1: Wahrend der Ortsbesichtigung angetroffene Vogelarten
Wissenschaftlicher Deutscher planungs-
Name Name relevant
Carduelis chloris Grunfink nein
Corvus corone Rabenkrahe nein
Corvus monedula Dohle nein
Parus caeruleus Blaumeise nein
Parus major Kohlmeise nein
Prunella modularis Heckenbraunelle nein
Turdus merula Amsel nein
Columba palumbus Ringeltaube nein
Fringilla coelebs Buchfink nein
Phylloscopus collybita Zilpzalp nein
Dendrocopos major Buntspecht nein

6.4.1 Planungsrelevante Vogelarten

Wahrend der Ortsbesichtigung wurden auf der Planflache und in der naheren
Umgebung keine planungsrelevanten Arten gesichtet.

Aufgrund der das Plangebiet deutlich Ubersteigenden Reviergréflie z. B. mogli-
cher, vorkommender Greifvogel, dient es allenfalls als Randbereich eines Nah-
rungshabitats.

Luftjager, die das Gelande zur Nahrungssuche uberfliegen, werden durch die
geplante MalRnahme nicht beeintrachtigt. Auch nach dem Eingriff steht ihnen
der Luftraum weiterhin fur die Nahrungssuche zur Verfigung.

6.4.2 Nicht planungsrelevante Vogelarten

Alle bei der Begehung angetroffenen Vogelarten wie beispielsweise Amseln,
Meisen, Buchfinken etc. haben flr die Artenschutzrechtliche Prifung keinerlei
Relevanz und finden daher hier keine weitere Beachtung. In NRW weit verbrei-
tete Vogelarten (aber auch solche der Vorwarnliste) werden als nicht planungs-
relevant eingestuft. Fur diese gelten zwar auch die artenschutzrechtlichen Ver-
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bote, sie sollen aber nach Empfehlung des LANUV NRW im Rahmen der Ar-
tenschutzrechtlichen Prufung nicht artspezifisch gesondert betrachtet werden
(Kiel 2007). Sie befinden sich derzeit in NRW in einem gunstigen Erhaltungs-
zustand und sind im Regelfall bei Planverfahren nicht von populationsrelevan-
ten Beeintrachtigungen bedroht (Kiel 2007). Auch sind grundsatzlich keine Be-
eintrachtigungen der 6kologischen Funktion ihrer Lebensumstande zu erwarten
(Kiel 2007).

6.5 Artenschutzrechtliches Fazit - Vogel

Das Plangebiet kommt als Brutplatz oder essentielles Nahrungshabitat fur pla-
nungsrelevante Arten nicht infrage. Grunde dafur sind die Nahe zur bereits
vorhandenen Wohnbebauung, die Kleinraumigkeit und die vorhandenen Habi-
tatstrukturen. Vogel, die das Plangebiet zur Nahrungssuche aufsuchen, kdnnen
auf benachbarte Flachen ausweichen. Fur Luftjager steht der Luftraum weiter-
hin zur Verfugung.

Die Realisierung der Planung hat somit keine Beeintrachtigung einer lokalen
Population oder einer besonders streng geschutzten Vogelart zur Folge.

6.6 Amphibien und Reptilien

Wahrend der Begehung wurden keine Amphibien oder Reptilien gesichtet.
Daruber hinaus sind allerdings auch keine Laichhabitate oder wertvollen Land-
habitate direkt von der Eingriffsmallnahme betroffen, so dass negative Auswir-
kungen auf eine mdgliche lokale Amphibienpopulation auszuschlief’en sind.
Das gleiche gilt auch fur Reptilien.

6.7 Saugetiere

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Innerhalb des Gebaudes sind kei-
ne Strukturen vorgefunden worden, die das Vorkommen von Fledermausen
wahrscheinlich erscheinen lassen.

Mogliche Areale zur Nahrungssuche oder Zugstralen werden durch den Ein-
griff nicht entwertet. Auch fur Fledermause ergeben sich demzufolge keine ne-
gativen Auswirkungen.

6.8 Insekten und Weichtiere

Auf dem Messtischblatt TK 4103 fir Emmerich ist die Asiatische Keiljungfer
(Gomphus flavipes) als einzige planungsrelevante Insektenart aufgefuhrt sowie
die Gemeine Flussmuschel (Unio crassus). Das Plangebiet ist aufgrund feh-
lender Gewasser und demnach anderer Habitatstrukturen und -bedingungen
als Lebensraum fir diese beiden Arten ungeeignet.

Auch planungsrelevante Insekten und Weichtiere sind nicht von der geplanten
Baumalnahme betroffen.
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7 Gesamtbewertung

In Anbetracht der vorliegenden Erkenntnisse ist nicht davon auszugehen, dass
durch die Realisierung der Planung planungsrelevante Arten verletzt oder geto-
tet werden (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten (§
44 Abs. 5 BNatSchG) beschadigt oder zerstort werden. Desgleichen sind keine
Storungen zu erwarten, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population fihren konnten.

Es gibt keine Hinweise darauf, dass lokale Populationen von den geplanten
Malnahmen negativ betroffen werden kdnnten. Insbesondere bleibt die nach §
44 Abs. 5 BNatSchG zu schutzende ,0kologische Funktion“ der Fortpflan-
zungs- und Ruhestatten (s. 0.) durch die Planungen flur alle planungsrelevan-
ten Arten erhalten.

8 VermeidungsmaBnahmen

Um das Brutgeschaft innerhalb des Plangebietes und seiner direkten Umge-
bung zu sichern, sind als Vermeidungsmalinahme die ErschlieRungsarbeiten
aulRerhalb der Fortpflanzungszeit durchzufthren.

Generell gilt, dass zum Schutz der Brutvogel die Baufeldvorbereitungen, insbe-
sondere mogliche Baumfallungen, erst nach Beendigung der Brutzeit durchzu-
fuhren sind. Die Brutzeit der festgestellten Arten beginnt in dieser Region Mitte
Marz und endet Ende Juli/August (Mildenberger 1984). Dies gilt auch fur weite-
re mogliche Brutvogelarten. Lediglich die Ringeltaube brutet auch im August
und September noch (Mildenberger 1984). Die Bauzeitenbeschrankung ist
deshalb auf den Zeitraum 1. Marz bis 31. Juli festzulegen. Falls eine Baumfal-
lung im August/September erfolgen soll, ist zuvor zu kontrollieren, ob sich be-
setzte Ringeltaubennester in den Baumen befinden. Falls dies zutrifft, kann die
Fallung erst nach dem Fliggewerden der Kuken erfolgen.

Selbst wenn Brutvorkommen nicht wahrscheinlich sein sollten, unterliegen dem
Verbot der Tétung auch alle anderen europaischen Vogelarten (§ 44 Abs. 1
BNatSchG). Auszuschliel3en sind solche Verbotstatbestande nur au3erhalb der
Brutzeit.

Die im Eingriffsgebiet stehenden Baume, die nicht von einer Fallung betroffen
sind, sind vor Beschadigungen durch den Baubetrieb mittels Absperrungen zu
schutzen.
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Bilddokumentation vom 23.03.2012

Foto 1:  Blick von der Hansastral3e auf das alte Schulgebdude.
Das Gebaude hat zwei Eingange: Links im Bild der Hauptein-
gang und in der Bildmitte der Seiteneingang. Rechts befindet
sich die Parkflache.

Foto 2:  Blick von der HansastralRe auf den Haupteingangsbereich des
Schulgebaudes. Im Vordergrund: Zierstrauch-Rabatten.
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Foto 3  Blick von Stdosten nach Nordwesten: Grinanlage mit hdhe-
rem Baumbestand.

Foto 4 Blick von Norden nach Suden auf die Grunanlage.
In der Bildmitte befindet sich der kleine Anbau des Gebaudes.
Links davon die Garagen.
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Foto 5 Blick von der Gerhard-Storm-Stral3e auf den nérdlichen
Bereich der Grinanlage. Links im Bildhintergrund die
Turnhalle des Willibrord Gymnasiums.

Foto 6 Blick von der Gerhard-Storm-Strale auf das Schulge-
baude, das sich direkt an der Stral3e befindet.
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Foto 7 Blick von Osten nach Westen: Rabatten und hohere
Baume befinden sich zwischen Hansastral3e (nicht im
Bild) und Schulgebaude.
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Dieser artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde von den Verfassern nach bes-
tem Wissen und Gewissen unter Verwendung der im Text angegebenen Litera-
tur/Links erstellt.
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Kevelaer, 30.03.2012

Bearbeitung:
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Anhang

Tabelle 2:

Planungsrelevante Arten im Messtischblatt 4103. (Emmerich)

sowie Anmerkungen zum mdglichen Vorkommen im Eingriffsge-

biet

EHZ = Erhaltungszustand
ATL = Atlantische Region

G = glnstig
U = unzureichend

S = schlecht
EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Sidugetiere
Castor fiber Europaischer Biber g\gtnvorhan- G [|Habitat ungeeignet
Eptesicus serotinus Breitfligelfledermaus g\gtnvorhan— G
Myotis daubentonii Wasserfledermaus g\;tnvorhan- G
Art vorhan- mogliche Jagdreviere und Zugstra-
Nyctalus noctula Grolder Abendsegler den G Ren bleiben unbeeintrachtigt
Pipistrellus nathusii Rauhhautfledermaus g\étnvorhan- G
Pipistrellus pipistrellus ||[Zwergfledermaus Q;tnvorhan- G
Voégel
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine
Accipiter gentilis Habicht G |[Kulturlandschaft mit Wechsel von
tend .
Waldgebieten
sicher brii- Allenfalls Randgebiet eines Nah-
Accipiter nisus Sperber tend G |[rungshabitats. Ausweichmoglichkei-
ten vorhanden
) Habitat ungeeignet, da keine ver-
Acrocephalus schoe Schilfrohrsanger beobachtelt S |[landeten Uferbereiche mit entspre-
nobaenus zur Brutzeit :
chender Vegetation
Acrocephalus scirpa- Teichrohrsanger sicher bri- G Hab_|tat un_gee|gnet, da z.B. keine
ceus tend Schilfbestande
Alauda arvensis Feldlerche sicher br0- Habitat ungeeignet, da keine offene
tend Feldflur
sicher brii- Habitat ungeeignet, da kein Ge-
Alcedo atthis Eisvogel tend G ||wasser mit Steilufer oder Wurzeltel-
ler
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Végel
Anas acuta Spielente Durchztgler G Habitat quee|gnet, da kein (groRe-
res) Gewasser
Anas clypeata Loffelente sicher brU- s Habitat ur_1_gee|gnet, da kein (gréRe-
tend res) Gewasser
Anas clypeata Loffelente Durchzigler G Habitat queelgnet, da kein (grofe-
res) Gewasser
Anas crecca Krickente sicher bri- U Hgbltat ungeeignet, da kein Ge-
tend wasser
Anas crecca Krickente Wintergast G H§b|tat ungseignet, da kein Ge-
wasser
Habitat ungeeignet, da kein Ge-
Anas penelope Pfeifente Wintergast G ||lwéasser oder ausgedehnte Grin-
landbereiche
Habitat ungeeignet, da kein de-
Anas querquedula Knakente Durchzugler G |[ckungsreiches Binnengewasser
oder Feuchtwiese
sicher brii- Habitat ungeeignet, da kein lang-
Anas strepera Schnatterente tend Ut |lsam flieRendes Binnen- oder bra-
ckiges Kustengewasser
Habitat ungeeignet, da kein lang-
Anas strepera Schnatterente Wintergast G ||sam flieRendes Binnen- oder bra-
ckiges Kustengewasser
Habitat ungeeignet, da keine aus-
. . . gedehnte, ruhige Grinland- und
Anser albifrons Blassgans Wintergast G Ackerflche in den Niederungen
groflRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine aus-
. gedehnten, ruhigen Griinland- und
Anser brachyrhynchus ||[Kurzschnabelgans Wintergast G Ackerfldchen in den Niederungen
groRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine aus-
Anser erythrops Zwerggans Wintergast G gedehnten, ruhigen Grunland- und
rythrop 99 9 Ackerflachen in den Niederungen
groRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine aus-
. . gedehnten, ruhigen Griinland- und
Anser fabalis Saatgans Wintergast G Ackerflachen in den Niederungen
grolRer Flusslaufe
Habitat ungeeignet, da keine
: . . sicher br0- Feuchtwiese mit Singwarten und
Anthus pratensis Wiesenpieper tend Gl einer Bodenvegetation mit ausrei-

chend Deckung
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Fortsetzung Tabelle 2

Art

Status

EHZ
in
NRW
(ATL)

Bemerkung

Wissenschaftlicher
Name

Deutscher Name

Vogel

Ardea cinerea

Graureiher

sicher bri-
tend

Habitat ungeeignet da keine offe-
nen Feldfluren und Gewasser

Asio otus

Waldohreule

sicher bri-
tend

Bevorzugt werden halboffene Park-
landschaften mit kleinen Feldgehdl-
zen, Baumgruppen und Waldran-
dern. Daruber hinaus Vorkommen
auch im Siedlungsbereich in groRe-
ren Parks und Griinanlagen sowie
an Siedlungsrandern vor. Habitat
ungeeignet, da zu kleinraumig.

Athene noctua

Steinkauz

beobachtet
zur Brutzeit

Habitat ungeeignet da keine offene
und grinlandreiche Kulturlandschaft
mit einem guten Hoéhlenangebot.
Auch als Jagdgebiet ungeeignet, da
kurzrasige Viehweiden sowie
Streuobstgarten bevorzugt werden

Aythya ferina

Tafelente

sicher bri-
tend

Habitat ungeeignet, da kein Stillge-
wasser mit offener Wasserflache
und Ufervegetation

Aythya ferina

Tafelente

Durchzgler

Habitat ungeeignet, da kein Stilige-
wasser mit offener Wasserflache
und Ufervegetation

Botaurus stellaris

Rohrdommel

Wintergast

Habitat ungeeignet, da kein R6h-
richt in z. B. Mooren, Stimpfen oder
an Teich und See

Branta leucopsis

Weillwangengans

Wintergast

Habitat ungeeignet, da keine aus-
gedehnten, ruhigen Griinland- und
Ackerflachen in den Niederungen

grofRer Flusslaufe

Bucephala clangula

Schellente

Wintergast

Habitat ungeeignet, da kein gréie-
rer Fluss, Bagger- oder Stausee

Buteo buteo

Mausebussard

sicher bri-
tend

Habitat ungeeignet, da zu kleinrau-
mig und innerstadtisch. Bevorzugt
werden Offenlandbereiche als
Jagdgebiet

Casmerodius albus

Silberreiher

Durchzugler

Habitat ungeeignet. Als Rastgebiete
werden gréliere Schilf- und Réh-
richtbestadnde sowie vegetationsar-
me Ufer an Teichen, Seen und
FlieRgewassern genutzt
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
Habitat ungeeignet, da kein sandi-
. . : sicher bri- ges, kiesiges Ufer eines gréf3eren
Charadrius dubius Flussregenpfeifer tend U Flisses oder Sand- und Kiesabgra-
bungen
Habitat ungeeignet, da keine Aus-
Charadrius hiaticula Sandregenpfeifer Durchzugler G ||kiesungsflache eines grofien Flus-
ses
beobachtet Habitat ungeeignet, da keine
Circus aeruginosus Rohrweihe . U ||halboffene bis offene Landschaft
zur Brutzeit o o
mit viel Réhricht
Habitat ungeeignet, da zu kleinrau-
. i sicher brU- mig und ohne geeignete Nistmog-
Corvus frugilegus Saatkrahe tend G lichkeiten
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine offe-
Coturnix coturnix Wachtel tend U |[nen, gehdlzarmen Kulturlandschaf-
ten mit ausgedehnten Ackerflachen
Habitat ungeeignet, da keine offene
beobachtet bis halboffene Niederungsland-
Crex crex Wachtelkdnig . S |[schaft der Fluss- und Talauen oder
zur Brutzeit ; .
Niedermoor und hochwiichsige
Feuchtwiese
Habitat ungeeignet, da keine Niede-
rung grofRer Flusslaufe mit groReren
Cygnus bewickii Zwergschwan Wintergast S |[Stillgewassern und ausgedehnten,
ruhigen Grinland- und Ackerfla-
chen.
Habitat ungeeignet, da keine Niede-
rung grofer Flusslaufe mit groReren
Cygnus cygnus Singschwan Wintergast S ||Stillgewassern und ausgedehnten,
ruhigen Griinland- und Ackerfla-
chen
Kein Vorkommen festgestellt. Als
. . sicher bri- Luftjager steht Nahrungshabitat
Delichon urbica Mehischwalbe tend Gl auch nach der EingriffsmalRnahme
weiterhin zur Verfiigung
Habitat ungeeignet da Waldgebiete
und Gehdlze mit einem guten Be-
. . sicher bri- stand an alten, grobborkigen Laub-
Dryobates minor Kleinspecht tend G baumen und Weichholzer, bevor-

zugt werden. Ebenso wie ein hoher
Anteil an stehendem Totholz
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
Habitat ungeeignet, da kein offenes,
Emberiza calandra Grauammer sicher bri- s nahezu waldfreies Gebiet, mit einer
tend grolflachigen Acker- und Grin-
landnutzung
Habitat als Nistplatz ungeeignet.
Fir Felsbriter keine geeigneten
sicher brii- hohen Gebaude(teile) wie z.B.
Falco peregrinus Wanderfalke tend Ut [|Kuhltdrme, Schornsteine, Kirchen
vorhanden sind. Als Nahrungshabi-
tat aufgrund der Kleinrdumigkeit
nicht essentiell
Habitat ungeeignet, da keine halb-
sicher bru- offene, strukturreiche Kulturland-
Falco subbuteo Baumfalke U : .
tend schaft mit Feuchtwiesen, Mooren,
Heiden sowie Gewassern
Aufgrund der Kleinrdumigkeit des
Falco tinnunculus Turmfalke sicher bru- G P_Iangebletes aIIenfgIIs Randgebiet
tend eines Nahrungshabitats. Aus-
weichmaoglichkeiten sind vorhanden
. . . . Kein geeignetes Habitat wie z.B.
Gallinago gallinago Bekassine Durchzugler G Gewasserlandschaften
. . sicher br0- Habitat ungeeignet, da an bauerli-
Hirundo rustica Rauchschwalbe tend Gl che Kulturlandschaft gebunden
Lanius collurio Neuntéter sicher bru- U Keine geeigneten Habitate wie z. B.
tend Heckenlandschaften
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine
Limosa limosa Uferschnepfe tend S ||Feuchtwiesen und —weiden vorhan-
den
sicher brii- Habitat ungeeignet, da z. B. keine
Locustella naevia Feldschwirl tend G |[strukturreichen Heckenlandschaften
vorhanden
Habitat ungeeignet, da z. B. keine
Luscinia megarhyn- Nachtigall sicher brU- G gebulschreichen Rander von Laub-
chos 9 tend und Mischwaldern, Gebusche, He-
cken vorhanden
Habitat ungeeignet, da z. B. keine
Feuchtgebiete in den Flussauen,
sicher brii- offene Wasserflachen und Altschilf-
Luscinia svecica Blaukehlchen tend U |[bestédnde vorhanden. Dartber hin-

aus werden z. B. Moore, Klarteiche,
z. T. auch Schilfgraben in der Ag-
rarlandschaft besiedelt
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
. . Keine geeignetes Habitat wie z. B.
Lymnocryptes minimus||Zwergschnepfe Wintergast Nassgriinland, Verlandungszonen
Habitat ungeeignet, da keine ruhige
Buchten und Altarme gréRerer
Mergellus albellus Zwergsager Wintergast G ||Flisse sowie Bagger- und Stau-
seen mit Flachwasserzonen vor-
handen
Habitat ungeeignet, da keine ruhi-
Mergus merganser Gansesager Wintergast c |9 Buchte_n u_nd Altgrme groRerer
Flusse sowie fischreiche Bagger-
seen und Stauseen vorhanden
Habitat ungeeignet, da kein offenes
: sicher brU- Niederungs- und Grinlandgebiet,
Numenius arquata Grolder Brachvogel tend U Niedermoor sowie Hochmoor mit
hohem Grundwasserstand
Habitat ungeeignet, da kein feuch-
Oriolus oriolus Pirol sicher bri- uy ter und sonniger Laubwald, Aue-
tend wald und Feuchtwald in Gewasser-
nahe
Habitat ungeeignet, da keine ge-
Pandion haliaetus Fischadler Durchzugler G ||lwasserreiche Landschaft mit gro-
Ren Stillgewassern
Habitat ungeeignet, da keine offe-
. . sicher bri- ne, kleinrdumig strukturierte Kultur-
Perdix perdix Rebhuhn tend U lliandschafte mit Ackerflchen, Bra-
chen und Griinland
Phoenicurus phoenicu- Gartenrotschwanz sicher bru- uy Kein geeignetes Habitat da z.B.
rus tend keine Heidelandschaft
Kein geeignetes Habitat da z. B.
keine offene Agrarflache (Grunland,
Pluvialis apricaria Goldregenpfeifer Durchztgler G ||Acker) in den Niederungen grof3er
Flusslaufe oder grofiraumige
Feuchtgriinlandbereiche
Habitat ungeeignet da z. B. keine
sicher brii- Weidengebusche, Ufergeholze und
Remiz pendulinus Beutelmeise U |[Auwaldinitialstadien an grof3en
tend N N "
Flusslaufen, Bachen, Altwassern
oder Baggerseen
sicher brii- Habitat ungeeignet da keine Steil-
Riparia riparia Uferschwalbe tend G |[wande und Prallhange an Fluss-

ufern
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-
Stral3e/Nordost der Stadt Emmerich

Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Vogel
Habitat ungeeignet da z. B. keine
Saxicola rubetra Braunkehlchen sicher bri- s offene, extensiv bewirtschaftete
tend Nass- und Feuchtgrinlénder oder
Moorrandbereiche
Habitat ungeeignet da z. B. keine
mageren Offenlandbereiche mit
. . sicher brU- kleinen Gebischen, Moore und
Saxicola rubicola Schwarzkehlchen tend U Heiden sowie Brach- und Rude-
ralflachen mit héheren Sitz- und
Singwarten
Habitat ungeeignet, da z. B. keine
. sicher bri- offene, bis halboffene Parkland-
Streptopelia turtur Turteltaube tend Ul schaft mit einem Wechsel aus Ag-
rarflachen und Gehdlzen
sicher brii- Kein geeignetes Habitat wie z. B.
Tachybaptus ruficollis |[Zwergtaucher tend G ||Gewasser mit geeigneten Verlan-
dungszonen
Kein geeignetes Habitat wie z. B.
Tachybaptus ruficollis [[Zwergtaucher Wintergast G ||Gewasser mit geeigneten Verlan-
dungszonen
sicher brii- Habitat ungeeignet da keine
Tringa totanus Rotschenkel tend S ||Feuchtwiese sowie Uberschwem-
mungsgrunland
Gebaude auf der Planflache als
Nistplatz nicht geeignet. Als Jagd-
. sicher bri- gebiete ebenso ungeeignet, da z. B.
Tyto alba Schieiereule tend G Viehweiden, Acker, Randbereiche
von Wegen, Stralen, Gréaben sowie
Brachen fehlen
Habitat ungeeignet da kein offenes
Vanellus vanellus Kiebitz sicher bri- G Grunlandgebiet mit feuchten, ex-
tend tensiv genutzten Wiesen und Wei-
den
Habitat ungeeignet da kein offenes
Vanellus vanellus Kiebitz Durchzugler G Grinlandgebiet mit feuchten, ex-

tensiv genutzten Wiesen und Wei-
den
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungsplans E 7/7 ,Gerhard-Storm-
Stral3e/Nordost der Stadt Emmerich

Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
in
Art Status NRW Bemerkung
(ATL)
Wissenschaftlicher Deutscher Name
Name
Amphibien
Habitat ungeeignet da keine offene
Art vorhan- Auenlandschaft mit vegetationsar-
Bufo calamita Kreuzkrote den U |[mem, trocken-warmem Standort mit
lockerem, meist sandigem Boden.
Kein Laichgewasser vorhanden
Triturus cristatus Kammmolch Art vorhan- G Hablfat ungeeignet da kein Laich-
den gewasser vorhanden
Reptilien
Habitat ungeeignet da z. B. kein
reich strukturierter Lebensraum mit
. : Art vorhan- Wechsel von Einzelbdumen, locke-
Coronella austriaca ||Schlingnatter U . . .
den ren Geholzgruppen sowie grasigen
und vegetationsfreien sandigen
Flachen
Habitat ungeeignet da z. B. kein
Lacerta agilis Zauneidechse Art vorhan- Gy reich strukturierter Standort mit
9 den lockeren, sandigen Substraten und
einer ausreichenden Bodenfeuchte
Libellen
Gomphus flavipes  ||Asiatische Keiljungfer Art vorhan- G Habitat ungeeignet da kein Gewas-
den ser vorhanden
Weichtiere
Unio crassus Gemeine Flussmuschel Art vorhan- s Habitat ungeeignet da kein Gewas-
den ser vorhanden

StadtUmBau GmbH

21




DER BURGERMEISTER il

STADT EMMERICH AM RHEIN \I\!:"ii"""'::ll\”

o,
Vorlagen-Nr. Datum
05-15
Verwaltungsvorlage offentlich 1054/2013 14.08.2013

Betreff

Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 - Neustadt / Std -;
hier: Beschluss zur Durchfiihrung der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1)
BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fir Stadtentwicklung 24.09.2013

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, die Offentlichkeitsbeteiligung
gemal § 3 Abs. 1 BauGB auf der Grundlage des vorgelegten Bebauungsplanvorentwurfes in
der Form der besonderen Burgerbeteiligung nach Punkt 3.2 der stadtischen Richtlinien zur
Burgerbeteiligung durchzufiihren sowie die Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB zu veranlassen.
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Sachdarstellung :

Das Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 -Neustadt / Std- wurde durch
Aufstellungsbeschluss vom 10.09.2012 einleitet. Planungsziel ist die Sicherung und
Entwicklung des Wohnbaubereiches auf der Stidseite der Neustadt zwischen Wilhelmstral3e
und Dr.-Robbers-StralRe in Anpassung an die umgebenden Bebauungs- und
Nutzungsstrukturen. Dabei soll das mit der Denkmalbereichssatzung formulierte
stadtebauliche Ziel der Erhaltung der historischen Strukturen in der Neustadt durch
Gestaltungsfestsetzungen gesichert werden, um eine behutsame bauliche Entwicklung des
Bereiches zu férdern und stadtebauliche Fehlentwicklungen zu vermeiden.

Im Rahmen der seinerzeitigen Beschlussfassung wurde vom Fachausschuss auch bereits
bestimmt, dass die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemafr § 3 Abs. 1 BauGB nach
Punkt 3.2 der stadtischen Richtlinien zur Blrgerbeteiligung in Bauleitplanverfahren als
Burgerversammlung durchgefiihrt werden solle. Vor Durchfiihrung dieser Beteiligung sollen
dem Fachausschuss jedoch das die Planung ausldsende Neuvorhaben Neustadt 51 und die
vorgesehene Umsetzung in einen Bebauungsplanvorentwurf vorgestellt werden.

Angesichts der Vorgaben der Denkmalbereichssatzung fur den Ortsteil Elten und der hierfur
erlassenen Gestaltungssatzung birgt die Einbindung eines grél3eren Bauvorhabens in einen
stadtebaulich sensiblen Bereich héhere Anspriiche an die Gestaltung und damit einen
entsprechenden Abstimmungsbedarf mit der Denkmalbehdrde. Nunmehr liegt ein mehrfach
auf diese Vorgaben hin verandertes Bebauungskonzept des Investors vor, welches in dieser
Form von der Denkmalbehérde mitgetragen wird und daher zur Grundlage fir die weitere
Durchfiihrung des Bebauungsplanverfahrens werden soll.

Der Wohnbereich um die Stral3e Neustadt zeichnet sich im Wesentlichen durch eine
kompakte StraRenrandbebauung mit traufstandiger bis zu zweigeschossiger
Hausgruppenbebauung aus. Dabei sind vorwiegend kleinteilige Grundstiicke anzutreffen mit
Einfamilienhdusern. In diesem Geflige ergibt sich fiir das zuvor mit einem zuriickliegenden
Holzhaus bebaute Grundstlick Neustadt 51 eine atypische Situation. Im Vergleich zu der
Umgebung verfiigt das Grundstuck tber eine rd. 60 m breite Stralenfront und bildete mit
seiner umfangreichen Freiflache auch bereits vorher eine breite Liicke in der Bebauung.
Dabei markierte es vormals von Westen kommend quasi den Beginn des innerstadtischen
Parkbereiches, da der angrenzende Dr.-Robbers-Park bis zu Beginn der 2000er Jahre an die
Neustadt heranreichte. Mit der seinerzeit zugelassenen Bebauung des nérdlichen
Parkbereiches durch 7 Einfamilienhduser wurde die Bebauung an der Neustadt so
umfassend ergénzt, dass mit der jetzt geplanten Neubebauung eine vollstdndige Bebauung
der anliegenden Flachen vollzogen wirde.

Den Bestimmungen der benannten Gestaltungssatzung zufolge soll sich eine Neubebauung
SO gestalten, dass u. a.

¢ die in der Umgebung vorhandene kleinteilige Parzellenstruktur in der neuen
Architektur ablesbar bleibt,

o die Baukdrperstellung und Gebaudemasse sich in den Umgebungszusammenhang
einpasst,

e First-, Trauf- und Sockelhthen dem Durchschnitt der vorhandenen typischen
Gebéaudehbthen derselben Stralenseite in der zugehdrigen Ortsbildzone
entsprechen.

Der Bauentwurf fur das Grundstiick Neustadt 51 betrifft einen Mehrfamilienhauskomplex mit
drei Geschossebenen (2 Vollgeschosse und ein ausgebautes Dachgeschoss) und 19
Wohneinheiten. Wie die vom Investor vorgelegten Grundrisse und Ansichten darstellen,
besteht das Vorhaben aus einem parallel zur Strallengrenze angeordneten rd. 25 m breiten
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Baukorper sowie einem weiteren senkrecht zur Stral3e angeordneten Baukérper, der in drei
je 8 m breite und je 3 m gegeneinander versetzte Einzelabschnitte mit eigenem Satteldach
gegliedert ist. Beide Hausteile werden durch einen transparenten Treppenhaus- und
Auszugstrakt miteinander verbunden, von dem aus die Erschliel3ung der Wohneinheiten in
den Obergeschossen lber Laubengange vorgenommen wird.

Um den Anschein einer Kleinteiligkeit der Bebauung zu erwecken und damit den
denkmalpflegerischen Belangen zu entsprechen, werden dem westlichen Gebaudeteil tiber
zwei Geschossebenen zwei Nebenraumtrakte mit anderem Fassadenmaterial vorgesetzt.
Hierdurch wird der jeweils dahinter liegende Laubengang kaschiert und die Ansicht einer
durchgangigen uberbreiten Fassade unterbrochen. Im zwischen den Nebenraumtrakten
liegenden Hausabschnitt erfolgt eine geringfligige Anhebung des Daches und der Traufe, die
ebenfalls einer optische Gliederung der Gesamtfassade zur Stral3e dienlich ist. Da das
Erdgeschoss zur Gewéhrleitung einer Barrierefreiheit ebenerdig angeordnet ist, flgt sich die
Gebéaudehohe trotz Dachausbau in die Héhenentwicklung der Wohngebaude in der
unmittelbaren Nachbarschaft ein, wie durch die Darstellung der Gebédudehéhenentwicklung
im Ansichtplan belegt wird. Die Uberwiegende Traufstéandigkeit der Nachbarbebauung sowie
die dort insgesamt eher schwach geneigte Satteldachform werden bei dem Vorhaben
Ubernommen.

Der erforderliche Stellplatznachweis fiir das Neubauvorhaben soll auf eigenem Grundstiick
erfolgen. Hierzu ist eine zusammenhangende Stellplatzflache hinter dem Haus vorgesehen,
die tiber eine Zufahrt an der westlichen Grundstiicksgrenze erschlossen werden soll. Uber
die Vertraglichkeit der hiermit verbundenen Larmemissionen in Bezug auf den
Schutzanspruch der angrenzenden Wohnbebauung wird im Rahmen des weiteren
Verfahrens ein entsprechender Nachweis zu fuihren sein.

Die Umsetzung der Planungsziele einer Entwicklung und Sicherung eines
Wohnbaubereiches in bauleitplanerische Festsetzungen soll wie im beiliegenden
Bebauungsplanvorentwurf dargestellt erfolgen. Als Art der baulichen Nutzung wird
entsprechend dem anzutreffenden Gebietscharakter insgesamt ein Allgemeines Wohngebiet
(WA) festgesetzt. Fur die bebauten Teilbereiche westlich der Dr.-Robbers-Stral3e sowie
ostlich der Wilhelmstral3e erfolgt die Festsetzung des Maf3es der baulichen Nutzung
entsprechend der vorhandenen Baustruktur als I-geschossige sowie als Il-geschossige
Bauweise. Die Festsetzung der dortigen Uberbaubaren Flachen orientiert sich einerseits an
den Mindestabstandflachen nach Landesbauordnung und réumt den Eigentiimern hinter den
bestehenden Hausern grof3tenteils gewisse Erweiterungsmoglichkeiten, z.B. fur Wintergarten
ein. Lediglich fur das Gebaude Wilhelmstr. 24 soll zur Anpassung an die auf der Ostseite der
Wilhelmstral3e ansonsten vorhandene Bebauung geringerer Tiefe das Baurecht auf den
Bestand angepasst werden.

Fur das geplante Neubauvorhaben Neustadt 51 fasst die tberbaubare Flache den geplanten
Gesamtbaukorper so grofRziigig wie mdglich ein und erlaubt dabei ggf. noch kleinere
Anderungen oder Verschiebungen. Da zur Sicherung der denkmalrechtlichen Belange tiber
die Gestaltungssatzung fiir den Denkmalbereich Elten hinaus fur das Vorhaben
voraussichtlich noch weitere gestalterische Festsetzungen zu treffen sind, erfolgt eine
Gliederung und Festsetzung des Grundstiickes Neustadt 51 als eigenstandiger WA-Bereich.

Die Auswirkungen der Planung gegeniiber den Eigentiimern / der Offentlichkeit sind nicht als
nur geringflgig zu erachten. Daher erscheint im Sinne des Punktes 3.2 der stadtischen
Richtlinien zur Birgerbeteiligung in Bauleitplanverfahren weiterhin die Durchflihrung der
friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer
Burgerversammlung angemessen. Neben der Vorstellung der Planungsabsichten der Stadt
Emmerich am Rhein durch die Verwaltung wird hierbei auch eine Erlauterung des geplanten
Vorhabens durch den Investor erfolgen.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Malinahme ist im Haushaltsjahr 2013 vorgesehen. Sachkonto 52910000 mit Mitteln in

Hohe von 4.000,00 € fur Gutachten im Rahmen der Planaufstellung

Leitbild :

Die MalRnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1054 Lageplan Vorhaben Neustadt 51

Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1054 Ansichten Vorhaben Neustadt 51

Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1054 3D-Simulation Strafenansicht Neustadt 51
Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1054 Bebauungsplanvorentwurf

05 - 15 1054/2013

Seite 4 von 4



146
204 e
208
156
‘ N

WOHNBEBAUUNG NEUSTADT, 46446 EMMERICH-ELTEN







WEST ANSICH

B 1
? v -
SR ~ - N ’

SCHNITT NEUSTADT

+9.30

2.40
2.54

2.30
L(/'//

2.45
2.77

2.45
2.79

SCHNITT ALLEE

+9.10
¥

2.00

OST ANSICHT

I3 = - i - o7 B
> g e A E 5 T {: 5 S "b"" oZ
e % i Va8 P
‘ . L AN WD £y
: \ S % Lngh
N - =9 . -, A i\ ot
AT S > —~ A~ i v ¥
N " 33
- . v
- -
v
Pr : i o EE TN >
- - ~— - - 2 % ~~
o » s & O b R s, —
, v oA . veoca ; S I ey .
s+ 0 . ~W 80 LT G g e 4 T = > " “
Ty o .o T4 6.0 o - S
& g T & = E % e — - = =
a ., - - l[ll’%[ S S ll B = E ===
e T T T T T T T T T T T 1 - = = 3
s ' = — - - )
||||||| 2
* e | “Hiliiiiiuii i i
~r . =__
| = -
| e s /“—"/ T - .
| e s o | -~
I!![I[I[I[I T T T ! - | ) I — — — — g
g R RETEZET - 3 ” o . 4 &
SA0 - B0, g v s-O. ‘0'0 = g B O O O T =2 A f’ 1
< g - o ° T T 1 8 N N P I O o B >
. oA e e gty L BT . ET T T T-T T 1T T TT - - : |
. “a < . & - - PR ¢ N N N S P W 4 - : ]
- i o L ° s 8 |[|[|[ [I el o S22 =%
o A - o '8 o *

. E > . :
4 < - - i
- 3 > B
| e 3 -
WL T T 11T . i <
| o . Sy : - - s
W oo ono T 1T (e e N W T T T 1 - - -
| s I T T T TT 3
W o onor T 1T (e e i W T T T 1 e
rTTTT I T T T TT 2
IIIIIIIIII I £ —— -
I T T T T TT e Bk - =
I[I[I[I[I[I[I[II
IIIIIIII I
EETE T T LT -J bt .

/
iy
L/
/
2.2% )
i
7 0 7
/o
‘4
X%

2.00

2.77

2.45

2.77

£-0.00

2.45

SUD ANSICHT R

[
\
]

i
WW\W nink MW |
1 IIIIIIIIIIIIIIIII ] A A ‘ WL | ||| @

ﬂ

~ NG ery =, oz g = > - AR
} F—= : -~ x -':iik‘ oo
: s : Tl B 2 =
NORD ANSICHT —— 3 —= 3 | e
- = = X o =
e —~r e = = =
- P - e xz—
— - 3 ’/f B L - =~ 7
— S i AN, g =
\ - \‘A = - 1
=
7 [ ] [ ] .
_— = 4
— X
N A - £ \§\ S
....... : 5o /
e .o '. :: .'
/—/ ‘\: C T INC T T = B T T T T T 1T gkt
e I]I]l\\llll]lll"'I Ill]lllllll]lllllll o : - .
|||||| I T T LT T 11 B —— 5 —
BTAY R R T i | T %
| T [, T JA LAl T 1 5 MW R
11 gL 1) 1 1 1 1 1 . % . . s . - Sl = - |
R A 7 s s W—’-
T 7.5 7, P - —— -
— I 'Ill"m | e i | ~; “' — < > 2

6 0O

WOHNBEBAUUNG NEUSTADT 51, EMMERICH-ELTEN







ey o S Sl 4

mulation Ost-Ans




hnbebauung Neustadt
3D Simulation West-Ansicht




132

WAII
GRZ 0,4

239
4104
238
6 -
s , Anlage zu Vorlage 05-15 1054/2013 e
/ Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 -Neustadt / Stid- [ '
23 hier: Bebauungsplanvorentwurf 205
5 232 149 75
I
Ne
ex%gf
281 L
N
// \/“* \
/s
~ v
~N7
WAL | N
GRZ 0,4 \N N
~_ 273
274
254 WA
GRZ 0,4

Musikpavillon
. 258







DER BURGERMEISTER

O 10 STADT EMMERICH AM RHEIN I:‘i"':||k

o,
Vorlagen-Nr. Datum
05-15
Verwaltungsvorlage offentlich 1057/2013 15.08.2013

Betreff

11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 - HafenstraRRe -;
hier: 1) Bericht zu den durchgefuhrten Beteiligungen gemaf 8 3 Abs. 1 und 2 BauGB und
geman § 4 Abs. 1 und 2 BauGB
2) Satzungsbeschluss

Beratungsfolge

Ausschuss fir Stadtentwicklung 24.09.2013
Haupt- und Finanzausschuss 01.10.2013
Rat 15.10.2013

Beschlussvorschlag
Zul)

Zu l.a) Der Rat beschliel3t, dass die Anregungen der Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen
mit den Ausfiihrungen der Verwaltung abgewogen sind.

Zu ll.a) Der Rat beschliel3t, dass die Anregungen der Niederrheinischen Industrie- und
Handelskammer (IHK) mit den Ausfiihrungen der Verwaltung abgewogen sind.

Zu ll.b) Der Rat beschlief3t, einen Hinweis zum Thema Kampfmittel in die Begriindung zur
Bebauungsplandnderung aufzunehmen.

Zu ll.c) Der Rat beschlief3t, einen Hinweis zum Thema Artenschutzrechtliche Prifung
(ASP) im Baugenehmigungsverfahren in die Begrindung zur
Bebauungsplananderung aufzunehmen.

Zu lll.a) Der Rat beschliel3t, dass die Anregungen der Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen
mit den Ausfiihrungen der Verwaltung abgewogen sind.

Zu IV.a) Der Rat beschlief3t, dass die Anregungen der Niederrheinischen Industrie- und
Handelskammer (IHK) mit den Ausfihrungen der Verwaltung abgewogen sind.
Zu 2)

Der Rat beschlie3t den vorliegenden Entwurf zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E
17/1 — HafenstraRe — gemalR § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 11.09.2012 den
Aufstellungsbeschluss zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe —
gefasst sowie die Durchfiihrung der friihzeitigen Beteiligungen der Offentlichkeit und der
Behorden beschlossen.

Die Bezirksregierung Disseldorf teilt im Rahmen der Anpassung der Bauleitplanung an die
Ziele der Raumordnung gemalf 8§ 34 Abs. 1 und 5 Landesplanungsgesetz (LPIG) des Landes
Nordrhein-Westfalen mit Schreiben vom 26.10.2012 mit, dass gegen die vorgelegte
Bebauungsplandnderung und die entsprechende Berichtigung des Flachennutzungsplanes
(FNP) keine landesplanerischen Bedenken bestehen.

Aufgrund des gewéhlten Verfahrens zur Aufstellung von Bebauungsplénen der
Innenentwicklung gemaf § 13 a BauGB wurde auf die Durchfuihrung einer
Offentlichkeitsbeteiligung in Form einer Blirgerversammlung verzichtet.

Stattdessen hat die Beteiligung der Offentlichkeit zur 11. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. E 17/1 — Hafenstral3e — gemaR § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Einsichtnahme in den
Planvorentwurf im Rathaus Emmerich am Rhein in der Zeit vom 22.04.2013 bis zum
22.05.2013 einschliel3lich stattgefunden.

Im gleichen Zeitraum wurden die Behdrden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB im Rahmen des o.g.
Anderungsverfahrens beteiligt.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 25.06.2013 Beschliisse zu den
im Rahmen der friihzeitigen Beteiligungen eingegangenen Stellungnahmen gefasst und
beschlossen, die Offenlage des Entwurfes zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E
17/1 — Hafenstral3e — gemal § 3 Abs. 2 BauGB durchzufihren.

Die 6ffentliche Auslegung des Entwurfes zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1
— HafenstraRe — gemal § 3 Abs. 2 BauGB sowie die parallel laufende Beteiligung der
Behdrden gemal § 4 Abs. 2 BauGB hat in der Zeit vom 15.07.2013 bis zum 15.08.2013
einschliellich stattgefunden.

Hinweis:

Die unter I. und Il. aufgefuihrten Stellungnahmen waren bereits Gegenstand der
Beschlussfassung in der Sitzung des Ausschusses fir Stadtentwicklung (ASE) am
25.06.2013.

Im Rahmen der Beteiligungen der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 und 2 BauGB und der
Behdrden gemal § 4 Abs. 1 und 2 BauGB wurden die nachfolgend aufgefiihrten
Anregungen vorgetragen, Giber die der Rat unter Abwagung der privaten und 6ffentlichen
Belange gegeneinander und untereinander zu entscheiden hat.

05 - 15 1057/2013 Seite 2 von 12



I. Stellungnahmen aus der Beteiliqung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1
BauGB

a) Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen

2.

Die Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass die
Festsetzungen nicht der Definition eines Lebensmitteldiscounters des
Oberverwaltungsgerichtes Minster vom 06.11.2008 entsprechen.

Stellungnahme der Verwaltung zu 2.

Der zitierte Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes Minster bestétigt die textlichen
Festsetzungen Nr. 2.1 und 2.2, denn diese ermdglichen gerade die Bestandssicherung des
vorhandenen Lebensmitteldiscounters, da sie neben dem Hauptsortiment Lebensmittel auch
die von dem Discounter angebotene ,Aktionsware" als zulassige Nutzung festschreiben.

Daruber hinaus deckt sich der in der textlichen Festsetzung Nr. 2.2 verankerte Anteil von bis
Zu 20% ,Aktionsware" an der Gesamtverkaufsflache mit den Angaben des OVG-
Beschlusses. Das OVG fuhrt in seinem Beschluss vom 06.11.2008 aus: ,Diese
Randsortimente machen — worauf das Verwaltungsgericht zutreffend hingewiesen hat — bei
den Lebensmitteldiscountern typischerweise einen Anteil von unter 20% des
Warenangebotes aus.”

3.

Es wird bemangelt, dass durch die festgesetzten Baugrenzen am vorhandenen Bestand
Umbaumafinahmen, die die Erweiterung des Gebaudebestandes zum Inhalt haben, nicht
mehr moglich sind.

Stellungnahme der Verwaltung zu 3.

Bei der vorliegenden Bauvoranfrage handelt es sich um die Beantragung einer
Verkaufsflachenerweiterung, welche sich gerade nicht auf rechtliche Notwendigkeiten — wie
bei der beantragten und genehmigten Erweiterung der Verkaufsflache im Zuge der
Errichtung eines Pfandraumes — bezieht.

Eine Anpassung an die gednderten Marktbedingungen kann durch Umorganisation innerhalb
des bestehenden Gebaudes bewerkstelligt werden, so dass in diesem Zusammenhang eine
Erweiterung des Baufensters nicht zwingend erforderlich ist.

Durch die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen der 11. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — wird der an der Bahnhofstral3e vorhandene
Discounter auf seinen genehmigten Bestand festgeschrieben, ohne dass dieser auf den
passiven Bestandsschutz reduziert wére, so dass der laufende Betrieb des Marktes und eine
Neuerrichtung oder Erneuerung planungsrechtlich abgesichert sind.

Die Rampe des bestehenden Einzelhandelsbetriebs ist nach 8§ 23 Abs. 5 S. 2i.V.m. 8 6 Abs.
10 BauO NRW aufRerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen zuléassig. Die
Neuerrichtung oder Erneuerung des gesamten Marktes ist danach durch die Festsetzungen
des Bebauungsplans vollstandig planungsrechtlich abgesichert.

4.

Weiterhin wird ausgefihrt, dass die vorgenannten Beschrankungen auch deshalb nicht
gerechtfertigt erscheinen, das aufgrund des bestehenden Bebauungsplanes ohnehin (wegen
Uberschreiten von 800 gm Verkaufsflache) die Geschossflachenobergrenze von 1.500 gm (&
11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 1977) zu beriicksichtigen waren. Zwar wird die
Geschossflachenobergrenze bei dem zuriickgestellten Bauvorbescheidsantrag geringfiigig
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Uberschritten. Jedoch ergibt die Auswirkungsanalyse der BBE Handelsberatung vom Juni
2012, dass hierdurch negative Auswirkungen auf die Schutzguter des § 11 Abs. 3 BauNVO
nicht zu erwarten sind.

Dartber hinaus wird auf die Stellungnahme der IHK Niederrhein vom 13.11.2012 verwiesen.

Stellungnahme der Verwaltung zu 4.
s. Ausfuhrungen der Verwaltung zu Il.a (Stellungnahme der IHK).

Schlussbemerkungen

Eine Beschrankung erscheint aus Sicht der Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen
unverhaltnismafig.

Insgesamt wird gebeten, von der Planung abzusehen oder zumindest bei der Planung die
zuruickgestellte Bauvoranfrage zu berticksichtigen.

Stellungnahme der Verwaltung zu den Schlussbemerkungen

Die Beschrankung ist verhaltnismafig und steht mit den Grundsatzen des
Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein in Einklang.

In die Gewerbefreiheit und die Eigentumsfreiheit wird nicht eingegriffen. Der Bestand findet
insofern ausreichend Bericksichtigung, dass durch die Festsetzungen der
Bebauungsplananderung fur den Lebensmitteldiscounter ein aktiver Bestandsschutz
gewabhrleistet ist.

Insgesamt wird festgestellt, dass die beantragte Erweiterung des Marktes dem Grundsatz 1
des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein widerspricht. Aus diesem Grund
wird der bestehende Lebensmitteldiscounter im Rahmen der 11. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — Hafenstral3e — auf seinen Bestand festgesetzt.

Il. Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behdérden geméald 8 4 Abs. 1 BauGB

a) Stellungnahme der Niederrheinischen Industrie- und Handelskammer (IHK)

Die Niederrheinische Industrie- und Handelskammer (IHK) regt in ihrer Stellungnahme an,
dass am Standort Aldi Hafenstral3e mafRvolle Erweiterungen, Anderungen und Erneuerungen
zulassig sein sollten, um die Zukunftsfahigkeit des Standortes zu sichern.

Begrindet wird diese Ansicht mit der im Einzelhandelskonzept der Stadt Emmerich am
Rhein (EHK) verankerten Ausnahme 1 zu Grundsatz 1 — Einzelhandelsbetriebe mit
nahversorgungsrelevantem Kernsortiment, innerhalb derer folgendes ausgefihrt wird: Bei
atypischer Fallgestaltung kénnen im begriindeten Einzelfall grof3flachige
Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment auch aufRerhalb der
zentralen Versorgungsbereiche zuléssig sein (vgl. S. 118 EHK). In den Erlauterungen wird
weiter ausgefiihrt, dass eine solche atypische Fallgestaltung dann vorliegt, wenn der
Einzelhandelsbetrieb aufgrund betrieblicher Besonderheiten oder der besonderen
stadtebaulichen Situation nicht zu der Art der Betriebe gehort, die von der Regelvermutung
gemal § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) erfasst werden.

Die Firma Aldi konnte gutachterlich nachweisen, dass von der Verkaufsflachenerweiterung
keine negativen Auswirkungen auf Zentrale Versorgungsbereiche oder die
Nahversorgungsstruktur ausgehen. Damit wirde die Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3
BauNVO keine Anwendung finden und der Tatbestand einer atypischen Fallgestaltung wéare
erfullt.
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Stellungnahme der Verwaltung

Eine atypische Fallgestaltung liegt bei der beantragten Verkaufsflachenerweiterung des Aldi-
Marktes an der Bahnhofstral3e nicht vor.

Entsprechend den Ausfilhrungen des EHK auf S. 119 liegt eine atypische Fallgestaltung
dann vor, wenn der Einzelhandelsbetrieb aufgrund betrieblicher Besonderheiten oder der
besonderen stddtebaulichen Situation nicht zu der Art Betriebe gehort, die von der
Regelvermutung gemaf § 11 Abs. 3 BauNVO erfasst und eine Nahversorqungsfunktion
nachgewiesen wird.

Betriebliche Besonderheiten

In dem in Rede stehenden Fall liegen die im EHK aufgefiihrten betrieblichen Besonderheiten
nicht vor. Betriebliche Besonderheiten, die von der typischen Fallgestaltung abweichen
kénnen, sind nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom
03.02.1984, — 4 C 54.80 —) gegeben

= bei einer Abweichung des Verhaltnisses von Geschossflache zu Verkaufsflache, d.h.
wenn der Anteil der Verkaufsflache wesentlich unter 2/3 der Geschossflache liegt,

= wenn der Betrieb beschrankt ist auf ein schmales Warensortiment,

= bei Artikeln, die Ublicherweise mit handwerklichen Dienstleistungen angeboten werden
(z.B. Kfz-Handel mit Werkstatt),

= bei Artikeln, die in einer gewissen Beziehung zu gewerblichen Nutzungen stehen.

Eine Unterversorgung des Gebietes mit Lebensmitteln ist nicht gegeben; es befinden sich
weitere Lebensmittelmérkte innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs Emmericher
Innenstadt und im Stadtteil Emmerich.

Der Markt liegt in stadtebaulich integrierter Lage und zahlt entsprechend dem im
Einzelhandelshandelskonzept verankerten Standortstrukturmodell zu den solitdren
Nahversorgungsstandorten. Diese Standorte sollen in inrem Bestand gesichert werden, um
eine flachendeckende wohnortnahe Grundversorgung innerhalb des Emmericher
Stadtgebietes sicherzustellen.

Besondere stadtebauliche Situation

Darlber hinaus besteht auch keine besondere stadtebauliche Situation, aufgrund derer eine
atypische Fallgestaltung und damit die Voraussetzung fiir die Anwendung der Ausnahme 1
des Grundsatzes 1 gegeben ware. Abweichungen der konkreten stadtebaulichen Situation
von der typischen Fallgestaltung gemal § 11 Abs. 3 BauNVO bestehen beispielsweise darin,

= dass der Einzugsbereich des Betriebes im Warenangebot bisher unterversorgt war und
innerhalb des Einzugsbereiches des Betriebes zentralen Versorgungsbereiche an
anderen Standorten (i.S.d. Einzelhandelskonzeptes) nicht vorgesehen sind oder

= der Betrieb in zentraler und fir die Wohnbevdlkerung gut erreichbarer Lage (stadtebaulich
integriert) errichtet werden soll, jedoch nur, wenn er der Standort- bzw.
Versorgungsstruktur (i.S.d. Einzelhandelskonzeptes) entspricht.

Nahversorgungsfunktion

Ebenfalls zu verneinen ist eine reine Nahversorgungsfunktion des bereits gro3flachigen
Lebensmitteldiscounters. Entsprechend den Ausfihrungen des EHK auf S. 120 ist von einer
Nahversorgungsfunktion auszugehen, wenn

= die sortimentsspezifische Kaufkraftabschdopfung des Planvorhabens in einem fuB3laufigen
600 Meter Radius an einem stadtebaulich integrierten Standort eine Quote von 35% der
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sortimentsspezifischen Kaufkraft (Nahrungs- und Genussmittel) der Bevdlkerung nicht
Uberschreitet und

= keine mehr als unwesentliche (> 10%) Uberschneidung des Einzugsbereiches
(n&herungsweise: 600 Meter-Radius) mit dem 600 Meter-Radius eines zentralen
Versorgungsbereiches besteht.

Mindestens aufgrund seiner Lage im Nahbereich des zentralen Versorgungsbereiches
Emmericher Innenstadt und einer damit einhergehenden mehr als unwesentlichen
Uberschneidung der Einzugsbereiche geht die Bedeutung des ansassigen
Lebensmitteldiscounters wesentlich Uber die Nahversorgungsfunktion hinaus.

Regelvermutung

Mit dem im Rahmen der Bauvoranfrage beigebrachten gutachterlichen Nachweis der Firma
Aldi, dass von der beantragten Verkaufsflachenerweiterung keine negativen Auswirkungen
auf zentrale Versorgungsbereiche oder die Nahversorgungsstruktur ausgehen, wird von
Seiten der IHK begriindet, dass die Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO keine
Anwendung findet.

Dem ist entgegen zu halten, dass eine Auswirkungsanalyse zur Klarung betrieblicher
Auswirkungen bei der Beurteilung des Baugesuchs tUberhaupt nur heranzuziehen ist, wenn
die Regelvermutung des § 11 Abs. 3 BauNVO entkraftet werden kann, das heif3t, wenn eine
atypische Fallgestaltung vorliegt. Die Regelvermutung kann allerdings nicht in der Weise
»-ausgehebelt* werden, dass die tatsdchlichen Auswirkungen eines grof3flachigen
Einzelhandelsbetriebs, deren Vorliegen kraft rechtlicher Anordnung vermutet wird, zum
Gegenstand einer solchen Auswirkungsanalyse gemacht werden.

Im vorliegenden Fall greift die Regelvermutung des 8 11 Abs. 3 BauNVO, da kein atypischer
Fall vorliegt.

Insgesamt wird festgestellt, dass die beantragte Erweiterung des Marktes dem Grundsatz 1
des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein widerspricht. Aus diesem Grund
wird der bestehende Lebensmitteldiscounter im Rahmen der 11. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — auf seinen Bestand festgesetzt.

b) Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD)

Der Kampfmittelbeseitigungsdienst bei der Bezirksregierung Disseldorf verweist in seiner
Stellungnahme vom 25.04.2013 auf seine Stellungnahme vom 12.06.2007.

In dieser Stellungnahme wird ausgefiihrt, dass die beantragte Flache in einem ehemaligen
Kampfgebiet liegt. Zuséatzlich liegen Hinweise auf eine mdgliche Existenz von Kampfmitteln
(Laufgraben) vor. Bei Bauarbeiten ist die Flache mit ferromagnetischen Sonden zu
Uberprifen. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie
Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc. ist grundsatzlich eine Sicherheitsdetektion
durchzufihren.

Stellungnahme der Verwaltung

Ein entsprechender Hinweis zum Thema Kampfmittel wird in die Begriindung zur
Bebauungsplananderung aufgenommen.
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c) Stellungnahme des Kreises Kleve — Untere Landschaftsbehdrde (ULB)

Der Kreis Kleve als Untere Landschaftsbehdrde (ULB) weist darauf hin, dass im
Baugenehmigungsverfahren eine Artenschutzprifung (ASP) im Sinne des 88 44 (5)
BNatSchG vorzulegen ist.

Stellungnahme der Verwaltung

Planungsziel der 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — ist die
Sicherung des an der Bahnhofstral3e anséassigen Lebensmitteldiscounters in seinem
Bestand durch Festsetzung eines Sondergebietes (SO) ,Grof3flachiger Einzelhandel”.

Fur das Sondergebiet (SO) ,Grof3flachiger Einzelhandel* wird festgesetzt, dass ein
Lebensmitteldiscounter bis zu einer Verkaufsflache von insgesamt 930 gm zuléssig ist (s.
textliche Festsetzung Nr. 2.1).

Damit wird der an der BahnhofstralR3e vorhandene Discounter auf seinen genehmigten
Bestand festgeschrieben, ohne dass dieser auf den passiven Bestandsschutz reduziert
ware, so dass der laufende Betrieb des Marktes und eine Neuerrichtung oder Erneuerung
planungsrechtlich abgesichert sind.

Im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens zur Neuerrichtung oder Erneuerung des
Marktes, welche durch die Festsetzungen der 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E
17/1 — HafenstralRe — lediglich im Bereich der bereits genutzten bzw. versiegelten Flachen
des bestehenden Marktes madglich ist, ist eine Artenschutzrechtliche Prifung (ASP)
durchzufihren.

Ein entsprechender Hinweis wird in die Begriindung zur Bebauungsplandnderung
aufgenommen.

Ill. Stellungnahmen aus der Offenlage geméaR 8 3 Abs. 2 BauGB

In der Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen vom 29.07.2013 werden die
bereits in der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB erhobenen
Bedenken aufrechterhalten und eine weitere Einwendung auf Grundlage von Ziel 7
Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) — Sachlicher Teilplan GroRflachiger Einzelhandel
geltend gemacht.

Folgende Stellungnahme der Verwaltung nimmt die bereits getétigten Ausfiihrungen aus der
ASE-Vorlage Nr. 05-15 0996/2013 (ASE-Sitzung vom 25.06.2013) auf und erganzt diese um
Aspekte aus dem im Rahmen der Offenlage eingegangenen Schriftsatz der
Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen.

lll.a) Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen

Beschrankung der Aktionsware

Die Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen weist in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass die
Festsetzungen nicht der Definition eines Lebensmitteldiscounters des
Oberverwaltungsgerichtes Munster vom 06.11.2008 entsprechen und die Beschrénkung der
Aktionsware auf 10% an zentrenrelevanter Ware nicht dem Beschluss des OVG Miunster zu
entnehmen sei.

Stellungnahme der Verwaltung

Der zitierte Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes Minster bestatigt die textlichen
Festsetzungen Nr. 2.1 und 2.2, denn diese ermdglichen gerade die Bestandssicherung des
vorhandenen Lebensmitteldiscounters, da sie neben dem Hauptsortiment Lebensmittel auch
die von dem Discounter angebotene ,Aktionsware" als zulassige Nutzung festschreiben.
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Daruber hinaus deckt sich der in der textlichen Festsetzung Nr. 2.2 verankerte Anteil von bis
zu 20% ,Aktionsware" an der Gesamtverkaufsflache mit den Angaben des OVG-
Beschlusses. Das OVG fihrt in seinem Beschluss vom 06.11.2008 aus: ,Diese
Randsortimente machen — worauf das Verwaltungsgericht zutreffend hingewiesen hat — bei
den Lebensmitteldiscountern typischerweise einen Anteil von unter 20% des
Warenangebotes aus.”

Dem steht nicht entgegen, dass der Anteil der zentrenrelevanten Sortimente im Bereich der
Aktionsware auf 10% der Gesamtverkaufsflache begrenzt wird. Es wird dadurch
sichergestellt, dass mit den angebotenen Sortimenten keine schadlichen Auswirkungen auf
den zentralen Versorgungsbereich der Emmericher Innenstadt einhergehen.

Erweiterung des Gebé&udebestands nicht mehr mdglich

Es wird bemangelt, dass durch die festgesetzten Baugrenzen am vorhandenen Bestand
Umbaumafnahmen, die die Erweiterung des Gebaudebestandes zum Inhalt haben, nicht
mehr moglich seien. Die bestehende Rampe sei aufgrund der geplanten Baugrenze
unzulassig, da es sich bei der Rampe nicht um ein abstandsflachenrechtlich zulassiges
Nebengebdude handele.

Stellungnahme der Verwaltung

Bei der vorliegenden Bauvoranfrage handelt es sich um die Beantragung einer
Verkaufsflachenerweiterung, welche sich gerade nicht auf rechtliche Notwendigkeiten — wie
bei der beantragten und genehmigten Erweiterung der Verkaufsflache im Zuge der
Errichtung eines Pfandraumes — bezieht.

Eine Anpassung an die geanderten Marktbedingungen kann durch Umorganisation innerhalb
des bestehenden Gebaudes bewerkstelligt werden, so dass in diesem Zusammenhang eine
Erweiterung des Baufensters nicht zwingend erforderlich ist.

Durch die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen der 11. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — Hafenstral3e — wird der an der Bahnhofstral3e vorhandene
Discounter auf seinen genehmigten Bestand festgeschrieben, ohne dass dieser auf den
passiven Bestandsschutz reduziert wére, so dass der laufende Betrieb des Marktes und eine
Neuerrichtung oder Erneuerung planungsrechtlich abgesichert sind.

Die Rampe des bestehenden Einzelhandelsbetriebs ist nach § 23 Abs. 5 S. 2i.V.m. § 6 Abs.
10 BauO NRW als bauliche Anlage, die kein Gebaude ist, au3erhalb der Giberbaubaren
Grundstucksflachen zuldssig. Es ist deshalb auch nicht mal3gebend, ob ein vom
Hauptgebaude unabhéangiges Nebengebaude vorliegt. Die Rampe ist eine sonstige bauliche
Anlage im Sinne der genannten Vorschriften, die in den Abstandflachen zulassig ist bzw.
zugelassen werden kann.

Verweis auf die Stellungnahme der IHK

Weiterhin wird ausgefiihrt, dass die vorgenannten Beschrankungen auch deshalb nicht
gerechtfertigt erscheinen, das aufgrund des bestehenden Bebauungsplanes ohnehin (wegen
Uberschreiten von 800 gm Verkaufsflache) die Geschossflachenobergrenze von 1.500 gm (8§
11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 1977) zu beriicksichtigen waren. Zwar wird die
Geschossflachenobergrenze bei dem zuriickgestellten Bauvorbescheidsantrag geringfiigig
Uberschritten. Jedoch ergibt die Auswirkungsanalyse der BBE Handelsberatung vom Juni
2012, dass hierdurch negative Auswirkungen auf die Schutzguter des 8§ 11 Abs. 3 BauNVO
nicht zu erwarten sind.

Dartber hinaus wird auf die Stellungnahme der IHK Niederrhein vom 13.11.2012 verwiesen.

Stellungnahme der Verwaltung

s. Ausfuhrungen der Verwaltung zu Il.a (Stellungnahme der IHK).
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Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) — Sachlicher Teilplan GroR3flachiger
Einzelhandel

Ferner wird ausgefiihrt, dass zu beriicksichtigen sei, dass nach dem neuen LEP NRW flr
bestehende Standorte Erweiterungsmaéglichkeiten ausnahmsweise zugelassen werden
kénnen, wenn hierdurch zentrale Versorgungsbereiche nicht beeintrachtigt werden. Dies sei
— wie gutachterlich dargelegt wurde — nicht der Fall.

Stellungnahme der Verwaltung

Nach Ziel 7 des LEP NRW — Sachlicher Teilplan GroR¥flachiger Einzelhandel dirfen
vorhandene Standorte von Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung
aul3erhalb von zentralen Versorgungsbereichen als Sondergebiete gemafl § 11 Abs. 3
Baunutzungsverordnung dargestellt und festgesetzt werden. Dabei sind die Sortimente und
Verkaufsflachen in der Regel auf die Verkaufsflachen zu begrenzen, die baurechtlichen
Bestandsschutz genieRen. Ausnahmsweise kommen auch geringfligige Erweiterungen in
Betracht, wenn diese fiir eine funktionsgerechte Weiternutzung des Bestandes notwendig
sind und durch die Festlegung keine wesentliche Beeintrachtigung zentraler
Versorgungsbereiche von Gemeinden erfolgt.

Eine Verpflichtung zur Uberplanung bestehender Standorte mit Erweiterungsmaoglichkeiten
ergibt sich aus dem LEP NRW — Sachlicher Teilplan Grof3flachiger Einzelhandel nicht.
Erweiterungen an dem Standort widersprechen vorliegend den stadtebaulichen Zielen der
Stadt Emmerich am Rhein fir den Standort. Ungeachtet dessen sind die geplanten
Erweiterungen nicht fur eine funktionsgerechte Weiterentwicklung des Bestandes in Form
der Erhaltung und zeitgemaflien Nutzung des Gebaudes notwendig.

Schlussbemerkungen

Eine Beschrankung erscheint aus Sicht der Rechtsanwaltskanzlei Lenz & Johlen
unverhaltnismanig.

Insgesamt wird gebeten, von der Planung abzusehen oder zumindest bei der Planung die
zurtickgestellte Bauvoranfrage zu berticksichtigen.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Beschrankung ist verhaltnismafig und steht mit den Grundsatzen des
Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein in Einklang.

In die Gewerbefreiheit und die Eigentumsfreiheit wird nicht eingegriffen. Der Bestand findet
insofern ausreichend Bericksichtigung, dass durch die Festsetzungen der
Bebauungsplananderung fur den Lebensmitteldiscounter ein aktiver Bestandsschutz
gewabhrleistet ist.

Insgesamt wird festgestellt, dass die beantragte Erweiterung des Marktes dem Grundsatz 1
des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein widerspricht. Aus diesem Grund
wird der bestehende Lebensmitteldiscounter im Rahmen der 11. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — Hafenstral3e — auf seinen Bestand festgesetzt.

IV. Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behdérden gemal 8 4 Abs. 2
BauGB

IV.a) Stellungnahme der Niederrheinischen Industrie- und Handelskammer (IHK)
Die Niederrheinische Industrie- und Handelskammer (IHK) erneuert in ihrer Stellungnahme

vom 05.08.2013 die Auffassung, dass in dem vorliegenden Fall die Voraussetzungen fir eine
atypische Fallgestaltung gegeben sind, da die stadtebauliche Situation von derjenigen
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abweicht, in der § 11 Abs. 3 BauNVO das Entstehen grof3flachiger Einzelhandelsbetriebe
wegen deren Auswirkungen verhindert wissen will.

Im Einzelhandelskonzept der Stadt Emmerich am Rhein wird auf Seite 119 ausgefiuhrt, dass
eine Abweichung der stadtebaulichen Situation von der typischen Fallgestaltung des § 11
Abs. 3 BauNVO u.a. dann vorliegt, wenn der Betrieb im Sinne des Einzelhandelskonzeptes
als stadtebaulich integriert eingestuft werden kann. Auf Seite 90 des Konzeptes erfolgt
genau diese Einstufung des Aldi-Standortes Bahnhofstraf3e. Dieser wird dort als
stadtebaulich integrierter Nahversorgungsstandort bezeichnet. Somit ist der Tatbestand einer
atypischen Fallgestaltung nach Einschatzung der IHK erfullt.

Die beabsichtigte Bauleitplanung versto3t nach Auffassung der IHK auch gegen den
Grundsatz der Verhaltnismagigkeit, da die Belange der Fa. Aldi nach ihrer Ansicht in der
Abwéagung weder ausreichend bewertet noch korrekt gewichtet wurden.

Die IHK halt ihre mit Schreiben vom 10.05.2013 bereits geduf3erten Bedenken aufrecht und
regt an, maRvolle Erweiterungen, Anderungen und Erneuerungen am Standort
HafenstraRe/BahnhofstraRe zu ermdglichen, um die Zukunftsfahigkeit des Standortes zu
sichern.

Stellungnahme der Verwaltung

Eine atypische Fallgestaltung liegt bei der beantragten Verkaufsflachenerweiterung des Aldi-
Marktes an der Bahnhofstral3e nicht vor.

Entsprechend den Ausfilhrungen des EHK auf S. 119 liegt eine atypische Fallgestaltung
dann vor, wenn der Einzelhandelsbetrieb aufgrund betrieblicher Besonderheiten oder der
besonderen stddtebaulichen Situation nicht zu der Art Betriebe gehort, die von der
Regelvermutung gemaf § 11 Abs. 3 BauNVO erfasst und eine Nahversorqungsfunktion
nachgewiesen wird.

Betriebliche Besonderheiten

In dem in Rede stehenden Fall liegen die im EHK aufgefiihrten betrieblichen Besonderheiten
nicht vor. Betriebliche Besonderheiten, die von der typischen Fallgestaltung abweichen
kénnen, sind nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom
03.02.1984, — 4 C 54.80 —) gegeben

= bei einer Abweichung des Verhéltnisses von Geschossflache zu Verkaufsflache, d.h.
wenn der Anteil der Verkaufsflache wesentlich unter 2/3 der Geschossflache liegt,

= wenn der Betrieb beschrankt ist auf ein schmales Warensortiment,

= bei Artikeln, die Ublicherweise mit handwerklichen Dienstleistungen angeboten werden
(z.B. Kfz-Handel mit Werkstatt),

= bei Artikeln, die in einer gewissen Beziehung zu gewerblichen Nutzungen stehen.

Eine Unterversorgung des Gebietes mit Lebensmitteln ist nicht gegeben; es befinden sich
weitere Lebensmittelmérkte innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs Emmericher
Innenstadt und im Stadtteil Emmerich.

Der Markt liegt in stadtebaulich integrierter Lage und zahlt entsprechend dem im
Einzelhandelshandelskonzept verankerten Standortstrukturmodell zu den solitdren
Nahversorgungsstandorten. Diese Standorte sollen in ihnrem Bestand gesichert werden, um
eine flachendeckende wohnortnahe Grundversorgung innerhalb des Emmericher
Stadtgebietes sicherzustellen.

Besondere stadtebauliche Situation

Darlber hinaus besteht auch keine besondere stadtebauliche Situation, aufgrund derer eine
atypische Fallgestaltung und damit die Voraussetzung fiir die Anwendung der Ausnahme 1
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des Grundsatzes 1 gegeben ware. Abweichungen der konkreten stadtebaulichen Situation
von der typischen Fallgestaltung gemaR § 11 Abs. 3 BauNVO bestehen beispielsweise darin,

= dass der Einzugsbereich des Betriebes im Warenangebot bisher unterversorgt war und
innerhalb des Einzugsbereiches des Betriebes zentralen Versorgungsbereiche an
anderen Standorten (i.S.d. Einzelhandelskonzeptes) nicht vorgesehen sind oder

= der Betrieb in zentraler und fir die Wohnbevdlkerung gut erreichbarer Lage (stadtebaulich
integriert) errichtet werden soll, jedoch nur, wenn er der Standort- bzw.
Versorgungsstruktur (i.S.d. Einzelhandelskonzeptes) entspricht.

Nahversorgungsfunktion

Ebenfalls zu verneinen ist eine reine Nahversorgungsfunktion des bereits gro3flachigen
Lebensmitteldiscounters. Entsprechend den Ausfihrungen des EHK auf S. 120 ist von einer
Nahversorgungsfunktion auszugehen, wenn

= die sortimentsspezifische Kaufkraftabschopfung des Planvorhabens in einem fuBlaufigen
600 Meter Radius an einem stadtebaulich integrierten Standort eine Quote von 35% der
sortimentsspezifischen Kaufkraft (Nahrungs- und Genussmittel) der Bevolkerung nicht
Uberschreitet und

= keine mehr als unwesentliche (> 10%) Uberschneidung des Einzugsbereiches
(n&herungsweise: 600 Meter-Radius) mit dem 600 Meter-Radius eines zentralen
Versorgungsbereiches besteht.

Mindestens aufgrund seiner Lage im Nahbereich des zentralen Versorgungsbereiches
Emmericher Innenstadt und einer damit einhergehenden mehr als unwesentlichen
Uberschneidung der Einzugsbereiche geht die Bedeutung des ansassigen
Lebensmitteldiscounters wesentlich Gber die Nahversorgungsfunktion hinaus.

Regelvermutung

Mit dem im Rahmen der Bauvoranfrage beigebrachten gutachterlichen Nachweis der Firma
Aldi, dass von der beantragten Verkaufsflachenerweiterung keine negativen Auswirkungen
auf zentrale Versorgungsbereiche oder die Nahversorgungsstruktur ausgehen, wird von
Seiten der IHK begriindet, dass die Regelvermutung des 8§ 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO keine
Anwendung findet.

Dem ist entgegen zu halten, dass eine Auswirkungsanalyse zur Klarung betrieblicher
Auswirkungen bei der Beurteilung des Baugesuchs tUberhaupt nur heranzuziehen ist, wenn
die Regelvermutung des § 11 Abs. 3 BauNVO entkréftet werden kann, das heil3t, wenn eine
atypische Fallgestaltung vorliegt. Die Regelvermutung kann allerdings nicht in der Weise
~-ausgehebelt” werden, dass die tatsdchlichen Auswirkungen eines grol3flachigen
Einzelhandelsbetriebs, deren Vorliegen kraft rechtlicher Anordnung vermutet wird, zum
Gegenstand einer solchen Auswirkungsanalyse gemacht werden.

Im vorliegenden Fall greift die Regelvermutung des 8 11 Abs. 3 BauNVO, da kein atypischer
Fall vorliegt.

Soweit in der Stellungnahme der Niederrheinischen Industrie- und Handelskammer vom
05.08.2013 die Auffassung vertreten wird, der Standort liege in stadtebaulich integrierter
Lage, so dass nach den Ausfihrungen auf S. 119 des Einzelhandelskonzeptes der Stadt
Emmerich am Rhein ein atypischer Fall im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO vorliege, ist dies
unzutreffend. Auf S. 119 des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein heif3t
es, dass ein atypischer Fall beispielsweise vorliegen kénne, wenn der Betrieb in zentraler
und fir die Wohnbevélkerung gut erreichbarer Lage (stadtebaulich integriert) errichtet
werden soll, jedoch nur, wenn er der Standort- bzw. Versorgungsstruktur (i.S.d.
Einzelhandelskonzepts) entspricht.
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Letztere Voraussetzung ist vorliegend nicht gegeben. Ausweislich der Ziele des
Einzelhandelskonzeptes (S. 63) muss aus gesamtstadtischer Sicht bei kiinftigen An- oder
Umsiedlungs- und Erweiterungsvorhaben im Bereich der Nahversorgung vor allem auf eine
qualitatvolle Verbesserung im Sinne eines ausgewogenen und modernen
Betriebsformenmixes an stadtebaulich sinnvollen Standorten geachtet werden. Die
Erweiterung der Verkaufsflache fiihrt vorliegend nicht zu einer Anderung des
Betriebsformenmixes. Ein atypischer Fall liegt deshalb auch nach den Zielen des
Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein nicht vor. Eine Widerlegung der
Regelvermutung des 8§ 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO ist nicht méglich.

Die in dem Bebauungsplan vorgesehenen Beschrankungen sind auch verhaltnismalig.
UnverhaltnismaRige Eingriffe in die Gewerbe- und Eigentumsfreiheit liegen nicht vor. Der
Bestand findet ausreichend Beriicksichtigung, da durch die Festsetzungen fiir den
Lebensmitteldiscounter aktiver Bestandsschutz gewéhrleistet ist. Die Festsetzungen des
Bebauungsplanes sind erforderlich und angemessen.

Insgesamt wird festgestellt, dass die beantragte Erweiterung des Marktes dem Grundsatz 1
des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Emmerich am Rhein widerspricht. Aus diesem Grund
wird der bestehende Lebensmitteldiscounter im Rahmen der 11. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstralRe — auf seinen Bestand festgesetzt.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRBnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Malinahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 2.3.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1057 Planzeichnung Satzungsexemplar
Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1057 Legende Satzungsexemplar

Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1057 Textll. Festsetz. Satzungsbeschluss
Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1057 Hinweise Satzungsbeschluss

Anlage 5 zu Vorlage 05-15 1057 Begriindung Satzungsexemplar

Anlage 6 zu Vorlage 05-15 1057 Stellungnahmen Offentlichkeit Behorden
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11. And. B-Plan Nr. E 17/1 - HafenstralRe
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PLANZEICHENERLAUTERUNG

Art der baulichen Nutzung
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. Nr. 1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO)

SO

"GroRflachiger
Einzelhandel"

Sondergebiet "GroRflachiger Einzelhandel"

Mal3 der baulichen Nutzung

(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO, § 17 BauNVO, § 19 BauNVO)

0,8 Grundflachenzahl
I Zahl der Vollgeschosse als HéchstmafR
OK 25’90 m Oberkante Geb&ude
Uber NN

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze
Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Elnfahrt Einfahrt
Ausfahrt Ausfahrt

v

Sonstige Planzeichen

r [ 1
Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches
der Bebauungsplanénderung
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
[

r L& N ] ﬂ
Umgrenzung von Flachen fiir Stellplatze

I S t I (59 Abs. 1 Nr.4 BauGB)

| I ——

Bestandsdarstellungen und Hinweise

O—O Vorhandene Flurstlicksgrenze

356 Vorhandene Flurstiicksnummer

1 796 Bestandshdéhen tber NN
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. ALLGEMEINE ZWECKBESTIMMUNG

Das Sondergebiet (SO) ,GroR¥flachiger Einzelhandel* dient der Unterbringung eines
Lebensmitteldiscountmarktes.

2. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(89 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 88 1 und 11 BauNVO)

2.1 Zulassig ist ein Einzelhandelsbetrieb mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten als
Kernsortiment entsprechend der ,Emmericher Sortimentsliste* mit einer Verkaufsflache
bis zu 930 gm.

2.2 Innerhalb des SO ,GrofR¥flachiger Einzelhandel” ist ,Aktionsware” bis zu einem Anteil
von 20% der Gesamtverkaufsflache zulassig, wobei die Aktionsware nur zu einem An-
teil von 10% der Gesamtverkaufsflache aus zentrenrelevanten Sortimenten bestehen
darf.

Emmericher Sortimentsliste

Zentrenrelevante Sortimente

Nahversorgungsrelevante Sortimente

Back- und Fleischwaren
Drogeriewaren

Getranke

Nahrungs- und Genussmittel
Parfiimerie- und Kosmetikartikel
Pharmazeutika/Reformwaren
Schnittblumen

Bliromaschinen

Computer und Zubehor

Elektrokleingerate

Fahrrader und technisches Zubehdor

Fotoartikel

Gardinen

Geschenkartikel

Glas/Porzellan/Keramik
Handarbeitsbedarf/Kurzwaren/Meterware/Stoffe/Wolle
Haushaltswaren

Heimtextilien/Dekostoffe/Haus- und Tischwasche
Horgerate

Zeitungen/Zeitschriften

Angler- und Jagdbedarf Kinderwagen

Bekleidung Kunstgewerbe/Bilder/Bilderrahmen
Bettwasche Kinstlerartikel/Bastelzubehor

Bild- und Tontrager Lederwaren/Taschen/Koffer/Regenschirme
Bicher Musikinstrumente und Zubehor

Optik/Augenoptik
Papier/Blrobedarf/Schreibwaren
Sanitatsbedarf

Schuhe

Spielwaren

Sportartikel/-gerate
Sportbekleidung

Sportschuhe

Sportgro3gerate
Telekommunikation und Zubehér
Uhren/Schmuck
Unterhaltungselektronik und Zubehor
Waffen




Nicht-zentrenrelevante Sortimente

Bauelemente/Baustoffe Kamine/Kacheltfen
Bettwaren/Matratzen Kfz-, Caravan- und Motorradzubehor
Bodenbelage/Teppiche Lampen und Leuchten, Leuchtmittel
Campingartikel Maschinen/Werkzeuge
Eisenwaren/Beschlage Mobel

ElektrogroRgerate Pflanzen/Samen
Elektroinstallationsmaterial Rollladen/Markisen

Erotikartikel Sanitarartikel

Farben/Lacke Tapeten

Fliesen Zoologische Artikel/lebende Tiere
Gartenbedarf/-gerate

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Grundflachenzahl (GRZ)

Gemal § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, dass die zuldssige Grundflache
von 0,8 durch die Grundflachen der Stellplatze mit ihren Zufahrten bis zu einer Grund-
flachenzahl von 0,9 Uberschritten werden darf.

Hoéhe baulicher Anlagen

Gemal 8§ 16 Abs. 4 BauNVO wird die Oberkante Gebaude (OK) im Sondergebiet (SO)
auf maximal 25,90 m Uber NN festgesetzt.

Eine Uberschreitung der festgesetzten Gebaudehohe ist durch untergeordnete Bauteile
und Nebenanlagen (z.B. Kamine und Antennen) bis zu einer Hohe von 1,50 m zuldssig.
FLACHEN FUR STELLPLATZE

Gemal 8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass
Stellplatze nur innerhalb des dafur festgesetzten Bereiches zulassig sind.
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HINWEISE

1. VER- UND ENTSORGUNG/VERSICKERUNG

Das Bebauungsplangebiet ist an die offentliche Strom-, Gas- und Wasserversorgung der Stadt-
werke Emmerich GmbH angeschlossen.

A) Schmutzwasser

Die Abwasserentsorgung des bestehenden Marktes erfolgt fir das Schmutzwasser Uber einen
Anschluss an den vorhandenen Mischwasserkanal in der Bahnhofstralie.

B) Niederschlagswasser

Entsprechend den Vorgaben des 8 51 a Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) soll Nieder-
schlagswasser von neu bebauten Grundstiicken vor Ort versickert werden.

Entsprechend dem Runderlass des Ministeriums fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft
vom 18.05.1998 erfordert die Umsetzung der gesetzlichen Rechtsvorschriften frihzeitige Pla-
nungsaussagen zur Niederschlagswasserbeseitigung der betroffenen Baugebiete. Bereits im
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die erforderlichen ErschlieRungsanlagen zu pla-
nen und die dafur notwendigen Flachen zu sichern.

Zur Beurteilung, ob eine Versickerung des Niederschlagswassers vor Ort oder eine ortsnahe
Einleitung in ein Gewasser mdglich ist, sind regelmé&Rig mindestens Grundaussagen zu den
geohydrologischen Randbedingungen (bei ortsnaher Einleitung zusatzliche Angaben zur Leis-
tungsfahigkeit des oberirdischen Gewassers) und zur Sicherstellung der ggf. erforderlichen Fla-
chen fir die Entwasserungsanlagen notwendig.

Der bestehende Markt leitet das auf seinem Grundstlick anfallende Niederschlagswasser der
Dachflachen und der vorhandenen Stellplatzanlage in den in der Bahnhofstraf3e vorhandenen
Mischwasserkanal ein.

C) Millentsorgung

Uber die B 8 und die HafenstraRe kann das Plangebiet durch das Miillfahrzeug des Entsor-
gungsunternehmens angefahren und die Mullentsorgung direkt durchgefiihrt werden.

D) Versorgungsleitungen

Im Anderungsbereich befinden sich bereits Versorgungsleitungen der Stadtwerke Emmerich
GmbH.

2. ARTENSCHUTZ

Die Notwendigkeit zur Durchfihrung einer Artenschutzprifung (ASP) im Rahmen von Pla-
nungsverfahren oder bei der Zulassung von Vorhaben ergibt sich aus den unmittelbar gelten-
den Regelungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. 88 44 Abs. 5 und 6 und 45 Abs. 7
BNatSchG. Damit sind die entsprechenden Artenschutzbestimmungen der FFH-RL (Art. 12, 13
und 16 FFH-RL) und der V-RL (Art. 5, 9 und 13 V-RL) in nationales Recht umgesetzt worden.
Bei Zuwiderhandlungen gegen die Artenschutzbestimmungen sind die 8§ 69 ff. BNatSchG zu
beachten.

Das Gebiet der 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstralRe — befindet sich
im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbereich eines Landschaftsplans. Die Planflachen
beinhalten weder Schutzgebiete noch geschitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutz-
rechts. Im Plangebiet selbst oder in seinem unmittelbaren Umfeld liegen weder Gebiete von



gemeinschaftlicher Bedeutung noch kommen Europdaische Vogelschutzgebiete wie ein Lebens-
raumtyp nach der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie) vor.

Die Anderung des Bebauungsplanes beinhaltet eine Bestandssicherung des bestehenden Le-
bensmittelmarktes und der dazu zahlenden Stellplatzanlage. Bauliche Erweiterungen werden
durch die B-Plan-Anderung nicht vorbereitet.

Aktuell liegen fir den Bereich der Bebauungsplananderung im Fachinformationssystem des
Landes Nordrhein-Westfalen keine konkreten Hinweise auf das Vorkommen planungsrelevanter
Arten vor.

Im Baugenehmigungsverfahren ist eine Artenschutzprifung (ASP) im Sinne des 88 44 (5)
BNatSchG vorzulegen.

3. BODENDENKMALER

Entsprechend den Bestimmungen der 88 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes NW ist beim
Auftreten archaologischer Bodenfunde und Befunde die Gemeinde als Untere Denkmalbehédrde
oder das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege, Aul3enstelle Xanten, Gelderner StralRe 3,
46509 Xanten, Telefon 02801/776290, Fax 02801/7762933, unverziglich zu informieren. Bo-
dendenkmal und Fundstelle sind zunachst unverandert zu erhalten.

4., UBERSCHWEMMUNGSGEBIETE

Das Plangebiet liegt im potentiellen Uberschwemmungsgebiet des Rheins.

5. KAMPEMITTEL

Die Flache der Bebauungsplandnderung liegt in einem ehemaligen Kampfgebiet. Zusétzlich
liegen Hinweise auf eine mogliche Existenz von Kampfmitteln (Laufgraben) vor. Bei Bauarbei-
ten ist die Flache mit ferromagnetischen Sonden zu Uberprifen. Erfolgen Erdarbeiten mit erheb-
lichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc. ist grundsétzlich
eine Sicherheitsdetektion durchzufiihren.
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DER BURGERMEISTER
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11. Anderung
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Fassung zum Satzungsbeschluss
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1. Planungsanlass

Die 11. Anderung des Bebauungsplans Nr. E 17/1 — HafenstraRe — tiberplant den norddstlichen
Teilbereich des Plangebiets des Bebauungsplans Nr. E17/1. Die von der Planung betroffene
Flache wird derzeit durch einen Lebensmitteldiscounter mit einer Verkaufsflache von etwa 928
m2 und einer Geschossflache von etwa 1.475 m2 genutzt.

Der Betreiber des Lebensmitteldiscounters hat unter dem 06.07.2012 eine Bauvoranfrage fur
eine Erweiterung des Marktes beantragt. Wegen des beantragten Erweiterungsumfanges ist die
Bauvoranfrage schon auf der Grundlage des derzeit geltenden Bebauungsplans Nr. E 17/1
nicht genehmigungsfahig. Allerdings liegt dem Bebauungsplan Nr. E 17/1 noch die Baunut-
zungsverordnung von 1977 zu Grunde, so dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass eine
Erweiterung des bestehenden Lebensmittelmarktes in beschranktem Umfang genehmigungsfa-
hig sein kdnnte. Um insofern Uber jeden Zweifel erhaben zu sein und kinftig zu erwartenden
Baugesuchen entgegen treten zu kénnen, soll der Bebauungsplan als selbstandiger Ande-
rungsplan neu aufgestellt werden.

2. Planungsziel

Beabsichtigt ist, durch die 11. Anderung des Bebauungsplans Nr. E 17/1 — HafenstraRe — einen
selbstandigen Anderungsplan aufzustellen, der unabh&angig vom bislang giiltigen Bebauungs-
plan Nr. E 17/1 — Hafenstral3e — die kinftige stadtebauliche Entwicklung auf der in Rede ste-
henden Flache verbindlich regelt.

Durch den Bebauungsplan soll insbesondere ein Ausgleich zwischen den Interessen des
Grundstiuckseigentimers und den offentlichen Interessen geschaffen werden.

Dabei ist auf der einen Seite das Einzelhandelskonzept der Stadt Emmerich am Rhein, das der
Rat der Stadt Emmerich am Rhein am 31.05.2011 als stadtebauliches Entwicklungskonzept i.
S. des 8§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen hat, von Belang. Da der Standort des Lebensmit-
teldiscounters auf3erhalb der im Einzelhandelskonzept der Stadt Emmerich am Rhein ausge-
wiesenen zentralen Versorgungsbereiche liegt, ist zumindest eine Erweiterung und Nutzungs-
anderung von Einzelhandelsvorhaben mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten
im Plangebiet kiinftig auszuschlieRen.

Selbstverstandlich dirfen auf der anderen Seite die Eigentimerinteressen insbesondere an
einem Fortbestand der bisherigen Nutzung nicht vernachlassigt werden. Der Ausgleich dieser
Belange soll dadurch erreicht werden, dass die in Rede stehende Flache als Sondergebiet
.Groflflachiger Einzelhandel” unter Festsetzung einer betriebsbezogenen Verkaufsflachenbe-
schrankung zur Sicherung des Bestands Uberplant wird. Dabei ist gleichfalls Augenmerk auf
eine sortimentsbezogene Beschrankung des Einzelhandels zu legen.

Die vorgenannte Uberplanung im Hinblick auf die Art der baulichen Nutzung soll sich letztlich
auch in den Festsetzungen zum Mal3 der baulichen Nutzung und zu den tberbaubaren Grund-
stucksflachen wiederfinden.

Die Planung beabsichtigt somit, die widerstreitenden o6ffentlichen und privaten Interessen da-
durch auszugleichen, dass der vorhandene Betrieb auf den Bestand festgeschrieben wird, ohne
dass dieser auf den passiven Bestandsschutz reduziert ware.
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Hervorzuheben ist nochmals, dass es sich bei der 11. Anderung des Bebauungsplans Nr. E
17/1 — HafenstraBe — um einen eigenstandigen Plan im Sinne eines selbststandigen Ande-
rungsplans und nicht um eine unselbststandige Plananderung des Bebauungsplans Nr. E 17/1
in der derzeit giltigen Fassung handelt.

3. Verfahren
3.1  Aufstellungsbeschluss

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung (ASE) hat in seiner Sitzung am 11.09.2012 den Aufstel-
lungsbeschluss zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — gefasst.

Weiterhin hat der ASE in seiner Sitzung am 11.09.2012 einen Beschluss zur Beteiligung der
Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und der Behdrden gemaf § 4 Abs. 1 BauGB gefasst.

3.2 Art des Verfahrens

Die Flachen betreffen einen bebauten durch Einzelhandel genutzten Bereich. Durch diese Bau-
leitplanung werden keine Uber die Bestandssituation hinausgehenden erheblichen Umweltaus-
wirkungen vorbereitet.

Das Bebauungsplanverfahren setzt Grundflachen im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO in einem
Gesamtumfang von weniger als 20.000 gm fest. Somit treffen die in § 13 a Abs. 1 BauGB ge-
nannten Voraussetzungen fur die Aufstellung von ,Bebauungsplanen der Innenentwicklung® im
Rahmen ,beschleunigter Verfahren“ zu. Diese verfahrenserleichternden Bestimmungen sollen
fur die Durchfiihrung dieses Bebauungsplanverfahrens zur Anwendung kommen.

Fur die Aufstellung von Bebauungsplanen der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB gelten die
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB.

Danach kann u. a. von den formellen friihzeitigen Offentlichkeits- und Behordenbeteiligungen
nach 88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden.

Von dieser Mdglichkeit des Verzichtes auf die Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB
soll Gebrauch gemacht werden, indem der Planvorentwurf bei der Verwaltung zur Einsichtnah-
me und Erlauterung vorgehalten wird. Um die betroffenen Grundstiickseigentimer in die aktuel-
le Planung einzubeziehen, werden diese unter Anwendung der stadtischen Richtlinien tber die
Burgerbeteiligung an Bauleitplanverfahren nach BauGB neben der 6ffentlichen Bekanntma-
chung auch noch personlich tber die Frist der Einsichtnahmemadglichkeit des Planvorentwurfes
und der spateren offentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes, bei der wiederum Stel-
lungnahmen zur Planung abgegeben werden kénnen, in Kenntnis gesetzt.

3.3 Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses

Der Aufstellungsbeschluss zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstralRe —
wurde im Amtsblatt der Stadt Emmerich am Rhein am 18.09.2012 6ffentlich bekannt gemacht
und am 27.03.2013 unter Beriicksichtigung des Beschlusses des OVG NRW vom 08.02.2013
erneut offentlich bekannt gemacht.
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3.4  Zurickstellung des Baugesuchs

Das Baugesuch des Lebensmitteldiscounters wurde Ende September 2012 gemanR § 15 Abs. 1
Satz 1 BauGB zurlickgestellt.

3.5 Frihzeitige Beteiligungen der Offentlichkeit und der Beh6rden

Aufgrund des gewdhlten Verfahrens zur Aufstellung von Bebauungsplanen der Innenentwick-
lung gemaR § 13 a BauGB wurde auf die Durchfiihrung einer Offentlichkeitsbeteiligung in Form
einer BlUrgerversammlung verzichtet.

Stattdessen hat die Beteiligung der Offentlichkeit zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E
17/1 — HafenstraRe — gemald 8 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Einsichthahme in den Planvor-
entwurf im Rathaus Emmerich in der Zeit vom 22.04.2013 bis zum 22.05.2013 einschlieflich
stattgefunden.

Im gleichen Zeitraum wurden die Behérden gemaR § 4 Abs. 1 BauGB im Rahmen des o0.g. An-
derungsverfahrens beteiligt.

3.6 Offenlage

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 25.06.2013 Beschlisse zu den im
Rahmen der friihzeitigen Beteiligungen eingegangenen Stellungnahmen gefasst und beschlos-
sen, die Offenlage des Entwurfes zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — Hafen-
stralle — gemal § 3 Abs. 2 BauGB durchzufihren.

Die ¢ffentliche Auslegung des Entwurfes zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 —
HafenstraRe — gemal 8 3 Abs. 2 BauGB sowie die parallel laufende Beteiligung der Behdrden
gemal 8 4 Abs. 2 BauGB hat in der Zeit vom 15.07.2013 bis zum 15.08.2013 einschlief3lich
stattgefunden.

4. Planungsrechtliche Vorgaben
4.1 Regionalplan (GEP)

Die Bezirksregierung Disseldorf teilt im Rahmen der Anpassung der Bauleitplanung an die Zie-
le der Raumordnung gemal § 34 Abs. 1 und 5 Landesplanungsgesetz (LPIG) des Landes
Nordrhein-Westfalen mit Schreiben vom 26.10.2012 mit, dass gegen den vorgelegten Bebau-
ungsplan und die entsprechende Berichtigung des Flachennutzungsplanes (FNP) keine landes-
planerischen Bedenken bestehen.

Die landesplanerischen Ziele zur Ansiedlung von grofflachigen Einzelhandelsbetrieben erge-
ben sich aus dem Regionalplan fur den Regierungsbezirk Disseldorf (GEP 99).

Gemal Kapitel 1.2, Ziel 4, Satz 1 des Regionalplans dirfen Gebiete fir grof3flachige Einzel-
handelsbetriebe im Sinne von 8§ 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) nur in Allgemei-
nen Siedlungsbereichen (ASB) dargestellt werden. Der hier betroffene Standort liegt innerhalb
eines ASB. Landesplanerische Ziele stehen dem Vorhaben nicht entgegen.

Stadt Emmerich am Rhein Q FB 5 — Stadtentwicklung — Q August 2013




Begriindung zur 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — Seite 6

Dartber hinaus ist der Landesentwicklungsplan (LEP) — sachlicher Teilplan ,Grol3flachiger Ein-
zelhandel” zu berticksichtigen, welcher als Entwurf vorliegt und fir den derzeit ein Beteiligungs-
verfahren gemaf 8 10 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) durchgefiihrt wird. Die darin enthal-
tenen in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung sind als sonstige Erfordernisse der
Raumordnung gemaf § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG im Rahmen der beim Satzungsbeschluss zu tref-
fenden Abwéagungsentscheidung zu berlcksichtigen (vgl. 8 4 Abs. 1 ROG). Tritt der sachliche
Teilplan des LEP vor Abschluss des Bauleitplanverfahrens in Kraft, ist die Vereinbarkeit des
Bebauungsplanes mit dem LEP Wirksamkeitsvoraussetzung i. S. d. 8 1 Abs. 4 BauGB. Die In-
kraftsetzung und Veroffentlichung des Teilplans zum LEP wird von Seiten der Staatskanzlei fur
2013 avisiert.

Gemal Ziel 2 durfen Kern- und Sondergebiete fur Vorhaben i. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO mit
zentrenrelevantem Kernsortiment nur in zentralen Versorgungsbereichen dargestellt und fest-
gesetzt werden. Diese Voraussetzung ware hier nicht erfiillt, da sich das Vorhaben auf3erhalb
des im Einzelhandelskonzept der Stadt Emmerich am Rhein festgelegten Hauptzentrums In-
nenstadt befindet.

Gemal Ziel 7 Satz 1 durfen jedoch vorhandene Standorte aul3erhalb von zentralen Versor-
gungsbereichen als Sondergebiet dargestellt und festgesetzt werden. Die beabsichtigte Uber-
planung steht daher grundsétzlich nicht im Widerspruch zu den in Aufstellung befindlichen Zie-
len. GemalR Ziel 7 Satz 2 sind dabei sowohl die Sortimente als auch die Verkaufsflachen in der
Regel auf den genehmigten Bestand zu begrenzen.

4.2 Flachennutzungsplan (FNP)

Der Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Emmerich am Rhein stellt fir das Plangebiet ge-
mischte Bauflachen dar.

Gemal § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des
Flachennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flachennutzungsplan
geandert ist. Die geordnete stadtebauliche Entwicklung der Gemeinde darf dadurch nicht beein-
trachtigt werden. Dies ist durch den vorliegenden Bebauungsplan nicht zu befiirchten. Der Be-
bauungsplan hat zum Ziel, Gber die Darstellung eines Sondergebietes mit der Zweckbestim-
mung ,Grol3flachiger Einzelhandel” die Verkaufsflache eines vorhandenen Lebensmitteldis-
counters auf den Bestand festzuschreiben.

Der FNP wird nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens im Wege der Berichtigung ange-
passt.

4.3 Informelle Planungen — Einzelhandelskonzept (EHK)

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 31.05.2011 ein Einzelhandels-
konzept fir das Stadtgebiet von Emmerich am Rhein i. S. eines Stadtebaulichen Entwicklungs-
konzeptes gemaf 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen, welches bei der Aufstellung der Bau-
leitpléne zu berucksichtigen ist.

Ziele des Einzelhandelskonzeptes
Die Ubergeordneten Ziele zur Einzelhandels- und Zentrenentwicklung in Emmerich am Rhein

leiten sich aus der einzelhandelsspezifischen Situation der Gesamtstadt, daraus resultierenden
Bewertungen sowie allgemeinen Rahmenbedingungen (z.B. Bevdlkerungsentwicklung und —
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verteilung, siedlungsraumliche und verkehrliche Situation) ab. Sie stellen Leitlinien zur Forcie-
rung der innerdrtlichen Entwicklung, der mafdvollen Einzelhandelsentwicklung auf3erhalb der
zentralen Versorgungsbereiche sowie zum Erhalt bzw. Ausbau der wohnungsnahen Grundver-
sorgung dar.

Auf dieser Grundlage werden kunftige Ziele und MalRnahmen fir die einzelnen Bereiche der
Stadt definiert, die eine positive, zukunftsorientierte Stadtentwicklung gewdahrleisten sollen:

= Sicherung der landesplanerischen Funktion der Stadt Emmerich am Rhein als Mittelzentrum,

= Sicherung und Ausbau eines attraktiven Einzelhandelsangebotes in Emmerich am Rhein,

= Sicherung und Starkung der Funktionsvielfalt der Innenstadt,

= Sicherung und Ausbau eines Grund- und Nahversorgungsangebotes im gesamten Stadtge-
biet, insbesondere durch funktionsféhige zentrale Versorgungsbereiche sowie ergénzende
Nahversorgungsstandorte,

= gezielte und geordnete Entwicklungen des grof3flachigen, insbesondere des zentrenrelevan-
ten Einzelhandels,

= Planungs- und Investitionssicherheit fir bestehenden und anzusiedelnden Einzelhandel und

= Verhinderung konterkarierender Planungen.

5. Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet umfasst einen Bereich sudlich der Bahnhofstral3e (B 8) sowie westlich der Ha-
fenstralR3e und beinhaltet die Flurstiicke 355 und 356, Flur 17, Gemarkung Emmerich.
Die GrolRe des Bebauungsplanbereiches belauft sich auf eine Flache von ca. 6.811 gm.

6. Festsetzungen
6.1  Artder baulichen Nutzung
Zweckbestimmung

Der am Standort BahnhofstraRe vorhandene Lebensmitteldiscounter soll durch die Festsetzung
eines Sondergebietes (SO) ,Grof3flachiger Einzelhandel” in seinem Bestand gesichert werden
und bei Wegfall des Bestandes soll die Unterbringung eines Lebensmitteldiscountmarktes er-
maoglicht werden (s. textliche Festsetzung Nr. 2.1).

Da die Verkaufsflache des Discounters in seinem genehmigten Bestand bereits ca. 928 gm und
die Geschossflache ca. 1.475 gm betragt, handelt es sich um einen groR3flachigen Einzelhan-
delsbetrieb, welcher auRer in Kerngebieten nur in fir ihn festgesetzten Sondergebieten i. S. des
§ 11 BauNVO zulassig ist.

Kerngebiete (MK) i. S. 8 7 BauNVO dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrie-
ben sowie der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur.

Die Festsetzung eines MK-Gebietes scheidet hier aus, da der in 8 7 Abs. 1 BauNVO aufgefiihr-
te kerngebietstypische Nutzungsmix in dem vorliegenden Fall nicht erreicht wird. Bei der 11.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — handelt es sich um die Bestands-
festsetzung eines Lebensmitteldiscounters im Plangebiet. Zusammen mit den flir den Markt
notwendigen Stellplatzen bleibt kein Raum fiur die Entwicklung eines Kerngebietes mit weiteren
kerngebietstypischen Nutzungen.
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Insofern soll der bestehende Lebensmitteldiscounter durch die Festsetzung eines Sondergebie-
tes (SO) ,GroR¥flachiger Einzelhandel” in seinem Bestand gesichert werden.

Maximale Verkaufsflache

Fur das Sondergebiet (SO) ,GroR¥flachiger Einzelhandel* wird festgesetzt, dass ein Lebensmit-
teldiscounter bis zu einer Verkaufsflache von insgesamt 930 gm zulassig ist (s. textliche Fest-
setzung Nr. 2.1).

Damit wird der an der BahnhofstraRe vorhandene Discounter auf seinen genehmigten Bestand
festgeschrieben, ohne dass dieser auf den passiven Bestandsschutz reduziert ware, so dass
der laufende Betrieb des Marktes und eine Neuerrichtung oder Erneuerung planungsrechtlich
abgesichert sind.

Begriindet wird diese einschrédnkende Festsetzung mit dem stadtebaulichen Ziel der Erhaltung
und Entwicklung des zentralen Versorgungsbereiches des Emmericher Hauptzentrums (vgl. 8 1
Abs. 6 Nr. 4 BauGB) und entspricht damit den im Einzelhandelskonzept formulierten tberge-
ordneten Zielen der Einzelhandelsentwicklung in Emmerich am Rhein.

Dartber hinaus wird mit dieser Festsetzung dem Grundsatz 1 des Einzelhandelskonzeptes
Rechnung getragen. Dieser Grundsatz sieht vor, dass Standorte flr Einzelhandelsbetriebe mit
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten in den zentralen Versorgungsbereichen (ZVB) lie-
gen sollen.

Der sich an der BahnhofstraBe befindende Lebensmitteldiscounter liegt aul3erhalb des ZVB
Innenstadt.

Die Ausnahme 1 des Grundsatzes 1 — atypische Fallgestaltung — greift hier nicht, da der Markt
nicht Gber die aufgefiihrten Besonderheiten (z.B. Anteil der Verkaufsflache liegt wesentlich un-
ter 2/3 der Geschossflache, Betrieb ist beschrankt auf ein schmales Warensortiment) verfugt.

Ausnahme 2 findet in diesem Fall ebenfalls keine Anwendung, da der Lebensmittelmarkt mit
einer genehmigten Verkaufsflache von ca. 928 gm und einer Geschossflache von ca. 1.475 gm
bereits gro3flachig ist und mindestens aufgrund seiner Lage im Nahbereich des ZVB Innenstadt
in seiner Bedeutung wesentlich Uber die Nahversorgungsfunktion hinausgeht.

Denn von einer Nahversorgungsfunktion ist auszugehen, wenn

» die sortimentsspezifische Kaufkraftabschopfung des Planvorhabens in einem ful3laufi-
gen 600 Meter Radius an einem stéadtebaulich integrierten Standort eine Quote von 35%
der sortimentsspezifischen Kaufkraft (Nahrungs- und Genussmittel) der Bevélkerung
nicht Gberschreitet und

= keine mehr als unwesentliche (> 10%) Uberschneidung des Einzugsbereiches (nahe-
rungsweise: 600 Meter-Radius) mit dem 600 Meter-Radius eines zentralen Versor-
gungsbereiches besteht.

Die beantragte Erweiterung des Marktes widerspricht dem Grundsatz 1 des EHK.
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Zulassige Sortimente

Innerhalb des SO ,Grof3flachiger Einzelhandel* sind nahversorgungsrelevante Sortimente als
Kernsortimente entsprechend der ,Emmericher Sortimentsliste” zuldssig (s. textliche Festset-
zung Nr. 2.1).

Mit dieser Festsetzung ist sichergestellt, dass der am Standort ansassige Lebensmitteldiscoun-
ter seinen Betrieb mit seinem derzeitigen Hauptwarensortiment an nahversorgungsrelevanten
Sortimenten uneingeschrankt fortsetzen, jedoch keine Veranderungen des Sortiments in der
Weise vornehmen kann, dass damit negative Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbe-
reich des Emmericher Hauptzentrums einhergehen.

Mit der textlichen Festsetzung Nr. 2.2, welche innerhalb des SO ,GroR3flachiger Einzelhandel*
LJAktionsware” bis zu einem Anteil von 20% der Gesamtverkaufsflache zulasst, ist dariiber hin-
aus gewabhrleistet, dass die von dem Lebensmitteldiscounter im Rahmen wdchentlicher Aktio-
nen vertriebenen Waren aller Art zuléssig sind. Bei der ,Aktionsware* handelt es sich nicht um
ein reguldres Angebot, sondern um Waren, welche zeitlich begrenzt im Rahmen bestimmter,
standig wechselnder Aktionsangebote, ggf. auch wahrend eines Jahres wiederholt werden kon-
nen (vgl. OVG NRW, Urteil vom 29.05.2009 — 7 D 51/08.NE).

Der Anteil der zentrenrelevanten Sortimente im Bereich der Aktionsware wird jedoch auf 10%
der Gesamtverkaufsflache begrenzt, damit sichergestellt ist, dass mit den angebotenen Sorti-
menten keine schadlichen Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich Emmericher
Innenstadt einhergehen.

6.2 Malfd der baulichen Nutzung
Grundflachenzahl (GRZ)

Gemal 8§ 17 Abs. 1 BauNVO wird fur das Sondergebiet SO ,Grol3flachiger Einzelhandel” eine
Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. Weiterhin wird im Rahmen der textlichen Festset-
zung Nr. 3.1 festgesetzt, dass die zulassige Grundflache von 0,8 durch die Grundflachen der
Stellplatze mit ihren Zufahrten bis zu einer Grundflachenzahl von 0,9 Uberschritten werden darf.

Diese Ausnahmeregelung wird dem in der Ortlichkeit vorhandenen Bestand des Lebensmittel-
discounters mit seiner Stellplatzanlage und den notwendigen Zu- und Abfahrtbereichen gerecht.
Durch diese Festsetzung wird der Bestand gesichert und planungsrechtlich keine zuséatzlichen
Versiegelungen vorbereitet.

Hbhe baulicher Anlagen

GemalR § 16 Abs. 4 BauNVO wird die Oberkante Gebaude (OK) im Sondergebiet (SO) auf ma-
ximal 25,90 m dber Normalnull (NN) festgesetzt (s. textliche Festsetzung Nr. 3.2). Dies ent-
spricht der Firsthohe von 7,40 m (AuBenkante Dachhaut) des bestehenden Lebensmittelmark-
tes, welche Gegenstand der Baugenehmigung ist.

Eine Uberschreitung der festgesetzten Gebaudehohe ist durch untergeordnete Bauteile und
Nebenanlagen (z.B. Kamine und Antennen) bis zu einer Hohe von 1,50 m zul&ssig.
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6.3 Uberbaubare Flachen/Baugrenzen

Die uberbaubare Flache im SO ,Grol3flachiger Einzelhandel* bezieht sich im Wesentlichen auf
die Ausmalie des bestehenden Lebensmitteldiscounters und umfasst eine Flache von ca. 1.600
gm. Durch diese Festsetzung ist sichergestellt, dass der Markt innerhalb seines genehmigten
Bestands weitergefuihrt werden kann. Er erhalt aktiven Bestandsschutz, das bedeutet er kann
innerhalb der tGiberbaubaren Flache erneuert oder verandert werden.

6.4 Flachen fir Stellplatze

GemaR § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Stellplatze
nur innerhalb des daflr festgesetzten Bereiches zulédssig sind (s. textliche Festsetzung Nr. 4.1).

Mit dieser Festsetzung wird die in der Ortlichkeit vorhandene Stellplatzanlage in ihrem Bestand
erfasst und planungsrechtlich gesichert.

7. Verkehr
Bahnibergangsbeseitigungskonzept

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 03.02.2009 im Rahmen des
Bahnlibergangs-Beseitigungskonzeptes die Authebung des Bahnubergangs ,Am Lowentor und
dessen Ersatz durch eine Eisenbahniberfiihrung (EU) beschlossen.

Mit Ratsbeschluss vom 31.05.2011 wurde die Planung dahingehend konkretisiert, dass der Rat
der Stadt Emmerich am Rhein die Verwaltung beauftragt hat, die weitere Planung der EU L6-
wentor ohne die Berlcksichtigung eines zuséatzlichen Geh- und Radweges vorzunehmen, da
der seitens der Stadt Emmerich am Rhein gewtlinschte zusétzliche Fu3- und Radweg in der fur
Kfz gedachten EU Loéwentor nicht Bestandteil der kreuzungsbedingten Kosten gemafR Eisen-
bahnkreuzungsgesetz (EKrG) sein wird.

Der derzeitige Entwurfsstand zeigt fur den Bereich Bahnhofstral3e (B 8) zwischen Hafenstralie
und Mennonitenstralle einen 5-armigen Kreisverkehr, welcher mit einem Arm an die Mennoni-
tenstralRe angebunden ist.

Auf die in der nachfolgenden Planzeichnung abgebildete Verkehrsfiihrung wird hingewiesen.
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8. Ver-und Entsorgung/Versickerung

Das Bebauungsplangebiet ist an die offentliche Strom-, Gas- und Wasserversorgung der Stadt-
werke Emmerich GmbH angeschlossen.

A) Schmutzwasser

Die Abwasserentsorgung des bestehenden Marktes erfolgt fir das Schmutzwasser uber einen
Anschluss an den vorhandenen Mischwasserkanal in der Bahnhofstral3e.

B) Niederschlagswasser

Entsprechend den Vorgaben des 8 51 a Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) soll Nieder-
schlagswasser von neu bebauten Grundstiicken vor Ort versickert werden.

Entsprechend dem Runderlass des Ministeriums fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft
vom 18.05.1998 erfordert die Umsetzung der gesetzlichen Rechtsvorschriften friihzeitige Pla-
nungsaussagen zur Niederschlagswasserbeseitigung der betroffenen Baugebiete. Bereits im
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die erforderlichen ErschlieBungsanlagen zu pla-
nen und die dafir notwendigen Flachen zu sichern.

Zur Beurteilung, ob eine Versickerung des Niederschlagswassers vor Ort oder eine ortsnahe
Einleitung in ein Gewasser mdoglich ist, sind regelmaflig mindestens Grundaussagen zu den
geohydrologischen Randbedingungen (bei ortsnaher Einleitung zusatzliche Angaben zur Leis-
tungsfahigkeit des oberirdischen Gewéssers) und zur Sicherstellung der ggf. erforderlichen Fl&-
chen fur die Entwésserungsanlagen notwendig.

Der bestehende Markt leitet das auf seinem Grundstiick anfallende Niederschlagswasser der
Dachflachen und der vorhandenen Stellplatzanlage in den in der BahnhofstraRe vorhandenen
Mischwasserkanal ein.
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C) Millentsorgung

Uber die B 8 und die HafenstraRe kann das Plangebiet durch das Miillfahrzeug des Entsor-
gungsunternehmens angefahren und die Millentsorgung direkt durchgefiihrt werden.

D) Versorgungsleitungen

Im Anderungsbereich befinden sich bereits Versorgungsleitungen der Stadtwerke Emmerich
GmbH.

9. Umweltschutz/Natur und Landschaft

Bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bauleitplanen sind die Belange des Umweltschutzes
sowie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu berlcksichtigen (8 1 Abs. 5 Nr. 7
BauGB). Die Abwagung dieses allgemeinen Planungsleitsatzes wird durch die Regelung des §
1 a BauGB konkretisiert.

Die vorliegende Bebauungsplanadnderung wird im beschleunigten Verfahren gemafl? 8 13 a
BauGB durchgefiihrt. Da die Voraussetzungen des § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 erfillt sind (die im
Rahmen der Anderungsplanung festgesetzte zulassige Grundflache betragt weniger als 20.000
gm) gelten Eingriffe, die auf Grund dieser Anderung zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a
Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulédssig. Eine Bilanzie-
rung eventueller Eingriffe in Natur und Landschaft ist daher im Rahmen der vorliegenden Pla-
nung nicht erforderlich. Eine zusatzliche Bodenversiegelung wird durch die Bebauungsplanan-
derung nicht vorbereitet, da das Grundstick bereits mit einem Lebensmitteldiscounter bebaut
und durch die bestehende Stellplatzanlage bis auf einige Beete mit Baum- und Strauchstruktu-
ren fast vollstandig versiegelt ist.

b 2O Ch NS N

—
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Im Plangebiet befinden sich einige durch die Baumschutzsatzung der Stadt Emmerich am
Rhein geschitzte Baume. Gemal § 3 der Baumschutzsatzung sind Baume mit einem Stamm-
umfang von mindestens 80 cm, gemessen in einer HOhe von 1 m Uber dem Erdboden, ge-
schitzt. Gemal § 7 der Baumschutzsatzung hat fiir geféllte geschitzte Baume eine Ersatz-
pflanzung zu erfolgen. Die Anzahl der Ersatzbdume bemisst sich nach dem Stammumfang der
entfernten Baume und ist in 8§ 7 Abs. 3 der Satzung geregelt.

10. Artenschutz

Die Notwendigkeit zur Durchfihrung einer Artenschutzprifung (ASP) im Rahmen von Pla-
nungsverfahren oder bei der Zulassung von Vorhaben ergibt sich aus den unmittelbar gelten-
den Regelungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. 88 44 Abs. 5 und 6 und 45 Abs. 7
BNatSchG. Damit sind die entsprechenden Artenschutzbestimmungen der FFH-RL (Art. 12, 13
und 16 FFH-RL) und der V-RL (Art. 5, 9 und 13 V-RL) in nationales Recht umgesetzt worden.
Bei Zuwiderhandlungen gegen die Artenschutzbestimmungen sind die 8§ 69 ff. BNatSchG zu
beachten.

Das Gebiet der 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — befindet sich
im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbereich eines Landschaftsplans. Die Planflachen
beinhalten weder Schutzgebiete noch geschiitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutz-
rechts. Im Plangebiet selbst oder in seinem unmittelbaren Umfeld liegen weder Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung noch kommen Europaische Vogelschutzgebiete wie ein Lebens-
raumtyp nach der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie) vor.

Die Anderung des Bebauungsplanes beinhaltet eine Bestandssicherung des bestehenden Le-
bensmittelmarktes und der dazu zahlenden Stellplatzanlage. Bauliche Erweiterungen werden
durch die B-Plan-Anderung nicht vorbereitet.

Aktuell liegen fur den Bereich der Bebauungsplandnderung im Fachinformationssystem des
Landes Nordrhein-Westfalen keine konkreten Hinweise auf das Vorkommen planungsrelevanter
Arten vor.

Im Baugenehmigungsverfahren ist eine Artenschutzprifung (ASP) im Sinne des 88 44 (5)
BNatSchG vorzulegen.

11. Klimaschutz

Im Bezug auf die Belange des Klimaschutzes und die Anpassung an die Auswirkungen des
Klimawandels bietet die Bebauungsplandnderung infolge der Erhaltung der bestehenden Bo-
dennutzung im Prinzip keinen planerischen Handlungsspielraum.

Als eine der Auswirkungen des Klimawandels ist fur die Zukunft eine Zunahme von Starkregen-
ereignissen prognostiziert. Das Niederschlagswasser eines 5-jahriges Regenereignisses kann
von dem in der Bahnhofstral3e bestehenden Mischwasserkanal noch aufgenommen werden.

Derzeit in Aufstellung befindet sich ein Gutachten zur ,Uberflutungsvorsorge in Emmerich am
Rhein“, welches eine stadtgebietsweite Ermittlung von OberflachenflieRwegen und Senken zum
Thema hat.

Sobald die Ergebnisse dieses Gutachtens vorliegen, werden die zu dem Standort Bahnhofstra-
Be enthaltenen Aussagen in der Begrindung erganzt.
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12. Bodendenkmaler

Entsprechend den Bestimmungen der 88 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes NW ist beim
Auftreten archaologischer Bodenfunde und Befunde die Gemeinde als Untere Denkmalbehorde
oder das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege, Aul3enstelle Xanten, Gelderner StralRe 3,

46509 Xanten, Telefon 02801/776290, Fax 02801/7762933, unverziglich zu informieren. Bo-
dendenkmal und Fundstelle sind zunachst unverandert zu erhalten.

13. Uberschwemmungsgebiete

Das Plangebiet liegt im potentiellen Uberschwemmungsgebiet des Rheins.

14. Kampfmittel

Die Flache der Bebauungsplananderung liegt in einem ehemaligen Kampfgebiet. Zusatzlich
liegen Hinweise auf eine mogliche Existenz von Kampfmitteln (Laufgraben) vor. Bei Bauarbei-
ten ist die FlAche mit ferromagnetischen Sonden zu Uberprifen. Erfolgen Erdarbeiten mit erheb-
lichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc. ist grundsatzlich
eine Sicherheitsdetektion durchzufihren.

15. Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am ..., den Ent-
wurf der 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — Hafenstralle — gemafl3 § 10 Abs.1
BauGB als Satzung beschlossen.

Emmerich am Rhein, den

Der Birgermeister

Johannes Diks
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Lenz und Johlen

Rechtsanwalte Partnerschaft

Lenz und Johlen - Postfach 102365 - D 50463 Kaln
Stadt Emmerich am Rhein

FB 5 Stadtentwicklung

Frau Ingrid Tepall

Geistmarkt 1

46446 Emmerich am Rhein

per Telefax: 02822 / 75-1599

Kdlin, den 21.05.2013 Sckretariat: Tel.: +49 221 97 30 02-55
Unser Zeichen: 02183/11 16/m Frau Liickenbach  m johlen@lenz-johlen.de

Offenlageentwurf 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E17/1
- ,Hafenstrafle“

Sehr geehrte Frau Tepaf,
sehr gechrte Damen und Herren,

in der vorbezeichneten Angelegenheit zeigen wir an, die Interessen der Aldi
Grundstiicksgesellschaft mbH & Co. KG als Eigentiimerin des Grundstiicks
Bahnhofstrale 12 in Emmerich (Gemarkung Emmerich, Flur 17, Flursti-
cke 355, 356) zu vertreten und iiberreichen hierzu anliegende Vollmacht.
Im Rahmcen der Offenlage des vorgenannten Bebauungsplanesentwurfes
diirfen wir namens und mit Vollmacht unserer Mandantin wie folgt Stellung
nehmen:

1‘
Unsere Mandantin betreibt auf dem Grundstiick einen Einzelhandelsbetrieb
mit ca. 928 gm Verkaufsfliche und 1.475 qm Geschossfliche. Das Bau-

l.enz und Johlan Tel. +49 221 973002-0 Partnerschaftsgesellschaft Sparkasse KolnBonn
Kaygasse 5 Fax +40 221 973002-22 Sitz Koin, AG Essen PR 1775 Kto -Nr, 14002018
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grundstiick liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. E17/1 der ein Mischge-
biet auf Grundlage der BauNVO 1977 festsetzt.

Nach dem Entwurf des oben genannten Bchauungsplanes soll fiir das Baugrundstiick
ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,,groBflachiger Einzelhandel festgesetzt
werden. Unter Ziffer 1 der textlichen Festsetzung ist klargestellt, dass dies der Unter-
bringung cines Lebensmitteldiscountmarkies dienen soll. Unter Ziffer 2 enthilt der
Bebauungsplancntwurf folgende Festsetzungen:

2.1

Zuldssig ist ein Einzelhandelsbetrieb mit nahversorgungsrelevanten Sortimen-
ten als Kernsortiment entsprechend der ,, Emmericher Liste” mit einer Ver-
kaufsflache bis zu 930 gm.

2.2

Innerhalb des SO ,, grofiflachiger Einzelhandel" ist , Aktionsware" bis zu ei-
nem Anteil von 20 % der Gesamiverkaufsfliche zuldssig, wobei die Aktions-
ware nur zu einem Anteil von 10 % der Gesamiverkaufsfldiche aus zentrenre-

levanten Sortimenten bestehen darf.

Dic zentrenrelevanten Sortimente sind anhand der beigefiigten Emmericher Sorti-

mentslisie definiert.

Die iiberbaubaren Grundstiicksflachen sind zudem durch Baugrenzen, die sich weitge-
hend am vorhandenen Bestand orientieren, festgesctzt.

2.

Die Festsetzungen zur Nutzungsart sollten sich an dem genehmigten Bestand orientie-
ren. Die Festsetzungen entsprechen nicht einmal der Definition eines Lebensmitteldis-
countmarktes des Obcrverwaltungsgerichts Miinster. Das Oberverwaltungsgericht
Miinster hat im Beschluss vom 06.11.2008 (Az. - 10 B 1582/08 —) hierzu folgendes
ausgefiihrt:

a2/85
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Der Grofiteil der Verkaufsfliche bleibt damit dem Kernsortiment mit Lebens-
mittel vorbehalten. Daneben kinnen Randsortimente angeboten werden, zu
denen standig wechselnder Aktionswaren unterschiedlichster, nicht dem Le-
bensmittelbereich zuzuordnender Art gehoren. Diese Randsortimente machen
— worauf das Verwaltungsgericht zutreffend hingewiesen hat — bei den Le-
hensmitteldiscountern typischerweise einen Anteil von unter 20 % des Waren-
angebotes aus.

3.

Wie Sie wissen unterliegt die Filiale als Bestandtcil einer bundesweit titigen Einzel-
handelskettc stindig Anpassungen an die gelndcrten Marktbedingungen. Zu nennen
sind in den letzten Jahren u.a. die Errichtung von Pfandrdumen zur Erfilllung der ge-
setzlichen Riicknahmeverpflichtung, sowie die Errichtung von Backvorbereitungsriu-
men. Hierbei waren zum Teil Erweiterungen des Geb4udes und zum Teil geringfiigige
Verkaufsflachenerweiterungen erforderlich, um den bundesweit cinheitlichen Standard
der Filialen zu erfiillen. Durch die festgesetzten Baugrenzen am vorhandenen Bestand
(wobci gegebenenfalls die bestehende Rampe mit einzubezichen wire) sind Umbau-
mafinahmen in dieser Form, die eine Erweiterung des Gebdudebestandes zum Inhalt
haben, nicht mehr méglich.

4.

Die vorgenannten Beschriinkungen erscheinen auch deshalb nicht gerechtfertigt, da
aufgrund des bestehenden Bebauungsplanes ohnechin (wegen Uberschreiten von
800 gm Verkauflache) dic Geschossflichenobergrenze von 1.500 gm (§ 11 Abs. 3
Nr. 2 BauNVO 1977) zu beriicksichtigen wiren. Zwar wird die Geschossflichenober-
grenze bei dem zuriickgestellten Bauvorbescheidsantrag geringfiigig iiberschritten.
Jedoch ergibt die Auswirkungsanalyse der BBE Handelsberatung vom Juni 2012, dass
hierdurch negative Auswirkungen auf die Schutzgiter des § 11 Abs. 3 BauNVO nicht
zu erwarten sind.

Ebenso wird auf die Stellungnahme der THK Niederrhein vom 13.11.2012 verwiesen,
die die Erweiterung unter Beriicksichtigung auf den vorhandenen Bestand und den
Umstand, dass der Betrieb an dem Standort bereits 25 Jahre ans#issig ist, fliv zweckmé-
Big erachtet.
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Auch vor diesem Hintergrund erscheint die Beschriinkung unverhiltnismaBig.
Insgesamt bitten wir somit von der Planung abzusehen oder zumindest bei der Planung

die zuriickgestellte Bauvoranfrage unserer Mandantin zu beriicksichtigen.

Mit freundlichen Griifien

-
(Dr. Mafkhas Johlen)

Rechtsanwalt
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Auflergerichtliche Vollmacht

Dor Lenz and Johlen Rechtsanwilte Partnerschaft, Kaygasse 5, 50676 Kéin
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in der Angelegenlioft

Aldi Grundstlicksgesclischaft mbH & Co, KG
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Stadt Emmerich
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11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraBle
Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange geméaR § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Tepal,

die Fa. Aldi hat im Juli 2012 eine Erweiterung ihrer Filiale in der HafenstraRe um 215 m? Verkaufs-
flache beantragt. Die Stadt Emmerich am Rhein hat das Baugesuch Ende September 2012 dar-
aufhin gemanR § 15 Abs. 1 BauGB zuriickgestellt und plant nun mit der 0.g. Bebauungsplanande-
rung den bisher genehmigten Bestand mit ca. 928 m? Verkaufsflache tber eine Sondergebietsfest-
setzung abzusichern und daruber hinausgehende Verkaufsflachenerweiterungen auszuschlieRen.
Der Entwurf der textlichen Bebauungsplanfestsetzungen sieht eine Verkaufsflichenbegrenzung
von maximal 930 m? fur einen Einzelhandelsbetrieb mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment
entsprechend der ,Emmericher Sortimentsliste” vor. Der Standort der Aldi-Filiale an der Hafenstra-
Re liegt auBerhalb des im Einzelhandelskonzept ausgewiesenen Zentralen Versorgungsbereiches.

Laut Bebauungsplanbegriindung besteht das Zie! der Planung darin, einen Ausgleich zwischen
den Interessen des Grundstickseigentimers und den 6ffentlichen Interessen zu schaffen. Der
Schutz der Zentralen Versorgungsbereiche und die damit verbundene Sicherung der verbraucher-
nahen Grundversorgung liegen im 6ffentlichen Interesse und sind in diesem Zusammenhang von
besonderem Gewicht.

Diese Zielsetzung begriiRen wir grundsatzlich. Dennoch méchten wir an dieser Stelle folgende An-
regung vorbringen:

Das Einzelhandelskonzept der Stadt Emmerich am Rhein sieht in Kapitel 10.2.1 ,Steuerung von
Einzelhandelsbetrieben mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment in Grundsatz 1 fur groffla-

Niederrheinische Industrie- und Handelskammer Duisburg-Wesel-Kleve zu Duisburg
Postanschrift: Postfach 10 15 08, 47015 Duisburg | Blroanschrift: Mercatorstraie 22/24, 47051 Duisburg
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chige Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment eine Ausnahme vor.
Demzufolge kénnen solche Betriebe bei atypischer Fallgestaltung in begriindeten Einzelféllen auch
aulerhalb der Zentralen Versorgungsbereiche zuldssig sein (vgl. S. 118 des Einzelhandelskon-
zepts). In den Erlauterungen wird weiter ausgefiihrt, dass eine solche atypische Fallgestaltung
dann vorliegt, wenn der Einzelhandelsbetrieb aufgrund betrieblicher Besonderheiten oder der be-
sonderen stadtebaulichen Situation nicht zu der Art Betriebe gehért, die von der Regelvermutung
gemaR § 11 Abs. 3 BauNVO erfasst werden.

Nach unserem Kenntnisstand konnte die Fa. Aldi gutachterlich nachweisen, dass von der Ver-
kaufsflachenerweiterung keine negativen Auswirkungen auf Zentrale Versorgungsbereiche oder
die Nahversorgungsstruktur ausgehen. Damit wiirde die Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3
BauGB keine Anwendung finden und der Tatbestand einer atypischen Fallgestaltung wére erfullt.

Diesen Sachverhalt bitten wir Sie bei der Abwagung zu beriicksichtigen.

Unsere mit Schreiben von 05.10.2012 vorgebrachte Anregung, dass am Standort Aldi HafenstralRe
maRvolle Erweiterungen, Anderungen und Erneuerungen zuléssig sein sollten, um so die Zu-
kunftsfahigkeit des Standortes zu sichern, erhalten wir daher aufrecht.

Um neben dem offentlichen Interesse auch die Interessen des Grundstiickseigentimers bzw. des
Unternehmens angemessen zu berlicksichtigen, sollte eine enge Abstimmung mit der Fa. Aldi er-

folgen. Hierbei bieten wir gerne unsere Unterstitzung an.

Mit freundlichen Griien
Die Geschaftsfuhrung
Im Auftrag

il G{(qg/

Markus Gerber
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- Niederrheinische Industrie- und Handelskammer
__\I Duisburg - Wesel - Kleve zu Duisburg

NIEDERRHEINISCHE IHK | POSTFACH 10 15 08 | 47015 DUISBURG Ihr Zeichen- FB S/TB

lhre Nachricht vom: 05.10.2102

Stadt Emmerich am Rhein Ihr Ansprechpartner: Svenja Kramer
Postfach 100 864 E-Mail: ga?rgef ik
. . niederrhein.ihk.de
46428 Emmerich am Rhein Telefon: 0203 2821-091
Telefax: 0203 285349-221
Unser Zeichen: 11.4/Kra
Datum: 13.11.2012

11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe — im beschleunigten
Verfahren gemaR § 13 a BauGB i.V.m. einer Anpassung des FNP im Wege der Be-
richtigung

Vorabbeteiligung der IHK

Sehr geehrte Damen und Herren,

die 0.g. Planung sieht eine Umwandlung einer gemischten Bauflache in eine Sonderbau-
flache ,Grol3flachiger Einzelhandel® im Bereich HafenstralRe vor. Im Geltungsbereich be-
findet sich bereits eine Filiale des Lebensmitteldiscounters Aldi Sud mit einer Verkaufsfla-
che von aktuell 928 gm. Die Fa. Aldi hat im Juli 2012 im Rahmen einer Bauvoranfrage die
Erweiterung um 215 gm Verkaufsflache beantragt; eine dartber hinausgehende Erweite-
rung ist aufgrund der begrenzten Grundstucksflache nicht mehr maoglich.

Die Planung der Stadt Emmerich sieht vor, den vorhandenen Betrieb auf den Bestand
festzuschreiben, ohne dass dieser auf den passiven Bestandsschutz reduziert ware, um
einen Ausgleich zwischen den 6ffentlichen und privaten Interessen zu erzielen.

Die Stadt Emmerich begrundet die Festsetzung der aktuellen Verkaufsflache auf den Be-
stand mit dem Ziel, den Einzelhandel (gemal} dem Einzelhandelskonzept) in der Innen-
stadt zu starken. Dieses Ziel unterstutzen wir. Eine Erweiterung der Aldi-Filiale um die be-
antragten 215 gm Verkaufsflache steht diesem Ziel aus unserer Sicht allerdings nicht ent-
gegen, denn die geplante Erweiterung um 215 gm Verkaufsflache hat nach unserer Ein-
schatzung (die nach unserer Information durch die Fa. Aldi auch gutachterlich unterlegt
wird) keine negativen Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich oder die Nah-
versorgungsstruktur und dient in erster Linie der Optimierung der Logistikablaufe und der
Verbesserung der Warenprasentation.

Die Ermdglichung dieser (letzten) Erweiterung erscheint uns als sach- und abwagungsge-
rechte LOosung, um einerseits die stadtebaulichen und offentlichen Ziele der Stadt Emme-
rich am Rhein (Starkung der Innenstadt und der Nahversorgungsstruktur) und andererseits
die wirtschaftlichen Interessen des Betreibers bzw. Grundstickseigentimers zu beruck-
sichtigen, der dort bereits seit 25 Jahren ansassig ist.

Niederrheinische Industrie- und Handelskammer Duisburg-Wesel-Kleve zu Duisburg
Postanschrift: Postfach 10 15 08, 47015 Duisburg | Buroanschrift: MercatorstraRe 22/24, 47051 Duisburg
Tel.: 0203 28210 | Fax: 0203 26533 | Internet: www.ihk-niederrhein.de | E-Mail: ihk@niederrhein.ihk.de

Postbank Kéln | Konto 388 932-501 | BLZ 370 100 50 1/2



Wir regen in diesem Zusammenhang an, dass am Standort Aldi Hafenstral3e/ Bahnhof-
straRe maBvolle Erweiterungen, Anderungen und Erneuerungen der Anlage zuléssig sein
sollten, um so die Zukunftsfahigkeit des Standortes zu sichern und Investitionssicherheit
zu schaffen. Der Standort ist im Jahr 1987 erdffnet und seitdem mit der Zustimmung der
Stadt Emmerich bereits in die Grof¥flachigkeit erweitert worden.

Wir schlagen vor, die ,neue“ Gesamtverkaufsflache von 1.143 gm im Bebauungsplan fest-
zusetzen. Auf diese Weise konnte tatsachlich ein Interessensausgleich stattfinden. Dies
sollte in enger Abstimmung mit dem betroffenen Unternehmen erfolgen. Dabei bieten wir
gerne unsere Unterstutzung an.

Mit freundlichen GruflRen
Die Geschaftsflihrung
Im Auftrag

krd Ut )~

Svenja Kramer

2/2



Bezirksregierung Diisseldorf

Bezirksregierung Dusseldorf, Postfach 300865, 40408 Disseldorf

Stadt Emmerich am Rhein
Ordnungsamt

Postfach 100 864

46428 Emmerich

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung
Emmerich, Bebauungsplan Nr. E 17/1 Hafenstr. 11. Anderung

lhr Schreiben vom 15.04.2013, Az.: 32 23 05

Im o.g. Schreiben haben Sie mich gebeten, fiir den beschriebenen Be-
reich eine Luftbildauswertung hinsichtlich der Belastung mit Kampfmitteln
vorzunehmen.

Dieser Bereich ist identisch mit jener Flache, die ich bereits ausgewertet
habe. Ich verweise daher auf die alte Stellungnahme 22.5-3-5154008-
117/07 vom 12.06.2007.

Zwischenzeitlich haben sich keine neuen Erkenntnisse zur Kampfmittel-
belastung fur den beantragten Bereich ergeben.

Im Auftrag

(Dr. Kulschewski)

Datum 25.04.2013
Seite 1 von 1

Aktenzeichen:
22.5-3-5154008-94/13/

bei Antwort bitte angeben

Herr Dr. Kulschewski
Zimmer 115
Telefon:

0211 475-9710
Telefax:

0211 475-9040
kbd@brd.nrw.de

Dienstgebaude und
Lieferanschrift:
Mindelheimer Weg 51
40472 Dusseldorf
Telefon: 0211 475-0
Telefax: 0211 475-9040
poststelle@brd.nrw.de
www.brd.nrw.de

Offentliche Verkehrsmittel:

DB bis D-Flughafen,

Buslinie 729 - Theodor-Heuss-
Briicke

Haltestelle:

Mindelheimer Weg

FuBweg ca. 3 min

Zahlungen an:

Landeskasse Disseldorf
Konto-Nr.: 4 100 012

BLZ: 300 500 00 West LB AG
IBAN:
DE41300500000004100012
BIC:

WELADEDD



310600 310700

Bezirksregierung
Diisseldorf Diese Karte darf nur gemeinsam mit aktuelle Antragsfidche == Laufgraben
der zugehdrigen textlichen Stellung- 1 Antragsnache m-m Panzergraben
Aktenzeichen : nahme verwendet werden. O . Shotesriodh
. Blindgangerverdachispunkl
22.5-3-5154008-94/13 Nicht relevante Objekte ausserhalb OO@ geraumte Blindganger [ miitarische Antage

des beantragten Bereichs sind B O
Mafstab : 1:1.000 ausgeblendet.

Datum: 25.04.2013 [TII] Detektion nicht moglich
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Bezirksregierung Diisseldorf

Bezirksregierung Disseldorf, Postfach 30 08 65, 40408 Disseldorf

Der Birgermeister
Ordnungsamt
Postfach 100 864
46428 Emmerich

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung

Emmerich, Bahnhofstr. 12
Ihr Schreiben vom 29.05.2007, Az.: Biirgerservice und Ordnung

Die Auswertung des 0.g. Bereiches war moglich.

Die beantragte Flache liegt in einem ehemaligen Kampfgebiet.
Zusatzlich liegen uns Hinweise auf eine mdgliche Existenz von
Kampfmitteln ( Laufgraben ) vor. Es erfolgt eine Uberpriifung mit
ferromagnetischen Sonden. Daher ist von lhnen der betroffene
Bereich bis auf gewachsenen Boden abzuschieben. Diese bauseits
durchzufihrende Arbeit vorbereitender Art sollte, sofern keine
anderen Grunde dagegen sprechen, zweckmaBigerweise mit
Baubeginn durchgefiihrt werden. Zur genauen Festlegung des
abzuschiebenen Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um
Terminabsprache fur ein Ortstermin mit einem Mitarbeiter des KBD
gebeten.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen
wie Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc. ist grundsatzlich eine
Sicherheitsdetektion durchzufiihren. Die weitere Vorgehensweise
ist dann dem beiliegenden Merkblatt zu entnehmen.

Im Auftrag

(Gonsowski)

Telefon 0211 580986-0
Fax 0211 580986-14
kbd@brd.nrw.de
Zimmer

Auskunft erteilt :
Herr Gonsowski

Aktenzeichen
22.5-3-5154008-117/07/
bei Antwort bitte angeben

Datum: 12.06.2007

Dienstgebéude und
Lieferanschrift:
FarberstraBe 136,
40223 Disseldorf
Telefon 0211 580986-0

Zahlungen an:
Landeskasse Disseldorf
Konto-Nr.: 4 100 012
BLZ: 300 500 00 West LB AG

IBAN:
DE41300500000004100012
BIC: WELADEDD



Kreis
Kleve

... mehr als niederrhein

Z

Der Landrat

Fachbereich: Technik
Abteilung:  Bauen und Umwelt - Verwaltung

Kreisverwaltung Kleve » Postfach 15 52 « 47515 Kleve

-

Siadt =mmet , i
Stadtverwaltung Emme1 iéﬁ“] Dienstgebaude: Nassauerallee 15 - 23, Kleve
Geistmarkt 1 BGOM: .oovreneenrereess Telefax: (0 28 21) 85-700

Ansprechpartner/in:  Frau Gall
Zimmer-Nr.: E.239
ging: 10, Ma Durchwahl: (0 28 21) 85-356
(Bitte stets :ngehen]:zZEiChEﬂZ 6.11-6126 01/- 02/07 -
Datum: 08.05.2013

46446 Emmerich

11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 — HafenstraRe -

hier: Stellungnahme zur Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB
lhr Schreiben vom 15.04.2013; Az.: FB 5/TR

Zur o. g. Anderung wird folgende Stellungnahme vorgetragen.

Als Untere Landschaftsbehérde:

Hinweis:
Eine Artenschutzpriifung im Sinne des § 44 (5) BNatSchG ist im Baugenehmigungsverfahren vorzule-
gen.

Der Hinweis im Kapitel 10, dass im Fachinformationssystem keine konkreten Hinweise auf das Vor-
kommen planungsrelevanter Arten vorliegen endbindet nicht von einer Artenschutzprufung, da das
Fachinformationssystem als Hilfestellung nur erste Hinweise liefern soll und eine Einzelfallprifung er-
folgen muss. Zudem sind im Fachinformationssystem keine bedeutsamen lokalen Populationen fur die
dort behandelten Meftischblatter aufgefiihrt und die Liste der planungsrelevanten Arten ist nicht ab-
schlielend.

Weitergehende Informationen zur Artenschutzpriifung in der Bauleitplanung und im Baugenehmi-
gungsverfahren nach der Landesbauordnung kénnen dem Leitfaden ,Artenschutz in der Bauleitpla-
nung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben®, der von der Internetseite
http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/artenschutz/de/downloads als pdf-Datei heruntergeladen
werden kann, entnommen werden. Dort findet sich u.a. auch die Broschiire ,Geschiitzte Arten in Nord-
rhein-Westfalen (MUNLV, Dezember 2007)* mit weitergehenden Informationen und die Formblatter A
und B zum ,Protokoll einer Artenschutzprifung®, die vom Antragsteller ausgefiilit werden.

Im Auftrag

Bonnen

http:/fwww.kreis-kleve.de e-mail: info@kreis-kleve.de
Sprechzeiten: montags bis donnerstags von 09.00 bis 16.00 Uhr und freitags von 09.00 bis 12.00 Uhr
Sprechzeiten Bauordnungswesen, Immissionsschutz, Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Abfallwirtschaft: dienstags und donnerstags von 09.00 bis 12.30 Uhr
. Lieferanschrift: Kreisverwaltung Kleve, Nassauerallee 15 - 23, 47533 Kleve Vermittlung: 02821 85-0
Offentliche Verkehrsmittel: NIAG-Bus-Linien 50, 54, 55 und 56 bis Haltestellen Postamt oder Nassauerallee und RVN-Bus-Linie 70 bis Haltestelle Nassauerallee
Konten der Kreiskasse Kleve: Sparkasse Kleve (BLZ 324 500 00) Kto-Nr. 5 001 698, BIC: WELADED1KLE, IBAN: DE04 3245 0000 0005 0016 98,
Sparkasse Krefeld (BLZ 320 500 00) Kto-Nr. 323 112 144, BIC: SPKRDE33, IBAN: DE51 3205 0000 0323 1121 44,
Postbank Kéln (BLZ 370 100 50) Kto.-Nr. 27917-501, BIC:PBNKDEFF, IBAN: DE32 3701 0050 0027 9175 01
E 17-1 11. And. Hafenstralle
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Lenz und Johlen

Rechtsanwalte Partnerschait

Prof. Dr. Heribert Johlen™"
Dr. Kigus Schmiernannw
Dr. Franz-Josef Pauli”

Lanz und Johlen « Postfach 102365 - D 50463 Kéin

Stadt Emmericl} am Rhein o¢ RainerVoa™
FB 5 Stadtentwicklung By Wichwal Osidet™
Frau Ingrid Tepall Dr. Thomas Lottgau™
Geistmarkt 1 Thomas Elsner”
46446 Emmerich am Rhein Rainer Schmitz" .
Dr. Alexander Beutling
Dr. Markys Johlen”™
Eberhard Keunecke™
per Telefax: 02822 75-1599 Or. Inga Schwertrlrerw
Dr. Phillpp Libert
Dr. Christlan Giesecke, tem™
Koln, den 29.07.2013 Sckretariat: Tel.; +49 221 97 30 02-55 Dr. Felix Pauli”
Unser Zeichen: 02183/11 16/us Frau Liickenbach  m,johlen@lenz-johlen.de Dr. Tenja Lehmann
Mertin Hahn
Dr. Kai Petra Dreesen, LLM®
Offenlage Entwurf 11. Anderung des Bebauungsplanes Nr. E17/1 Nick Kockler
Dr. Tobigs Volkwein
-, Hafenstrafle* Béla Gehrken
P Parnor |.5.d. ParGG
v F fir Venvaitungarachd
& Fachanwalt fr Bau- u. Architakmsarecht
Sehr geehrte Frau Tepall, N ot Yes s i g
sehr gechrte Damen und Herren, .

F Malliza an drolt (Universha Pare X)

in der vorbezeichneten Angelegenheit danken wir fiir dic uns iibersandten = PAROwe: Lot
Unterlagen und diirfen im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanent-

wurfes folgende Stellungnahme namens und kraft der bereits eingereichten

Vollmacht der Aldi Grundstiicksgesellschaft mbH & Co. KG als Eigentii-

merin des Grundstiicks BahnhofstraBe 12 in Emmerich wie folgt Stellung

nehmen:

1.

Dic im Rahmen der vorangegangenen Offenlage getitigten Bedenken (vgl.
Schreiben vom 21.05.2013) werden weiterhin aufrechterhalten. Dieses
Schreiben ist vorsorglich anliegend beigefiigt.

Lenz und Johlen Tel. +49 221 973002-0 Partnerschaftsgeselischaft Sparkasae KéinBonn Commerzbank AG
Kaygassa 5 Fax +49 221 973002-22 Sitz KéIn, AG Essen PR 1775 Kto.-Nr. 14002018 Kto.-Nr, 1515600
D 50678 Koln www.lenz-johlen.de Ust.ID.-Nr. DE 122725191 BLZ 37050198 BLZ 37040044
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2.
Diese Bedenken bestehen auch im Hinblick auf die bisher getdtigte Abwégungsent-
scheidung:
a)

Der von uns zitierte Beschluss des OVG Miinster vom 06.11.2008 bestatigt gerade
eben nicht die geplante Festsetzung zu den zuléissigen Randsortimenten. Zwar wird der
Anteil von 20 %, der sich aus dem Beschluss des OVG Miinster ergibt, tbermommen,
die geplante Festsetzung nimmt zu den Aktionswaren jedoch eine weitere Beschrin-
kung vor (10 % zentrenrelevante Sortimente) die dem Beschluss des OVG Miinster
picht zu entnehmen sind.

b)

Bei der Rampe handelt es sich nicht um ein abstandsflachenrechtlich zuldssiges Ge-
b4ude, das ggf. auch auBerhalb der tiberbaubaren Grundstiicksflichen zugelassen wer-
den kann. Nach Rechtsprechung des OVG Milnster miisste €s sich dann um ein (auch
nach dem Erscheinungsbild) vom Hauptgebéude unabhingiges Nebengebdude han-
deln. Dies ist jedoch ersichtlich nicht der Fall. Es handelt sich auch nicht um einen
Abstellraum oder um eine Garage.

Der Umstand, dass die derzeit anhingige Bauvoranfrage um eine Verkaufsfldchener-
weiterung handelt, spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle. Die eng festgesetzten
Baugrenzen Jassen cine bauliche Anderung im Sinne einer Erweiterung nicht mehr zu.
Ob insoweit innerhalb des Gebiudes cine Umorganisation exfolgen kdnute ist spekula-
tiv und auch zum jetzigen Zeitpunkt nicht absehbar. Soweit die Gréfe der Verkaufsfla-
che beschrinkt ist, ist auch kein stattebaulicher Grund ersichtlich, die {iberbaubaren
Grundstiicksflichen anhand des Bestandes zu beschranken.

- §

Der Eingriff in das Eigentum unserer Mandantin ist zudem auch deshalb abwigungs-
fehlerhaft, weil er nicht stidtebaulich gerechtfertigt ist. Wir verweisen insoweit erneut
auf die fachkundige Bewertung der THK Niederrhein, zuletzt mit Schreiben vom
05.08.2013. Auch ist zu beriicksichtigen, dass nach dem neuen LEP NRW fiir beste-
hende Standorte Erweiterungsmoglichkeiten ausnahmsweise zugelassen werden. kon-
nen, insbesondere wenn hierdurch zentrale Versorgungsbereiche nicht beeintrichtigt
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werden. Dies ist — wie gutachterlich dargelegt wurde — nicht der Fall. Wir bitten daher

weiterhin von der Ubcrplanung abzusehen.
Mit freundlichen Griiflen

(Dr. Markus Johlen)
Rechtsanwalt



Niederrheinische Industrie- und Handelskammer
Duisburg - Wesel - Kleve zu Duisburg

NIEDERRHEINISCHE IHK | POSTFACH 10 15 08 | 47015 DUISBURG

Stadt Emmerich Ihr Zeichen: 6-koe

Postfach 100 864 lhre Nachricht vom: 09.07.2013

46426 Emmerich am Rhein Ihr Ansprechpartner: Markus Gerber
E-Mail: gerber

@niederrhein.ihk.de

Telefon: 0203 2821-221
Telefax: 0203 285349-221
Unser Zeichen: 11.4/MG
Datum: 05.08.2013

11. Anderung des Bebauungsplans Nr. E 17/1 — Hafens  traRRe
Offenlegung gemanR § 3 Abs. 2 BauGB und Behérdenbete  iligung gemaR § 4 Abs. 2
BauGB

Sehr geehrte Frau Tepal3,
mit Schreiben vom 09.07.2013 baten Sie uns um Stellungnahme zum o.g. Planverfahren.

die Fa. Aldi hat im Juli 2012 eine Erweiterung ihrer Filiale in der HafenstraRe um 215 m?2
Verkaufsflache beantragt. Die Stadt Emmerich am Rhein hat das Baugesuch Ende Sep-
tember 2012 daraufhin gemaf § 15 Abs. 1 BauGB zuriickgestellt und plant nun mit der
0.g. Bebauungsplanadnderung den bisher genehmigten Bestand mit ca. 928 m? Verkaufs-
flache Uber eine Sondergebietsfestsetzung abzusichern und dartber hinausgehende Ver-
kaufsflachenerweiterungen auszuschliel3en. Der Entwurf der textlichen Bebauungsplan-
festsetzungen sieht eine Verkaufsflachenbegrenzung von maximal 930 m2 flr einen Ein-
zelhandelsbetrieb mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment entsprechend der ,Em-
mericher Sortimentsliste“ vor. Der Standort der Aldi-Filiale an der HafenstralRe liegt aul3er-
halb des im Einzelhandelskonzept ausgewiesenen Zentralen Versorgungsbereiches.

Laut Bebauungsplanbegriindung besteht das Ziel der Planung darin, einen Ausgleich zwi-
schen den Interessen des Grundstiickseigentimers und den offentlichen Interessen zu
schaffen. Der Schutz der Zentralen Versorgungsbereiche und die damit verbundene Si-
cherung der verbrauchernahen Grundversorgung liegen im 6ffentlichen Interesse und sind
in diesem Zusammenhang von besonderem Gewicht.

Mit Stellungnahme vom 10.05.2013 hatten wir diese Zielsetzung grundsétzlich begruf3t,
aber auch zu bedenken gegeben, dass maRvolle Erweiterungen, Anderungen und Erneue-
rungen am Standort Hafenstral3e/BahnhofstraRe moglich bleiben sollten.

Am 25.06.2013 hat nun der Ausschuss fur Stadtentwicklung der Stadt Emmerich tber die
bisher eingegangen Einwendungen beraten und beschlossen, unseren Anregungen nicht
zu folgen und die Offenlage des Plans gemal3 8 3 Abs. 2 einzuleiten. Zu diesem Be-
schluss nehmen wir wie folgt Stellung:

Die Ausfihrungen zu unserer Stellungnahme vom 10.05.2013 in der Verwaltungsvorlage
fur den Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Emmerich halten wir fur fehlerhaft. Die Vor-

Niederrheinische Industrie- und Handelskammer Duisburg-Wesel -Kleve zu Duisburg
Postanschrift: Postfach 10 15 08, 47015 Duisburg | Buroanschrift: Mercatorstrae 22/24, 47051 Duisburg
Tel.: 0203 28210 | Fax: 0203 26533 | Internet: www.ihk-niederrhein.de | E-Mail: ihk@niederrhein.ihk.de

Postbank Kéln | Konto 388 932-501 | BLZ 370 100 50 1/2



aussetzungen fur eine atypische Fallgestaltung sehen wir durchaus als gegeben an, da
die konkrete stadtebauliche Situation von derjenigen abweicht, in der § 11 Abs. 3 BauNVO
das Entstehen grof3flachiger Einzelhandelsbetriebe wegen deren Auswirkungen verhindert
wissen will (vgl. BVerwG, Urteil vom 03.02.1984 — 4 C 54/80).

Im Einzelhandelskonzept der Stadt Emmerich wird auf Seite 119 ausgefuhrt, dass eine
Abweichung der stadtebaulichen Situation von der typischen Fallgestaltung des 8§ 11 Abs.
3 BauNVO u. a. dann vorliegt, wenn der Betrieb im Sinne des Einzelhandelskonzeptes als
stadtebaulich integriert eingestuft werden kann. Auf Seite 90 des Konzeptes erfolgt genau
diese Einstufung des Aldi-Standorts Bahnhofstral3e. Dieser wird dort als stadtebaulich in-
tegrierter Nahversorgungsstandort bezeichnet. Somit ist der Tatbestand einer atypischen
Fallgestaltung nach unserer Einschatzung erfullt.

Das Vorliegen einer solchen atypischen Fallgestaltung rechtfertigt wiederum die Erstellung
einer Auswirkungsanalyse, welche die Regelvermutung des 8§ 11 Abs. 3 BauNVO zu wi-
derlegen vermag. Mit der Vorlage des BBE-Gutachtens, welches die Vertraglichkeit des
Vorhabens nachweist, ist die Fa. Aldi ihrer Darlegungspflicht fir das Fehlen von stadte-
baulichen Auswirkungen nachgekommen.

Die beabsichtigte Bauleitplanung der Stadt Emmerich verstdl3t damit nach unserer Ein-
schatzung gegen den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit. Die Planung mag zwar geeignet
sein, das erklarte Ziel der Stadt Emmerich, die zentralen Versorgungsbereiche zu schit-
zen, zu verwirklichen. Sie ist mit Blick auf den Nachweis der stadtebaulichen Vertraglich-
keit nach unserer Auffassung aber weder erforderlich noch angemessen. Die Belange der
Fa. Aldi sind nach unserer Ansicht in der Abwagung weder ausreichend bewertet noch
korrekt gewichtet worden.

Mit Blick auf die hier aufgefiihrten Sachverhalte halten wir unsere mit Schreiben vom
10.05.2013 bereits gedulRerten Bedenken aufrecht und regen an, mal3volle Erweiterungen,
Anderungen und Erneuerungen am Standort HafenstraRe/BahnhofstralRe zu ermdglichen,
um die Zukunftsfahigkeit des Standorts zu sichern.

Mit freundlichen GriRen
Die Geschaftsfiihrung
Im Auftrag

gez.
Markus Gerber

2/2



	Sitzungsdokumente
	Einladung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Fraktionsübergreifender Antrag der im Rat der Stadt Emmerich am Rhein vertretenen Fraktionen vom 29.07.2013;
	Vorlage  05 - 15 1061/2013
	Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1061 Ratseingabe  05 - 15 1061/2013
	Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1061 Ratseingabe Ergänzung  05 - 15 1061/2013
	Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1061 Stellungnahme Landesbetrieb  05 - 15 1061/2013
	Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1061 Bewertung der Varianten durch die Kocks Consult GmbH  05 - 15 1061/2013

	TOP Ö  4 Masterplan Hoch-Elten;
	Vorlage  05 - 15 1056/2013
	Anlage zu Vorlage 05-15 1056 Masterplan-Hochelten Projektplan  05 - 15 1056/2013

	TOP Ö  5 Bebauungsplanverfahren Nr. E 23/2 - Fährstraße / Hinter dem Hirsch -;
	Vorlage  05 - 15 1055/2013
	Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Baugebietsfestlegung  05 - 15 1055/2013
	Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1055 Bestandsgebäudehöhen  05 - 15 1055/2013
	Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Gebäudehöhenfestsetzung Rheinpromenade  05 - 15 1055/2013
	Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Gliederung WB-Gebiet  05 - 15 1055/2013
	Anlage 5 zu Vorlage 05-15 1055 Entwurf Gliederung MI-Gebiet  05 - 15 1055/2013

	TOP Ö  6 Fällen eines Ahornbaumes sowie zwei Walnussbäumen auf dem Grundstück Gemarkung Emmerich, Flur 10, Flurstück 1113, Netterdensche Straße
	Vorlage  05 - 15 1062/2013
	Anlage zu Vorlage 05-15 1062  05 - 15 1062/2013

	TOP Ö  7 Verfahren zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. E 7/1 - Hansastraße - Goebelstraße - Gerhard-Storm-Straße -;
	Vorlage  05 - 15 1051/2013
	Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1051 Bestehende Bebauungsplanfestsetzungen  05 - 15 1051/2013
	Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1051 Begründung  05 - 15 1051/2013
	Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1051 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag  05 - 15 1051/2013
	Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1051 Umweltbericht  05 - 15 1051/2013

	TOP Ö  8 Bebauungsplanverfahren Nr. E 7/7 - Gerhard-Storm-Straße / Nordost -;
	Vorlage  05 - 15 1052/2013
	Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1052 Bebauungsplanentwurf  05 - 15 1052/2013
	Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1052 Textliche Festsetzungen - Hinweise  05 - 15 1052/2013
	Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1052 Begründung  05 - 15 1052/2013
	Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1052 Schalltechnisches Gutachten  05 - 15 1052/2013
	Anlage 5 zu Vorlage 05-15 1052 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag  05 - 15 1052/2013

	TOP Ö  9 Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 - Neustadt / Süd -;
	Vorlage  05 - 15 1054/2013
	Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1054 Lageplan Vorhaben Neustadt 51  05 - 15 1054/2013
	Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1054 Ansichten Vorhaben Neustadt 51  05 - 15 1054/2013
	Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1054 3D-Simulation Straßenansicht Neustadt 51  05 - 15 1054/2013
	Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1054 Bebauungsplanvorentwurf  05 - 15 1054/2013

	TOP Ö  10 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 17/1 - Hafenstraße -;
	Vorlage  05 - 15 1057/2013
	Anlage 1 zu Vorlage 05-15 1057  Planzeichnung Satzungsexemplar  05 - 15 1057/2013
	Anlage 2 zu Vorlage 05-15 1057  Legende Satzungsexemplar  05 - 15 1057/2013
	Anlage 3 zu Vorlage 05-15 1057 Textll. Festsetz. Satzungsbeschluss  05 - 15 1057/2013
	Anlage 4 zu Vorlage 05-15 1057 Hinweise Satzungsbeschluss  05 - 15 1057/2013
	Anlage 5 zu Vorlage 05-15 1057  Begründung Satzungsexemplar  05 - 15 1057/2013
	Anlage 6 zu Vorlage 05-15 1057 Stellungnahmen Öffentlichkeit Behörden  05 - 15 1057/2013





